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4 Editorial 

5 Das Ausmaß einer Katastrophe 
hängt von der Verwundbarkeit 

und der Regenerationsfähigkeit der 
betroffenen Gesellschaft ab. Es wurde 
viel darüber gesagt und geschrieben, 
aber es wurden zuwenig Konsequen
zen daraus gezogen, um das Ausmaß 
von Katastrophenauswirkungen - be
sonders der "mittleren Katastrophen" 
- so gering wie möglich zu halten. 
Muß dies so bleiben? 
Dr. Philipp Sontag .. 
»Verletzbarkeit und Uberlebensfä
higkeit der Gesellschaft« 

9 Dokumentation, die mit Vorstel
lung einer Leistungsbilanz des ge

samten Hilfeleistungssystems von 
Bund und Ländern im Bundesministe
rium des Innern erbracht wurde. 
Parlamentarischer Staatssekretär Carl
Dieter Spranger 
»Leistungsbilanz Bevölkerungs-
schutz« 

11 Welche Bedeutung die Zivil
verteidigung in den bei den Su

permächten USA und UdSSR in ihrer 
Funktion im Rahmen der Nuklearstra
tegie dieser beiden Staaten hat und wie 
sie als Faktor der nuklearstrategischen 
Stabilität einzusetzen ist, wird vom 
Fachmann aus dem Bundesinstitut für 
ostwissenschaftliche und internationa
le Studien, Köln, in einer Analyse der 
Zivil verteidigungs programme dieser 
beiden Mächte aufgezeigt. 
OIe Diehl, M. A. 
»Zivilverteidigung in den USA und in 
der UdSSR und ihre Bedeutung als 
strategische Komponente« 

16 »Einsätze des Technischen 
Hilfswerks 1988 im In- und 

Ausland« 

18 Die moderne IndustriegeseLl
schaft muß mit dem Risiko von 

Gefahren durch eben diese hochtech
nisierte Industrie leben, und sie muß 
lernen, die Risiken für Gesundheit und 
Leben klein zu halten. Das IX. Interna
tionale Sommersymposion der Gesell
schaft für Sicherheitswissenschaft in 
Mainz bemühte sich darum, Wege da
zu aufzuzeigen. Für ZIVILVERTEI
DIGUNG berichtet darüber 
Dr. Ralph Esser 
»Risiko - subjektiv und objektiv« 

25 Als zweiten Teil unseres Bei
trages in ZIVILVERTEIDI-
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Heute 
in der 

ZIVI LVEITEI 

GUNG Nr. 3/ 88 bringen wirvom glei
chen Autor, der von der zwingenden 
Notwendigkeit der Einrichtung eines 
Leitenden Notarztes in jedem Ret
tungsdienst schreibt, die Untersuchung 
einer Durchsetzungsmöglichkeit die
ser Rettungseinrichtung und ihre Zu
kunftsaussichten. 
Dr. med. Stefan Neuhauser 
»Leitender Notarzt/Leitende Not
arztgruppe (LNA/LNA-Gruppe) 
Wie sieht die Praxis aus?« 

30 Aus einem Beitrag in der "All
gemeinen Schweizerischen Mi

litärzeitschrift" entnehmen wir Aus
führungen über eine neue Form der 
Kriegführung. 
Oberstlt. i. G. Klaus Jenny 
»Besondere Aspekte des Feindbildes: 
Die Diversion« 

31 »Technisches Hilfswerk im 
Einsatz in Armenien« 

Pressesprecher beim Landesbeauftrag
ten für Baden- Württemberg der Bun
desanstalt Technisches Hilfswerk 
Schürer 

3 2 Die Sicherheit von Talsperren, 
die große Wasserrnassen fest

halten und durch Schäden oder Brüche 
verheerende Katastrophen verursa
chen können, wird ständig überprüft. 
Die teueren Bauwerke erfordern auch 
entsprechend hohe Instandhaltungs
und Zusatzbaukosten, wenn die Be
völkerung vollkommen vor Gefahren 
geschützt sein soll . 
Unser Experte für wasserwirtschaftli
che Probleme zeigt auf, was und vor al
lem auch wie die Sicherheit erhalten 
werden kann. 
D,ipl. -Ing. Baudirektor Wolfram Such 
»Uberprüfung und Sanierung älterer 
Talsperren in Nordrhein-Westfalen« 

41 Durch die Vernetzung der ge
sellschaftlichen Bereiche und 

im wesentlichen auf Basis eines Uni
versalnetzes können bei Störungen ka
tastrophale Folgen eintreten. 
Die Verwundbarkeit der Telekommu
nikationsinfrastruktur heute ist groß, 
sie wird noch zunehmen. Die Gesell
schaft muß sich gegen diese neuen Ge
fahren absichern und sie auszuschlie
ßen versuchen. 
Ulrich Pordesch 
»Zum Katastrophenpotential der Te
lekommunikation« 

49 In Not- und Gefahrensituatio
nen versucht der Mensch sich 

selbst zu helfen. Sind aber Notlagen 
und Katastrophenauswirkungen nicht 
seIbst zu bewältigen, so tritt der Staat 
(wie im Grundgesetz verankert) für 
den Schutz des Bürgers und für die Hil
feleistung ein. 
Dr. jur. Regierungsdirektor Dieter 
Zürndorf 
»Der Schutz des Menschen durch den 
Staat« 

5 3 Redaktionsbeitrag aus Materi
. al der Sicherheitsfachzeit

schrift PROTECTOR 
»Muß die Sicherheitstechnik resignie
ren?« 

54 Chronologisch wird die Ent
wicklung aus ihren Anfängen 

bis zum heutigen Stand - eingebettet 
in die geschichtlichen Abläufe der eu
ropäischen Staaten - aufgezeigt. 
Regierungsdirektor a. D. Wolfgang 
Beßlich 
»Von der Landwehr zum Territorial
heer« 

5 9 In der Meteorologie, der Ozea
nografie und der Erforschung 

der Landrnassen spielt die Radar
Fernerkundung vom Weltraum aus ei
ne immer wichtigere Rolle. 
Dr. Hans-Martin Braun, Helmut Kap
pel (aus dem Hause Dornier) 
»Weltraum-Radar X-SAR für zivile 
Zwecke« 

61 Spektrum 

Unser Titelbild zeigt Technisches 
Hilfswerk im Einsatz. 

Bitte beachten Sie die Inserate auf den 
Seiten 17 und 31. 
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Editorial 2/89 
Wie alle zwei Jahre fand in diesem Frühjahr die Nato-Übung Wintexl Ci
mex statt, von der wir in ZIVILVERTEIDIGUNG stets berichteten, weil 
die Zivilverteidigung in der Bundesrepublik Deutschland innerhalb der 
Gesamtverteidigung ihren Platz hat. 

Dieses Jahr nun, so scheint es, wird gegen diese Übung, gegen dieses 
Großmanöver am Schreibtisch, hart zu Felde gezogen, von allen Seiten, 
nicht nur von Parteien oder Organisationen, die die neue Entspannungs
politik von Michail Gorbatschow schon als vollzogenen Dauerfrieden an
sehen und sogar jegliche Verteidigungsbereitschaft und daher auch jegli
ches Vorbereiten und Erproben eines Ernstfalles der größten aller denk
baren Katastrophen, des Krieges, ablehnen. 

Häme aber und Spott sind hier gar nicht angebracht. Beide äußern sich 
bereits in der breiten Ablehnung unserer Bundeswehr in der Bevölke
rung. Man spricht ihr in diesen Tagen ihre Daseinsberechtigung ab. Wir 
wären somit das einzige Volk der Erde, das in einem Friedensrausch 
"Schuhe und Strümpfe" verliert und sich völlig jeder Vorsorge vor Kata
strophen einerseits entledigen möchte, das aber auf der anderen Seite -
wie nach dem Kernkraftwerksunfall von Tschernobyl - nach Versäum
nissen des Staates fahndet eben in Sachen Volksaufklärung, Katastro
phenvorsorge, Katastrophenübungen, Erarbeitung von Evakuierungs
plänen, Sicherstellungsmaßnahmen für Ernährung, Energie, Medizini
sche Versorgung. 

Wie verträgt sich das? Wie überhaupt kann solches Verhalten zugelassen 
werden, auf welche Kriterien bauen Journalisten und Medienmacher ihre 
Boykottaufrufe zur Wintex/Cimex-Übung, wenn sie doch ganz genau 
davon Kenntnis haben, daß Katastrophenabwehr und -beherrschung nur 
funktionieren können, wenn geprobt wurde, auch am Simulator, auch im 
Bunker, auch in der Landschaft. Daß es Bundesländern - entsprechend 
der von ihnen eingesetzten Regierungen mit deren unterschiedlichen Par
teiführungen - möglich ist, einfach auszusteigen aus der Verpflichtung 
zur Katastrophenvorsorge, scheint uns von ZIVILVERTEIDIGUNG, 
die wir darum bemüht sind, die Beherrschung und Milderung einer Kata
strophe möglich zu machen, unglaublich. Ein Länderchef hatte schon da
mit argumentiert, daß sich aus dieser Art von Übung wie der Wintex/Ci
mex keine Lehren für die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland zie
hen ließen und deshalb der Aufwand dafür unnötig sei. Und nun wird aus
geschert aus der Verpflichtung, durch Übungen Vorsorge zu treffen für 
das Überleben der Bevölkerung bei einer Katastrophe, entgegen der Ver
pflichtung des Staates (Bund sowie Länder), für die Sicherheit seiner Be
völkerung zu sorgen und vorzusorgen. 

Ohne Lernen hat es noch niemals Können gegeben, ohne praktische Er
fahrung keine erfolgreiche Auswirkung auf jedwedem Gebiet. Deshalb 
kann auf ein Manöver nicht verzichtet werden, auch nicht in Zeiten völli
ger politischer Entspannung und Harmonie zwischen den Staaten, von 
Naturkata trophen und Technik-Chernie-Kraftwerksunfällen ganz abge-
ehen. 

Die beste Versicherung für Frieden oder für Überleben in der Katastro
phe ist Vorbereitetsein auf Schlimmstes, das dann hoffentlich nicht ein
tritt. 

Eva 0 ang 
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Verletzbarkeit und 
Überlebensfähigkeit 

der Gesellschaft 
T rotz allem Wandel im 
Osten und Westen werden 
grundlegende geseUschaftli
che Unterschiede bestehen 
bleiben. Immerhin, jahrzehn
telang haben wir uns gewun
dert, was alles im Osten ver
botene Nachrichten waren, 
was man nicht sagen, schrei
ben, filmen durfte, obwohl es 
jeder sieht und weiß. Da ist ein 
grundlegender Wandel einge
treten, der keineswegs einfach 
zu verkraften ist. In unserer 
Gesellschaft allerdings war ei
ne ähnlich merkwürdige Be
obachtung jahrzehntelang 
möglich: Man konnte zwar al
les oder fast alles was ge
schieht beschreiben, darlegen, 
dokumentieren - aber es 
wurden keinerlei Konsequen
zen daraus gezogen. Die kriti
sierten fatalen Verhältnisse 
blieben, wie sie noch heute 
sind, und auch die Planung 
blieb unverändert. Ein Mu
sterbeispiel für die hier ange
sprochenen Versäumnisse 
sind die mangelnden Vorbe
reitungen auf absehbare mitt
lere Katastrophen. Es sind dies 
Katastrophen, welche über 
Unfälle hinausgehen, aber 
doch nicht von überwältigen
dem, jede Maßnahme im Keim 
erstickendem Ausmaße sind. 

Für die unvermeidlichen tägli
chen Unfäl1e ist in modernen 
Industriestaaten bestens vor
gesorgt. Dabei sind die Ein
trittswahrscheinlichkeit, das 
Schadensausmaß und die op
timale Bereitstellung von Un
fa1\schutz und -hilfsmaßnah
men gut kalkulierbar. 
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Philipp Sonntag 

Das Ausmaß einer Katastrophe hängt von der Verwund
barkeit und der Regenerationsfähigkeit der betroffenen 
Gesellschaft ab. Die hoch arbeitsteilige und -vernetzte 
Industriegesellschaft ist besonders verwundbar. Sie hätte 
aber potentiell die Fähigkeit. für viele aktuell drohende 
Katastrophen die Auswirkungen merklich zu verringern 
und die Voraussetzungen für einen Wiederaufbau 
wesentlich zu verbessern. 

Hingegen nützen in einer 
großflächigen, a1\es verhee
renden Katastrophe, etwa ei
ner Hunderte oder Tausende 
qkm umfassenden Sturmflut, 
die meisten Vorsorgemaß
nahmen wenig. Das gleiche 
gilt für den Atomkrieg, der 
mit den bereitgestellten Kapa
zitäten geführt wird. Würden 
die sowjetischen Mittelstrek
kenwaffen in der BRD gleich
mäßig verteilt am Boden ge
zündet, so würde die Dosis der 
Radioaktivität am Boden et
wa das Hundertfache der für 
Menschen tödlichen Höhe er
reichen. Bestimmte Insekten 
würden überleben, aber mit 
den Pflanzen und den meisten 
Tieren würde die gesamte 
Landschaft der Erosion preis
gegeben. Sogar Zivilschutz
maßnahmen mit einem Auf
wand in Höhe des Bruttoso
zialproduktes könnten in die
sem Fa1\ nichts ausrichten. 

Die mittleren 
Katastrophen 
Es sind die Zwischenbereiche, 
welche von einem modernen 
Industriestaat derzeit beson
ders zu beachten sind : von den 
eine größere Anzahl von 
Menschen gefährdenden, 
über Unfä1\e hinausgehenden 
Großschäden bis hin zu Kata-

strophen, die aUenfaUs bei gu
ten Vorbereitungen halbwegs 
begrenzbar sein können. Für 
die Aktuali tät sind vor allem 
die folgenden drei Entwick
lungen maßgeblich: 

1. Menge und Vielfalt von 
Schadstoffen wachsen weiter. 
Dies ist angesichts des bereits 
vorhandenen gewaltigen Um
fanges kein grundlegender 
Wandel. Beunruhigend ist je
doch, daß die Schadstoffe zu
nehmend als ein kritischer Teil 
von komplexen Systemen an
zusehen sind, welche auf
grund ihrer Komplexität un
vermeidlich störbar und zer
störbar sind. 

2. Mit der Störbarkeit 
komplexer Systeme kann 
auch ihre Steuerbarkeit wach
sen. Der Saldo hängt bei der 
Verhinderung von Katastro
phen davon ab, mit welcher 
politischen Verantwortung 
Prävention angestrebt wird. 
Das gleiche gilt für die Scha
densbegrenzung. Der moder
ne Industriestaat ist in seinen 
wirtschaftlichen Abläufen 
stark vernetzt und störbar. Po
tentie1\ könnte zwar sehr viel 
zur Überlebensfähigkeit be
reitgestellt werden, die Ver-

säumnisse sind jedoch volks
wirtschaftlich gesehen frap
pierend. Nachdem in den Pro
duktions- und Lagerhallen 
der Industrie immer höhere 
Werte auf kleinem Raum kon
zentriert werden, erwarten 
Versicherungsexperten in der 
nächsten Zeit den ersten 
Großschaden, bei dem Werte 
von mehr als einer Mi1\iarde 
DM zerstört werden. 

3. Bei großflächigen Schä
den kommt dem sofort ver
fügbaren dezentralen Ret
tungspotential besondere Be
deutung zu. In der breiten Be
völkerung wären hierzu ver
gleichsweise leicht Mittel und 
Mühen mobilisierbar, wenn es 
nicht geradezu pauschal als 
"unmodisch" mit einem Tabu 
belegt wäre. 

Krisenmanagement 
Befürworter und Gegner von 
Z ivilschutz sind sich im G run
de vö1\ig einig, daß nichts oder 
fas t nichts geschehen sol1. Die 
Gegner ste1\en die Wirkung 
von Zivilschutz auf die 
Kriegswahrscheinlichkeit in 
den Vordergrund und überse
hen absichtlich, daß mit einer 
realistischen Darstellung jede 
Verharmlosung vermieden 
werden kann. Die Befürwor
ter nehmen ihre eigenen Be
gründungen für Zivilschutz 
überhaupt nicht ernst - täten 
sie es, so würden sie in einem 
modernen Industriestaat nicht 
weniger als 1 Milliarde DM an 
Bundesmitteln, sondern weit 
mehr als 10 Milliarden inve-
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Verletzbarkeit und Überlebensfähigkeit 

stieren. Dies würde einen 
Staat gegen die meisten Kata
strophen, E rpressungen, ja 
sogar gegen die meisten 
Kriegsgefahren besser schüt
zen oder im Schadensfall hilf
reicher sein als entsprechende 
Ausgaben für militärische 
Zwecke - in vielen denkba
ren Fällen sogar unter rein mi
litärischen Gesichtspunkten 
(Kriegswirtschaft , Mobilität, 
Option nk htmilitärischer Re
aktionen in Krisen usw.). 

Es ist möglim, sich 
abzeimnende Schä
den ganz oder we
sen.tim zu verringern 

Es gibt eine Reihe von An
haltspunkten, die darauf hin
weisen, daß sozusagen bis auf 
weiteres alltäglich mit Schä
den ganz verschiedener Art zu 
rechnen ist, welche weit über 
Unfälle hinausgehen, die nur 
sehr wenige Personen betref
fen. Zweifelsohne wäre es bei 
einem tiefgreifenden Bewußt
seinswandel durchaus mög
lich, die sich abzeichnenden 
Schäden ganz wesentlich zu 
verringern oder zu begrenzen. 
Zum Teil sind aber die Schä
den im Zuge der Modemisie
rung und der Etablierung 
komplexer - und das heißt 
unweigerlich auch schadens
anfälliger - Strukturen un
vermeidlich. Es ist deshalb 
notwend ig, den drei oben ge
nannten Entwicklungen die 
aktuell möglichen mittleren 
Katastrophen gegenüberzu
stellen, um anstehende politi
sche Maßnahmen näher be
stimmen zu können. 

Überschaubare und 
begrenzbare Kata
strophen 

Mit was für Ereignissen ist in 
den nächsten Jahren verstärkt 
zu rechnen? Es sind dies Kata
strophen und sonstige Schä
den größeren Ausmaßes, bei 
denen das Schadensausmaß 
ganz erheblich von den getrof
fenen Vorbereitungen abhän-
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gen wird. Hierzu gehören Er
eignisse der folgenden Art: 

• U nfälle bei größeren che
mischen Anlagen oder Trans
porten mit einem großflächi
gen Schaden; 

• Versorgungskrisen; massi
ver über eine Dauer von Wo
chen hinausgehender Mangel 
an grundlegenden Rohstoffen 
wie Öl, Gas, oder wichtige 
Metalle, z. B. als Folge von lo
kalen Kriegen, Bürgerkriegen 
oder Blockaden; 

• U nfälle mit Atomwaffen 
oder Größere U nfälle in kern
technischen Anlagen, beides 
eventuell außerhalb des Bun
desgebietes, aber mit der Ab
lagerung von radioaktiven 
Stoffen im Bundesgebiet. Die 
Intensität der Strahlung könn
te dabei zwischen genschädi
gend über krankmachend bis 
tödlich, also sehr unterschied
lich sein; 

• "etwas" Radioaktivität auf 
Tankern oder an Rohstoffen 
nach atomaren U nfällen oder 
lokalen Atomkriegen, z. B. in 
Nahost ; 

• Sabotage oder terroristi
sche Aktionen, eventuell un
ter Freisetzung von Radio
aktivitä t. "Selbstgebastelte" 
Atomwaffen sind auch ohne 
Kettenreaktion möglich. Für 
Terrorzwecke genügt die Ver
mischung von radioaktiven 
Stoffen und Sprengstoff. Es 
sind weltweit alle Materialien 
und Bestandteile für atomare, 
biologische und chemische 
Waffen in Mengen verkauft 
worden, die für Völkermord 
ausreichen. Zwar ist in letzter 
Zeit eine gewisse Betroffen
heit erkennbar, aber selbst 
wenn geeignete Maßnahmen 
greifen würden, so sollte doch 
nicht vergessen werden, was 
alles bereits verkauft worden 
ist. 

• Mobilmachung, Auf
marsch von Truppen zur Vor
neverteidigung, Versuch in ei
ner Krise oder Nervosität die 
Vorneverteidigung mit a llen 

am grünen Tisch ausgedach
ten Maßnahmen durchzuset
zen, jedoch ohne Kriegshand
lungen danach - das Scha
densausmaß würde erheblich 
von der Sinnhaftigkeit der 
vorbereiteten Maßnahmen 
abhängen; 

• konventioneller Krieg, 
eventuell Panzergefechte in 
und um O rtschaften. Der ver
deckte Kampf, die G efähr
dung von lebenswichtigen zi
vilen Objekten im Hinterland, 
Interdiktion auf dem Gebiet 
der Bundesrepublik etwa 
nach den Regeln , die für Inter
diktion im O sten bereits am 
Anfang eines Krieges als "un
verzichtbar" angesehen wer
den. Selbst wenn es wider er
warten gelingen sollte, einen 
Krieg kurz nach Beginn zu 
beenden, so wäre der Schaden 
dennoch enorm; 

• atomarer Krieg, nach Ein
satz von wenigen Atomwaffen 
gelingt es den - eventuell po
litisch ohnehin eigentlich un
beabsichtigen Krieg - zu 
stoppen. Einige hundert Qua
dratkilometer Fläche könnten 
völlig zerstört sein, während 
auf einigen tausend oder 
zehntausend Quadratkilome
tern eine zwar nicht unmittel
bar kurzfristig tödliche, aber 
doch sehr schädliche Radio
aktivität sein könnte. Das 
Schadensausmaß würde er
heblich von der Vorbereitung 
und dem Verhalten der Bevöl
kerung abhängen, ebenso in 
den beiden folgenden Szena
rien; 

• atomarer Krieg nach mili
tärischen Gesichtspunkten, 
wobei jedoch nur ein sehr ge
ringer Teil der bereitgestellten 
Atomwaffen eingesetzt wird, 
z. B. auf See mit begrenzter 
Ablagerung radioaktiver 
Stoffe in der BRD; 

• U nfall von gelagerten, 
transportierten oder in Übun
gen verwendeten Atomwaf
fen mit Freisetzung von Ra
dioaktivität in krankheitsver
ursachender Menge auf eini-

gen Hunderten bis Tausenden 
von qkm; 

• E insatz von chemischen 
Waffen durch Terroristen; 

• Weltraumwaffen, insb. 
starke Laser der SOl, die au
ßer Kontrolle geraten, z. B. 
nach einem Fehlalarm ; 

• gentechnische Unfälle oder 
Biowaffenlabors, die außer 
Kontrolle geraten; 

• kerntechnische Anlagen, 
insb. Brüter und andere Pluto
nium in größerer Menge be
inhaltende Anlagen, die aus 
technischem Versagen, aus 
fehlerhafter menschlicher 
Kontrolle oder nach Sabotage 
außer Kontrolle geraten ; 

• Fusionsanlagen zu Beginn 
des nächsten Jahrtausends; 

• klimaverändernde Bauvor
haben oder Umweltver
schmutzung innerhalb und 
außerhalb E uropas. Mögliche 
Folgen sind Überflutung, Ver
eisung, Überhitzung. 

Das Risiko von Ver
suchen, Menschen zu 
kontrollieren 

Bei allen Katastrophen sind 
die Funktionsfähigkeit und 
die Z usammenarbeit in der 
Gesellschaft wichtig. Der Ver
such, dies durch rigide staatli
che Regelungen zu erzwingen, 
kann per se den gesamtgesell
schaftlichen Konsens gefähr
den. E in Extremfall wäre ein 
Versuch, durch psychiatrische 
Bevormundung (z. B. "Aus
schaltung" von "Panikperso
nen" , für die eine U nmenge 
von chemischen Keulen, d . h. 
Psychopharmaka, bereitge
stellt wurden, welche die 
Überlegensfähigkeit unter 
fast al len U mständen, ganz 
besonders jedoch unter Kata
strophenbedingungen verrin
gern) Ordnung im Chaos an
zustreben, anstatt durch ge
eignete Vorsorge und sachge
mäße Schadenslinderung 
Vertrauen zu wecken. Die ge
plante "G emeindepsychia-
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trie" oder andere psychiatri
sche, geheimdienstliche oder 
sonstige polizeistaatliche 
Übergriffe, Telefonüberwa
chungen etc., weIche z. B. ver
stärkt werden, um die oben ge
nannten katastrophalen Ge
fahren "zu kontrollieren", 
sind schon immer für techno
kratische Verwaltungen oder 
faschistoide Politiker attraktiv 
gewesen. Hier muß Einhalt 
geboten werden. Vor allem 
unter dem unmittelbaren Ein
druck und Druck einer mittle
ren Katastrophe: Sachzwang
hafte Kontrollrnaßnahmen 
führen niemals zu wirksamer 
"Kontrolle" oder gar zu Men
schen, die mitten in einer Ka
tastrophe selbstständig und 
konstruktiv im Rahmen des 
Machbaren die Initiative er
greifen. Ein Einsatz staatli
cher Gewalt, der über das not
wendige Minimum hinaus
geht, würde aber in Wirklich
keit zu einem psychischen 
Chaos und einem Verlust ele
mentarer Grundrechte füh
ren. Die Folge wären nicht nur 
gefährliche Polarisierungen 
in der Gesellschaft, sondern 
möglicherweise weitaus skru
pellosere terroristische Über
griffe als bisher - dann jedoch 
möglicherweise unter Aus
nutzung der Verwundbarkeit 
moderner Industriestaaten, 
was wiederum den Polizei
staat provozieren würde. Eine 
gesellschaftliche Instabilität 
dieser Art muß unter allen 
Umständen vermieden wer
den, der Schaden ginge sonst 
weit über die Folgen der mei
sten Katastrophen hinaus. 

Es gibt eine "psychi
sche" Verwundbar
keit 

Die Verwundbarkeit moder
ner Industriestaaten beruht 
nicht nur auf den mangelnden 
Vorbereitungen im Zivil- und 
Katastrophenschutz. Viel
mehr gibt es eine "psychische" 
Verwundbarkeit, welche mit 
politischen Versäumnissen 
und Ungerechtigkeiten zu
sammenhängt. Es ist die Tra-
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gik eIDlger Terroristen, zu 
glauben, der Staat sei an die
ser Stelle durch Gewalt er
preßbar. Er kann es in keinem 
Fall sein - Verhärtung der 
Fronten ist die unweigerliche 
Folge von Gewalt. Trotzdem 
ist die Einschätzung der Moti
ve und Skrupellosigkeit von 
Gewalt - immer vor dem 
Hintergrund der sich laufend 
erheblich erweiternden waf
fentechnischen Möglichkeiten 
- unverzichtbar für die Ab
schätzung von zukünftigen 
Schadensereignissen. Ein 
Staat, der Schäden halbwegs 
begrenzen kann, ist in der La
ge, auf Erpressungsversuche 
gelassener, wirkungsvoller 
und glaubwürdiger zu reagie
ren als ein, gemessen an sei
nen Möglichkeiten, mangel
haft vorbereiteter Staat. 

Die hocharbeitstei lige und 
hoch technisierte Produk
tionsstruktur des modernen 
Industriestaates ist aufgrund 
ihrer starken Verflechtung be
reits ohne Krise schwer zu 
steuern . Das Krisenmanage
ment erfordert wegen der 
Verwundbarkeit eine beson
dere Vorbereitung an Res
sourcen und erprobten Ent
scheidungsstrukturen. Dabei 
kommt es nicht auf rigide Be
fehlshierarchien oder stete 
Neuauflagen von Notstands
gesetzen an - im Gegenteil. 
Die Komplexität der Systeme 
ist allenfalls durch eine Art in
dustrielles Management in der 
Vorbereitung, verbunden mÜ 
dezentraler (zumindest in 
Übungen) erprobter Improvi
sationsfähigkeit während ei
ner Katastrophe in den Griff 
zu bekommen. 

Komplexe Risiken 

Technische und gesellschaftli
che Systeme werden größer, 
komplexer, vernetzter und 
insgesamt schwerer steuerbar. 
Risiken werden schwerer ein
schätzbar. Beispiele großer 
Systeme sind: ein Schlacht
schiff, ein modernes Kampf
flugzeug, ein Kernreaktor, ei-
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ne größere chemische Pro
duktionsstätte, Ökosysteme 
aller Art, die unter menschli
cher Beeinträchtigung in ih
rem Verhalten schwer bis un
kalkulierbar reagieren. 

Verwundbarkeit und Störan
fälligkeit sowie potentielles 
Schadensausmaß steigen ten
denziell. Zugleich sinkt die 
Vorauskalkulierbarkeit der 
Schadensverhinderung und 
-begrenzung bei den immer 
komplexeren Strukturen un
vermeidlicherweise bis in po
litisch schwer steuerbare Be
reiche hinein. Ein Indiz ist die 
wachsende "Restunruhe" in 
der Bevölkerung. Die Gründe 
für die sich abzeichnende wei
tere Risikoverstärkung liegen 
teils in der Eigendynamik der 
technischen Entwicklung, 
teils in mangelnder politischer 
Steuerung. Beides gilt beson
ders für die kritische Mensch/ 
Maschine - Schnittstelle bei 
größeren komplexen techni
schen Systemen. Aus der Ei
genart dieser Entwicklungen 
heraus ergeben sich für die 
Zukunft andere Risiken, ein 
anderes Risikobewußtsein 
und andere aktuelle Aufga
benbereiche des Zivil- und 
Katastrophenschutzes als bis
her. 

Risiko wird an der 
kritischen Mensch/ 
Maschine Schnitt
stelle als gering 
eingestuft 

Im öffentlichen Risikover
ständnis gelten z. B. Reaktor
sicherheitsinstitute als für die 
Kerntechnik zuständig. Dort 
wird das Risiko an der kriti
schen Mensch/ Maschine 
Schnittstelle bei genau be
trachteten "normalen Um
ständen" als gering eingestuft. 
Unter diesen Umständen 
wü.rden extreme Schadenssi
tuationen tatsächlich sehr seI
ten eintreten, nicht zuletzt 
durch die Sorgfalt dieser Insti
tute. Was fehlt sind Reaktor
unsicherheitsinstitute bzw. ei
ne größere Zahl von staatlich 
finanzierten Forschungspro-

jekten in dieser Richtung. 
Dort würde man ganz anders 
Risiken untersuchen, etwa: 

1. Könnte das Personal ei
nen Reaktor mutwillig zerstö
ren? Nicht mit dem Vor
schlaghammer oder durch 
Brandstiftung, sondern durch 
gezielte Eingriffe am Steuer
pult oder unsachgemäße (vom 
System nicht sofort als unsin
nig erkennbare) Reparatu
ren? 

2. Sind Streßsituationen, 
besondere Testläufe (Versu
che außerhalb des Normalbe
triebes, siehe Tschernobyl), 
psychische Labilität bei Tech
nikern, weIche Psychophar
maka einnehmen, Sabotage 
oder andere Situationen 
denkbar, in denen eine Ver
kettung unglücklicher Um
stände zu den unter 1. genann
ten Resultaten führt , obwohl 
eine mutwillige Zerstörungs
absicht nicht vorliegt? 

Effizienteres 
Schadensmanagement 

Technisch und wirtschaftlich 
steigen die Möglichkeiten der 
Schadenslinderung erheblich 
an. Moderne Wamsysteme 
mit vielfältigen Meßfühlern 
und rascher Gefah.renbestim
mung durch Expertensysteme 
und leistungsfähige Vernet
zungen erlauben ebenso 
schnelle wie sachgemäße 
Maßnahmen. Die Bereitstel
lung von Ressourcen für Nah
rung, medizinische Hilfe usw. 
kann in großen Mengen, mit 
besten Transportmitteln und 
erprobtem Management ge
schehen. 

An der Praxis er
probte lmprovisa
tionsfähigkeit ist 
gefragt 

Während es viele Vorschrif
ten , Verwaltungsnuancen, 
Behördenregelungen zum 
Verhalten im Chaos gibt, 
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ebenso zur Zivilrnilitärischen 
Zusammenarbeit, fehlt die 
grundlegende Erkenntnis, 
daß sich Chaos einerseits und 
idealtypische oder auch nur ir
gen deine Form funktionie
render Organisation anderer
seits von vornherei.n wider
sprechen. An der Praxis er
probte Improvisationsfähig
keit ist gefragt. Was fehlt sind 
vor allem: 

• praktische Zivil- und Kata
strophenschutzübungen mit 
der breiten Bevölkerung und 
mit Industriebetrieben für 
verschiedene Szenarien von 
Großschäden. Dies gibt auch 
den Behörden, Hilfsorganisa
tionen etc. Gelegenheit, die 
eigene Organisation zu über
prüfen und "benutzerfreund
lich" zu vereinfachen; 

• eine systematische Ökono
mie der Katastrophenbewälti
gung und der Zivilverteidi
gung. Die an sich reichlich do
kumentierten Erfahrungen 
wurden nicht theoretisch ver
arbeitet und umgesetzt; 

• die selbstverständliche 
Einbeziehung von Überle
bensaspekten bei alltäglichen 
Entscheidungen auf betriebs
und voLkswirtschaftlicher 
Ebene. Ressourcensubstitu
tion, improvisationsfähige 
Energiebereitstellung, nicht 
zu sehr an Infrastruktur ge
bundene Lebensmittelverar
beitung, die Möglichkeit, 
rasch eine gewisse Abschir
mung gegen Schadstoffe zu 
improvisieren, sind Beispiele 
für verkraftbare Vorbereitun
gen, die in einer mittleren Ka
tastrophe äußerst hilfreich 
sein können. 

Dezentrales 
Linderun~potential 

Bei großflächigen Katastro
phen kommt es immer auch 
stark auf die Vorbereitungen 
in der breiten Bevölkerung an. 
Gerade in den ersten Tagen 
eines Schadensfalles kann die 
staatliche Hilfe in der Regel 
nur punktuell zur Wirkung ge-
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langen. Deshalb ist überle
benswichtig, was in den ein
zelnen Familien, in den ein
zelnen Firmen, Land wirt
schaftsgütern etc. sofort ver
fügbar ist. In einem modernen 
Industriestaat können bereits 
vergleichsweise geringe An
strengungen eine erhebliche 
schadenslindernde Wirkung 
entfalten. 

Politische 
Verantwortung 

Alle drei genannten Entwick
lungen - Komplexere Risi
ken, effizientes Schadensma
nagement, dezentraler Zivil
schutz - hängen stark von der 
politischen Verantwortung 
ab, mit der sie gesteuert wer
den. Damit liegt es im argen. 
Die steigenden Risiken wer
den in ihrem Ausmaß wie in 
ibrer Art verkannt. Es wird 
nicht das an Bewältigungspo
tential bereitgestellt, was ei
nem modernen Staat ange
messen wäre. Die Bevölke
rung schließlich soll nicht be
unruhigt werden. Um so unru
higer und vor allem gefährli
cher wäre das Erwachen - ge
nauer gesagt wird in vielen 
Fällen das Erwachen sein, 
denn Katastrophen mittleren 
Schadensausmaßes gesche
hen immer wieder. 

Das Mißtrauen der 
Bevölkerung ist ge
recht 

Carl Friedrich von Weiz
säcker hat in diesem Zusam
menhang gern von dem "In
stinkt aller Bundeskanzler" 
gesprochen, "keine schlafen
den Hunde zu wecken". In
zwischen "bellen die Hunde" 
sowieso ziemlich laut. Mit an
deren Worten, das Mißtrauen 
der Bevölkerung ist durch zu 
viele beobachtete oder gar er
lebte Katastrophen oder Bei
nahekatastrophen geweckt 
und durch allzu schablonen
hafte Sicherheitsbeteuerun
gen von einigen Politikern in 
bezug auf Risiken - sei es der 
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Kernenergie, der Atomwaf
fen, der chemischen Anlagen 
und Waffen etc. - noch weiter 
gefördert worden. Dieses 
Mißtrauen mag in Einzelfäl
len ungerecht oder voreilig 
sein, insgesamt aber ist es nur 
allzu verständlich. Es kann al
so nicht mehr darum gehen, 
keine schlafenden Hunde zu 
wecken. Wer in der Näbe von 
Kernkraftwerken eine gut or
ganisierte Notfallplanung ein
richtet, gibt keinesfalls da
durch zu, daß sozusagen mor
gen ohnehin alles aus dem Ru
der laufen wird - nein, viel
mehr tut er eigentlich nur das 
im Grunde Selbstverständli
che: 

Der Verdacht möglicher 
Schäden mit wie auch im
mer umstrittener Wahr
scheinlichkeit sollte ge
nügen, um sich für den 
Eventualfall vorzuberei
ten. 

Konsequenzen 
und Empfehlung!ill 

Für die häufigsten Unfälle 
wurde bereits mit einer gewis
sen Perfektion vorgesorgt. Bei 
den größten Katastrophen 
und in einem Atomkrieg, der 
nicht sehr begrenzt ist, könn
ten sogar perfektionistische 
Zivilschutzmaßnahmen das 
Ausmaß des Schadens nicht 
wesentlich verändern. Die Er
fabrung von Hiroshirna zeigte 
aber, daß selbst mitten in der 
Überzerstörung bereits klein
ste Hilfen - ein Glas Wasser, 
ein Fetzen Tuch zum Verbin
den - äußerst hilfreich waren. 

Fß fehlt Vorbereitung 
auf "mittlere Kata
strophen" 

Was vor allem fehlt, ist die 
sachgemäße Vorbereitung auf 
die über lokal begrenzte Un
fälle hinausgehenden mittle
ren Katastrophen. Ein Dorf 
könnte ebenso betroffen sein 
wie ein Bundesland. Wirksa
me Maßnahmen müssen ent
weder flächendeckend sein 
oder kurzfristig für eine grö-

ßere Zahl von Opfern wir
kungsvoll verfügbar sein. Wo 
kann ein vergleichsweise ge
ringer Aufwand eine erhebli
che Wirkung erzielen? Zu 
empfehlen ist unter Kosten/ 
Nutzenerwägungen eine ge
wisse Breite von vergleichs
weise überschaubaren Bemü
hungen, um die für einen mo
dernen Industriestaat poten
tiell folgenreichsten Versäum
nisse anzugehen. Dazu soUten 
gehören: 

• Selbst unter Katastrophen
bedingungen und im Krieg 
haben sich die Hilfsorganisa
tionen (Feuerwehr, Techni
sches Hilfswerk, Rotes Kreuz 
usw.) gut bewährt. Sogar 
im Hamburger Feuersturm 
konnten etwa soviele Men
schen durch die Hilfsorganisa
tionen gerettet werden, wie in 
ihm umkamen. In weniger ex
tremen Katastrophen kann 
der Rettungszuwachs ganz er
heblich sein . Die Ausstattung 
aller Hilfsorganisationen soll
te einem modernen Industrie
staat angemessen sein. Motto: 
Das Beste ist vielleicht gut 
genug. 

• Die vorübergehende Ab
schirmung des Hauses gegen 
Schäden brächte im Keller für 
die breite Bevölkerung einen 
hohen Rettungszuwachs in 
vielen Situationen. Grund
schutz in Neubauten sowie 
wenigstens improVISIerter 
Fallout- \lnd Trümmerschutz 
in Altbauten, verbunden mit 
einer gewohnheitsmäßigen 
Vorratshaltung für einige Wo
chen wären sehr hilfreich. Po
sitiv ist die Verfügbarkeit von 
Werkzeugen und Handwerks
geräten in breiten Kreisen der 
Bevölkerung. Was fehlt sind 
Hilfsmittel, die bei Ausfall der 
Infrastruktur zum Tragen 
kommen, etwa wenn Strom 
oder Gas fehlt. Die geringe 
Zahl von Allesbrenneröfen 
und fehlende Notstromaggre
gate sind ein Engpaß. 

• Auch für den Staat besteht 
ein Nachholbedarf an Bevor-
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ratung. Zwar sind die Erdöl
reserven seit der Erdölkrise 
vergleichsweise hoch, sie rei
chen für mehrere Monate, bei 
rigider Rationierung über ein 
Jahr. Aber bei anderen Roh
stoffen feh lt die entsprechen
de Erfahrung einer Krise. So 
kommen einige Edelmetalle, 
insbesondere für die Stahlver
edelung, aus politisch unstabi
len Regionen. Der Ausfall ei
ner vergleichsweise geringen 
Menge kann Engpässe verur
sachen, Substitution ist nur 
begrenzt und vor allem nicht 
kurzfristig möglich. Die politi
sche Unabhängigkeit Südafri
kas beruht nicht zuletzt auf 
mangelnden Vorräten der 
Hauptabnehmer von Roh
stoffen. Viele wichtige Liefe
rungen kommen gerade aus 
Krisengebieten. 

• Die Beurteilung von wirt
schaftlichen Entwicklungen 
unter dem Aspekt der ökono
mischen Widerstandsfähigkeit 
des Staates kann in einer Rei
he von Ressorts zu einer neu
en Beurteilung führen . So 
können die "Butterberge" 
und sonstige Nahrungsreser
ven aus der Überproduktion 
der Landwirtschaft der EG 
überlebenswichtig werden, 
wenn sie hinreichend kata
strophensicher geschützt und 
effizient verteilt werden kön
nen. Dies ändert nichts daran, 
daß die überzogenen Agrar
subventionen anderweitig, 
nicht zuletzt für Zivilschutz, 
besser verwendet werden 
könnten. Auch ganz andere 
Wirtschaftsfaktoren können 
in einer größeren Katastrophe 
eine neue Bedeutung erlan-
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gen, so das gewaltige im Aus
land investierte Vermögen, so 
die Entwicklungshilfe, so eine 
starke Wirtschaftsverflech
tung im Rahmen des Europäi
schen Binnenmarktes. 
• Die geschichtliche Erfah
rung zeigt, daß in Katastro
phen rechtzeitig bereitgestell
te Hilfsmittellebensrettend 
sind. Zu den Hilfsmitteln zählt 
auch das Humankapital, das 
in Theorie und Praxis erwor
bene Wissen um Überlebens
möglichkeiten. Die Bevölke
rung weiß, bei welchen ver
gleichsweise geringen Strah
lungsdosen Nahrungsmittel 
bereits vom Verzehr unter 
Normalbedingungen ausge
schlossen werden. Sie weiß, 
daß hohe Strahlungsmengen 
in kurzer Zeit tödlich sind. 
Aber nur wellige Personen 

wissen, wie sie sich im Bereich 
einer unmittelbar krankheits
verursachenden Strahlung 
verhalten sollten und wie viel 
von diesem Verhalten abhän
gen kann. 

Fazit 

Es gibt Katastrophen solchen 
Ausmaßes, daß sie die Über
lebensfähigkeit in einer Re
gion oder in wesentlichen Tei
len der Gesellschaft erheblich 
beeinträchtigen können. Dies 
hängt mit der Verwundbarkeit 
der hoch arbeitsteiligen und 
-vernetzten Industriegesell
schaft zusammen. Gerade 
diese Gesellschaft hätte die 
Mittel, bei besserer Vorsorge 
für viele Schadensfälle wirk
sam ihre eigene Überlebens
fähigkeit zu erhöhen. 

DokulDentation 
Der Parlamentarische Staatssekretär im 
Bundesministerium des Innern Carl
Dieter Spranger stellte die Leistungsbi
lanz Bevölkerungsschutz vor. Er führte 
u. a. aus, daß sich in dem katastrophen
reichen Jahr (Ramstein, Remscheid, Ar
menien) erwiesen habe, daß die Bun
desrepublik Deutschland über ein vor
zügliches Hilfeleistungssystem verfüge. 
Die Ereignisse 1988 (vor allem die Hilfe 
für Armenien) hätten gezeigt, daß die 
jahrelange Diskriminierung von Zivil
schutzmaßnahmen als Kriegsvorberei
tungen völlig unberechtigt gewesen sei. 

Auf dem wichtigen politischen Gebiet 
der internationalen Zusammenarbeit im 
Katastrophenschutz habe die Bundesre
publik Deutschland eine Vorbildfunk
tion. Sie sei der Motor der Entwicklung. 
PStS Spranger erklärte ferner, daß 

• der Bund für den Zivilschutz und den 
erweiterten Katastrophenschutz zustän
dig sei , d. h. für Maßnahmen im Vertei
digungsfall, während die Zuständigkeit 
der Länder beim Katastrophenschutz in 
zivilen Not- und Gefahrenlagen liege; 

• es jetzt Schutzräume für ca. 4 % der 
Bevölkerung gebe; 

• einige Länder sich nicht in dem Maße 
an den Übungen Wintex/ Cimex betei-
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ligten, wie es wünschenswert sei (insbe
sondere Hessen, Saarland und Schles
wig-Holstein). Dies gelte für die Ebene 
der Kreise und Gemeinden, wo die 
Übungsmöglichkeiten auch im Hinblick 
auf zivile Katastrophen nicht genutzt 
würden. 

Leistungsbilanz 

Überblick: 

Für das gesamte Hilfeleistungssystem 
haben Bund und Länder im Jahre 1988 
insgesamt 3,7 Milliarden DM aufgewen
det. Hiervon entfallen 805 Millionen 
DM auf den Bund. 

Die Ausgaben verteilen sich auf folgen
de Teilbereiche: 

• Selbstschutz (BVS) 63,4 Mio DM 

• Schutzbaumaßnahmen 117,3 Mio DM 

• Wamdienst 90,8 Mio DM 

• Katastrophenschutz 257,8 Mo DM 

• Technisches Hilfswerk 104,3 Mo DM 

• Schutz der Gesundheit 53,1 Mio DM 

• Wasserwirtschaftliche Vorsorgemaß
nahmen 8,5 Mio DM 

• Schutz von Kulturgut 3,9 Mio DM 

• Aufgaben des Bundesamtes für Zivil
schutz 104,0 Mio DM 

• Akademie für zivile Verteidigung 2,1 
MioDM 

1. Katastrophenschutz 

Koordinierungsstelle für großflächige 
Gefahrenlagen lind Konzeption zur 
Optimierung des Krisenmanagements 

Am 22. 6. 1988 hat das Bundeskabinett 
der Konzeption zur Optimierung des 
Krisenmanagements bei großflächigen 
Gefahrenlagen zugestimmt. Diese Kon
zeption sieht u. a. vor, daß in großflächi
gen Gefahrenlagen Vertreter der betrof
fenen Bundesressorts und Länder im 
BMI als interministerielle Koordinie
rungsgruppe zusammentreten, um die 
notwendigen Hilfeleistungen zu koordi
nieren und Informationen zu beschaffen, 
aufzubereiten und weiterzuleiten. 

Z. Zt. werden Empfehlungen und Ver
fahren für bestimmte großflächige Ge
fahren lagen erarbeitet. 

Katastrophenschutzeinheiten 

Der Bund finanziert rd. 7 300 Einheiten 
und Einrichtungen des erweiterten Ka-
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Dokumentation 

tastrophenschutzes. Dieser gliedert sich 
in 8 Fachdienste mit zusammen 143000 
ehrenamtlichen Helferinnen und Hel
fern , die den privaten Sanitätsorganisa
tionen, den Feuerwehren und dem Tech
nischen Hilfswerk angehören. Besonders 
hervorzuheben ist das seit 1981 laufende 
Konsolidierungsprogramm zur Moder
nisierung und Vervollständigung der 
Ausrüstung, nach dem bis 1992 rund 
11 000 neue Fahrzeuge mit einem Ge
samtvolumen von über 1,2 Milliarden 
DM beschafft werden. 1988 waren dies 
insgesamt 755 Fahrzeuge und Mehr
zweckboote im Gesamtwert von 93,4 
MioDM. 

Katastrophenschutzschulen und Zen
tralwerkstätten 

Hierfür stellte der Bund insgesamt 10 
Mio DM für Baumaßnahmen u. a. in 
Rendsburg, Mayen und Krumbach zur 
Verfügung. 

2. Technisches Hilfswerk 

Das Technische Hilfswerk wirkt mit 
55 000 Helfern im erweiterten Katastro
phenschutz vornehmlich in den Fach
diensten Bergung- und Instandsetzung 
mit. 

a) Im Jahr 1988 wurden 

5 größere Einsätze mit 218 Helfern im 
Ausland durchgeführt. 

Der größte und bedeutendste Auslands
Einsatz stellt die Hilfeleistung des THW 
nach dem verheerenden Erdbeben in Ar
menien (UdSSR) dar, bei dem das THW 
seinen hohen Leistungsstand unter Be
weis stellte (Dezember 1988 bis Januar 
1989) 

Weitere 4 Auslands-Einsätze wurden 
1988 in Äthopien und im Sudan durch
geführt. 

b) Im InlandführtedasTHW im 1. Halb
jahr 1988 über 880 Einsätze mit 13 000 
Helfern durch. 

c) Verbesserung der Unterbringung 

Zur sachgerechten Unterbringung von 
THW-Ortsverbänden wurden im Jahre 
1988 insbesondere für größere Neu- und 
Umbauten von Unterkünften insgesamt 
19 Mio DM zur Verfügung gestellt. 

d) Verbesserung der organisationseige
nen Ausstattung 

Neben den Fahrzeugen und Ausstattun
gen, die das THW aus dem Konsolidie-
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rungsprogramm für den Katastrophen
schutz erhält (s. Ziff. 5) wurden 1988 
66 organisationseigene Fahrzeuge für 
insgesamt 2,7 Mio DM sowie Fach
dienstausstattung und persönliche Aus
stattung der Helfer für insgesamt 6 Mio 
DM beschafft. 

3. Rettungshubschrauber 

Der Bund unterhält 27 Katastrophen
schutz-Hubschrauber, die auf 18 Luftret
tungsstationen verteilt sind. Sie sind im 
Jahre 1988 

ca. 18 000 Einsätze im Rettungsdienst 
geflogen und haben hierbei 

ca. 14 900 Patienten direkt am Unfallort 
mit erster ärztlicher Hilfe versorgt oder 
schwerverletzt in Krankenhäuser geflo
gen. 

Die Hubschrauber des Katastrophen
schutzes flogen seit Beginn des Luftret
tungsdienstes im Jahre 1971 insgesamt 
rd. 212 850 Einsätze; mehr als 183 700 
Patienten sind ärztlich versorgt worden. 

4. Warndienst 

Das technisch überholte Warnsystem soll 
durch ein flächendeckendes Warn
Rundfunk-lnformationssystem (WARI) 
in Kombination mit einem modemen be
siedlungsdeckenden Sirenensystem er
setzt werden. 

Das nach dem Stande vom 31. 12. 1987 
aus 1 560 Meßstellen bestehende Warn
dienst-Meßstellennetz zur Erfassung der 
Gamma-Ortsdosisleistung ist im Jahre 
1988 auf insgesamt 1 780 Meßstellen 
ausgebaut worden. Mit der Installation 
von weiteren 220 Meßstellen wird 1989 
der Endausbau des Warndienst-Fern
meßsystems abgeschlossen sein. 

5. Gesundheitsvorsorge 

Im Bereich der Erste-HiIfe-Ausbildung 
wurden durch die Hilfsorganisationen im 
Jahre 1988 rd. 680 000 Aus- und Fortbil
dungen durchgeführt. Mittlerweile sind 
15 Mio Bundesbürger in Erster Hilfe un
terwiesen worden , rd. 18 000 Schwester
helferinnen wurden ausgebildet, deren 
Gesamtzahl damit auf 263 000 gestiegen 
ist. Bisher wurden rd. 15 Mio Bürger in 
Erster Hilfe ausgebildet. 

Der Bau von Hilfskrankenhäusern wurde 
fortgesetzt. 

6. Selbstschutz 

Selbstschutzausbildung 

Der Bundesverband für den Selbstschutz 
hat im Jahre 1988 für die Bevölkerung 
insgesamt über 6 800 Selbstschutzlehr
gänge mit 120 000 Teilnehmern durch
geführt. Deren Gesamtzahl beträgt nun
mehr 6,7 Mio. 

In 11 000 Fachlehrgängen wurden für 
den Selbstschutz in Arbeitsstätten (z. B. 
Brandschutz, Bergung) 150 000 Lei
tungs-, Führungs- und Einsatzkräfte aus
gebildet, deren Gesamtzahl sich damit 
auf 1,4 Mio erhöht hat. 

Schutzraumbau 

Im Jahre 1988 wurden an Bundesinvesti
tionsmitteln für Schutzbauzwecke insge
samt 111 Mio DM ausgegeben. Mit die
sen Mitteln konnten rd. 90 000 neue 
Schutzplätze geschaffen werden. Ende 
1988 befanden sich bundesweit mehr als 
600 öffentliche Schutzräume mit zusam
men rd. 460 000 Schutzplätzen im Bau 
bzw. in der Planung, die in ihrer überwie
genden Mehrzahl bis Ende 1992 fertig
gestellt sein werden. Darüber hinaus wer
den im gleichen Zeitraum über 100 ehe
malige Bunker und Stollen mit mehr als 
90 000 Schutzplätzen im Wege der 
"Nutzbarmachung" für ihren ursprüngli
chen Verwendungszweck wiederherge
richtet. Die Zahl an Schutzplätzen stieg 
von 2,1 Mio Ende 1987 auf rd. 2,2 Mio 
Ende 1988. 

7. Wasserwirtschaftliche Vorsorge
maßnahmen 

Trinkwasser-Notversorgung 

Nach einem mit den Ländern abge
stimmten Prioritäten programm wurden 
zur Deckung des lebensnotwendigen Be
darfs an Trinkwasser auch im Jahr 1988 
Vorsorgemaßnahmen nach dem Wasser
sicherstellungsgesetz weitergeführt. In
zwischen stehen bei Ausfall des zentralen 
Wasserversorgungssystems 3 310 netzu
nabhängige Einzelbrunnen und 90 Ver
bundleitungen, die vom Bund finanziert 
wurden, zur Verfügung. Damit ist eine 
Trinkwasser-Notversorgung für etwa 38 
% der Gesamtbevölkerung der Bundes
republik Deutschland sichergestellt. 
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Zivilverteidigung 
in den USA und in der UdSSR 
und ihre Bedeutung als strategische Komponente 

Die Entwicklung der 
amerikanischen Zivil
verteidigung 

In den USA begann eine Aus
einandersetzung mit der Not
wendigkeit von Zivilverteidi
gung erst, als nach dem Zwei
ten Weltkrieg die Einführung 
von Nuklearwaffen auch auf 
sowjetischer Seite und damit 
eine direkte Bedrohung des 
amerikanischen Territoriums 
für die Zukunft abzusehen 
wart. Nach Zündung der er
sten sowjetischen Atombom
be 1949 und der perzipierten 
Kriegsgefahr während des 
Korea-Krieges ab 1950 wurde 
so 1951 mit dem "Federal Ci
viI Defense Act", der in mehr
fach modifizierter Form noch 
heute gilt, eine gesetzliche 
Grundlage geschaffen für 
Maßnahmen zum Schutz des 
zivilen Bereiches "in Vorbe
reitung auf einen erwarteten 
Angriff, während eines An
griffs und auch nach einem 
Angriff" auf die USA. 

In den ersten Jahren wechsel
ten sowohl die Organisations
formen der Zivilschutz-Ad
ministration als auch der von 
den Amerikanern präferierte 
konzeptionelle Ansatz für ein 
aufzubauendes Zivilverteidi
gungsprogramm ständig. Als 
Konzept für Bevölkerungs
und Industrieschutzmaßnah
men wurde die sogenannte 
"Dispersion", also die aufge
lockerte Ansiedlung zur De
zentralisierung und Verviel
fältigung möglicher Angriffs
ziele, bald als für ein freiheitli
ches Wirtschafts- und Gesel1-
schaftssystem zu dirigistisch 
verworfen. Der Schwerpunkt 
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OIe Diehl 

Z ur zivilen Schadensbegrenzung in einem Nuklear
krieg unterscheidet man grundsätzlich sogenannte 

"aktive" Maßnahmen, die anfliegende Waffen zerstö
ren, bevor diese überhaupt Schäden hervorrufen kön
nen, von "passiven" Maßnahmen, also Vorkehrungen 
zur Begrenzung der durch die Waffeneinwirkung ent
stehenden oder bereits entstandenen Schäden. 

Aktive Schadensbegrenzung hat in letzter Zeit sowohl 
im Zusammenhang mit dem A BM - Vertrag als auch mit 
den strategischen Verteidigungsprogrammen der USA 
("SDI") und der UdSSR eine wichtige Rolle in der stra
tegischen Diskussion gespielt. Zumindest vom Ansatz 
her lassen sich eigene Verwundbarkeiten aber genauso 
auch mit passiven Maßnahmen, die unter dem Begriff 
"Zivilverteidigung" subsumiert werden können, redu
zieren. Eine etwaige einseitige Fähigkeit zu effektiver 
Schadensbegrenzung könnte dabei der anderen Seite 
nukleare Vergeltungsoptionen nehmen und so erhebli
cheAuswirkungen auf die nuklearstrategische Stabilität 
haben. Im Rahmen einer Analyse der Zivilverteidi
gungsprogramme der USA und der Sowjetunion und 
ihrer Funktion im Rahmen der Nuklearstrategie dieser 
beiden Staaten soll im folgenden die Bedeutung der Zi
vilverteidigung als Faktor der nuklearstrategischen Sta
bilität aufgezeigt werden. 

der Zivilschutzplanungen lag 
unter Präsident Truman zu
nächst auf dem Bau von 
Druckschutzbunkern, wurde 
unter Eisenhower dann aber 
aus ökonomischen Gründen, 
wegen der wesentlich geringe
ren Kosten, auf Evakuie
rungsplanungen umgelenkt. 
Nach ersten wissenschaftli
chen Analysen der Auswir
kungen von radioaktivem 
Fallout im Zusammenhang 
mit nuklearen Testexplosio
nen der USA 1954 mußte 
dann zwangsläufig, weil eine 
reine Evakuierung aus Scha
densgebieten in vom Fallout 
verseuchte Auffanggebiete 
nicht sinnvoll erschien, ein so
genanntes "evacuation to 
shelters"-Programm ins Le
ben gerufen werden. 

Das breite Spektrum von ver
tretenen Ansätzen und die ge
ringen vom Kongreß bewillig
ten Haushaltsmittel führten 
dazu, daß alle diese Program
me in der Planungsphase stek
kenbleiben mußten und so an 
eine praktische Umsetzung 
von Zivilverteidigung für die 
USA bis 1960 überhaupt nicht 
zu denken war. Der Kampf 
der Zivilschutz-Administra
tion mit dem Kongreß um die 
Bewilligung von Haushalts
mitteln und die schon zu die
ser Zeit einsetzende Diskus
sion über die ethisch-morali
sche Legitimation von Zivil
verteidigung, die immer wie
der als Kriegsvorbereitung 
und damit als Kriegstreiberei 
verurteilt wurde, prägten die 
Entwicklung der US-Zivilver-

teidigung bis in die jüngste 
Zeit entscheidend. 

In diesen Geburtsjahren einer 
amerikanischen Zivilverteidi
gung wurde dem Zivilschutz 
auch im Rahmen der Nuklear
strategie und der Kriegsfall
planung der USA noch eine 
untergeordnete Rolle beige
messen. Die Strategie war ge
prägt von dem Monopol bzw. 
der erheblichen Überlegen
heit der USA auf dem Gebiet 
der strategischen Nuklearwaf
fen und damit einer zwar für 
die Zukunft gefährdet er
scheinenden, zunächst aber 
noch weitgehend gewährlei
steten Unverwundbarkeit des 
amerikanischen Territori
ums2. Bis 1954 war ein etwai
ger Nuklearwaffeneinsatz 
nach den überkommenen 
Grundsätzen eines "strategi
schen Bombardements" ge
plant. Von 1954 bis 1960 soll
te dann die Strategie der 
"Massiven Vergeltung" dem 
potentiellen Gegner deutlich 
machen, daß er bei einem An
griff mit einem schnellen, 
nach Stärke und Ort von den 
USA frei bestimmbaren nu
klearen Vergeltungsschlag ge
gen sein Territorium zu rech
nen habe. 

Zur Zeit der Kennedy-Admi
nistration Anfang der 60er 
Jahre erlebte die Zivilverteidi
gung dann ihren ersten größe
ren Aufschwung in den USA. 
Unter dem Druck der Berlin
Krise 1961 bewilligte der 
Kongreß erstmals die angefor
derten Haushaltsmittel in vol
ler Höhe. Bis 1963 konnte so 
ein Programm zur Sichtung, 
Kennzeichnung und teilweise 
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Zivilverteidigung USA/UdSSR 

Bis 1960 war an eine prak
tische Umsetzung von Zi
vilverteidigung in den USA 
überhaupt nicht zu denken. 

auch Ausstattung von fast 50 
Mio. Schutzraumplätzen mit 
Fallout- und eingeschränktem 
Druckschutz in vorhandener 
Bausubstanz durchgeführt 
werden. Der Leiter der damals 
dem Verteidigungsministeri
um angegliederten Zivil
schutzbehörde wurde zum 
stellvertretenden Verteidi
gungsminister. 

Schon in dieser Ernennung 
zeigt sich der veränderte Stel
lenwert, der der Zivilverteidi
gung auch sicherheitspoli tisch 
zu dieser Zeit zukam. Die un
ter dem Eindruck des "Sput
nik-Schocks" von 1957 An
fang der 60er Jahre imple
mentierte neue Strategie einer 
"Flexiblen Reaktion" ver
suchte, zur Aufhebung von 
Glaubwürdigkeitsdefiziten 
der bisherigen Strategie auch 
auf niedrigerer Konfronta
tionsebene mili tärische Op
tionen bereitzustellen. Die nu
klearstrategische Komponen
te dieser Strategie erfuhr da
bei in den Jahren ihrer Einfüh
rung unter dem Verteidi
gungsminister McNamara ei
ne äußerst wechselhafte Ent
wicklung. Ein zunächst ver
folgtes "counter-force"-Kon
zept, das Nuklearschläge auf 
gegnerische Kriegführungs
kapazitäten konzentrierte, 
wurde 1963 ergänzt durch ein 
"no cities"-Konzept, wonach 
der Zivil bereich ausdrücklich 
aus der nuklearen Zielpla
nung ausgeschlossen und le
diglich als "Geisel" für den 
Fall vorgesehen werden sollte, 
wo die Sowjetunion sich nicht 
auf eine ähnliche Zielplanung 
einlasse. Schadensbegren
zung im zivi len Bereich wurde 
so erstmals zu einer ausdrück
lichen Komponente nuklear
strategischer Planungen. Die 
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Zivilschutzbestrebungen der 
Kennedy-Administration 
müssen so auch als flankieren
de Maßnahme dieser neuen 
Nuklearstrategie gesehen 
werden. 

Schon 1964 mußten die USA 
erkennen, daß eine "counter
force" -Strategie zu dieser Zei t 
technologisch bei geringer 
Zielgenauigkeit und Zielauf
klärungsfähigkeit nicht imple
mentierbar war. Insbesondere 
die Sowjetunion konnte sich 
technologisch auf eine solche 
Zielplanung überhaupt nicht 
einlassen. Als Kern einer neu
en Nuklearstrategie wurde so 
1964 das Prinzip einer "ge
genseitig gesicherten Zerstö
rung" eingeführt. McNamara 
definierte die Fähigkeit zur 
Zerstörung von 1/4 der Be
völkerung und 1/3 des Indu
striepotentials als hinreichend 
für eine nuklearstrategische 
Abschreckung des Gegners, 
wobei im Sinne einer "Wech
selseitigkeit" durchaus auch 
dem Gegner diese Fähigkeit 
zugestanden werden sollten. 
Schadensbegrenzung wurde 
im Rahmen dieser Strategie 
nicht nur überflüssig, sondern 
sogar kontraproduktiv, weil 
gerade die wechselseitige Ver
wundbarkeit und Vergel
tungsfähigkeit hier Stabilität 
garantieren soll te. 

Unter Präsident Johnson ver
schwand in den USA folge
richtig auch das kurzzeitig ge
stiegene Interesse für die Zi
vilverteidigung wieder. Bis 
Mitte der 70er Jahre konnten 
so mit den vom Kongreß wie
der nur spärlich bewilligten 
Mittel lediglich das Schutz
raumsichtungsprogramm mo
derat fortgeführt und ein na
tionales Warnsystem aufge
baut werden. 

Zu Beginn der 70er Jahre ver
stärkten sich in den USA Dis
kussionen über die Glaub
würdigkeit der "gegenseitig 
gesicherten Zerstörung". Das 

Problem einer nuklearen 
"Selbstabschreckung" und 
insbesondere Zweifel an der 
sowjetischen Akzeptanz der 
"Gegenseitigkeit" von Ab
schreckung und Sicherheit 
wurden verstärkt durch um
fangreiche Rüstungsprogram
me der Sowjetunion und nicht 
zuletzt auch durch die forci er
ten Zivilschutzanstrengun
gen, die auf seiten der UdSSR 
zu dieser Zeit zu beobachten 
waren. 1973 wurde so in den 
USA mit der "Schlesinger
Doktrin", die auf "begrenzte 
Nuklearoptionen" setzte, da
mit abrückte von reiner Ver
geltungsfähigkeit und wieder 
mehr auf Kriegführungsfähig
keit ausgerichtet war, eine 
neue Nuklearstrategie imple
mentiert. Diese wies deutliche 
Parallelen zu der - inzwi
schen technologisch umsetz
baren "counter-force"
Strategie der frühen 60er Jah
re auf. Folgerichtig mußte 
auch Schadensbegrenzung in 
den USA in Zukunft wieder 
stärker thematisiert werden. 

Unter der Carter-Administra
tion wurden umfangreiche 
Studien über die Möglichkei
ten neuer konzeptioneller 
Ansätze für eine Zivilverteidi
gung erstellt. 1978 entschied 
man sich für ein neues Pro
gramm, in dem die Evakuie
rung großer Bevölkerungstei
le aus möglichen Schadensge
bieten schon während einer 
Krise, also nicht wie bisher ge
plant erst unmittelbar vor ei
nem bevorstehenden Nukle
arschiag, im Mittelpunkt ste
hen sollte. Während dieses 
Programm unter Carter in der 
Planungsphase blieb, ging der 
neue Präsident Reagan ent
sprechend seiner Wahlkampf
ankündigung einer erhebli
chen Stärkung der amerikani
schen Zivilverteidigung sofort 
an seine Umsetzung. Seine 
Administration startete 1982 
ein 7-Jahres-Programm, nach 
dem bis 1989 Krisenevakuie
rungspläne für den Bevölke
rungsschutz eingeführt , das 

A ls Kern einer neuen Nu
k1earstrategie wurde 1964 
das Prinzip einer "gegen
seitig gesicherten Zerstö
rung" eingeführt. 

Warnsystem ausgebaut und 
ein Konzept für den bisher in 
den USA völlig vernachlässig
ten Industrieschutz erstellt 
werden sollten. Mit diesem 
Plan schien so erstmals ein 
schlüssiges, umfassendes 
Konzept für ein Zivilschutz
programm der USA vorzulie
gen. 

Auch die nuklearstrategi
schen Tendenzen zu Beginn 
der Reagan-Regierung deute
ten für die Zukunft auf eine 
wichtigere Position der Zivil
verteidigung hin . Bestrebun
gen einer immer stärker auf 
Führbarkeit und Gewinnbar
keit eines Nuklearkrieges ge
richteten Strategie ließen der 
Schadensbegrenzung eine 
wichtigere Rolle zukommen. 
U nd insbesondere das 1983 
initiierte strategische Vertei
digungsprogramm SDI, bei 
dem heute nicht mehr von der 
Möglichkeit eines vollständi
gen Schutzes, sondern allen
falls von der Realisierbarkeit 
eines teildurchlässigen Raum
schutzes oder einer Punktziel
verteidigung ausgegangen 
werden muß, ließe als flankie
rende, ergänzende Maßnah
me ein effektives Zivilvertei
digungssystem wichtig und 
sinnvoll erscheinen. 

Auch der umfassende Rea
gan-Plan scheiterte aber bei 
der praktischen Umsetzung. 
Schon die ersten, im Verhält
nis zu den gesteckten Zielen 
äußerst moderaten Haus
haltsanforderungen der Ad
ministration wurden nahezu 
um die Hälfte zusammenge
strichen. 1985 sah man sich 
daher zur Rücknahme der 
Krisenevakuierungspläne, 
des wesentlichsten Teils des 
Programms, gezwungen. Als 

Z IVILVERTEIDI GUNG 11 / 89 



gewissermaßen klägliches Er
gebnis der Reagan-Pläne 
blieb so 1986 das niedrigste 
Zivilschutz-Budget seit Be
ginn der US-Zivilverteidi
gung zu verzeichnen. Das 
Reagan-Programm blieb 
dann storniert in einer "War
testellung" , an eine Umset
zung ist zunächst aber nicht zu 
denken. Inwieweit der neue 

FundsteIJe für das amerikanische Zi
vilverteidigungsplakat ist ein Artikel 
von A. Winkler, A 40-year history of 

Zivilverteidigung USA/UdSSR 
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Präsident Bush die Pläne sei
nes Vorgängers zur Stärkung 
der Zivilverteidigung wieder 
aufnehmen oder eigene Pläne 
in dieser Richtung entwickeln 
wird, bleibt zunächst abzu
warten. Eine grundlegende 
Wende in der amerikanischen 
Zivilschutz-Politik erscheint 
aber zumindest unwahr
scheinlich. 

civil defeose: Bulletin of the Atomic 
Scientists, 6/ 1984, S. 18. 

Die Zivilverteidigung der UdSSR 

In der UdSSR begann man 
bereits 1932, sich mit Zivilver
teidigung, zunächst noch als 
"passive Luftverteidigung" 
bezeichnet, zu beschäftigen. 
Während des 11. Weltkrieges 
wurden große Teile der Bevöl
kerung im Zivilschutz ausge
bildet und eingesetzt3. In der 
Nachkriegszeit wurde zu
nächst weiter nach den 
Grundsätzen der passiven 
Luftverteidigung vorgegan
gen. Erst ab 1961 beschäftigte 
sich die nun umbenannte "Zi
vilverteidigung" (grazdanska
ja oborona) mit dem Problem 
der Nuklearwaffeneinwir
kung. Die Zivilverteidigung 
wurde zu dieser Zeit dem Ver
teidigungsministerium unter
stellt und seit Mitte der 60er 
Jahre erheblich forciert. 1972 
wurde ihr Chef zum stellver
tretenden Verteidigungsmini
ster, die Zivilverteidigung er
hielt den Status eines Spezial
dienstes der Streitkräfte, ver
gleichbar etwa den Pionier
oder Fernmeldetruppen . 

Als Aufgaben der Zivilvertei
digung werden in der UdSSR 
der Schutz der Zivilbevölke
rung, die Aufrechterhaltung 
der wirtschaftlichen Lei
stungsfähigkeit im Kriegsfall 
und die Beseitigung von 
Kriegsschäden genannt. Seit 
1972 gilt als vierte Aufgabe 

Z IVILVERTEIDIGUNG 11 / 89 

die Hilfe bei zivilen Katastro
phen. 

Die sowjetische Zivilverteidi
gung ist streng hierarchisch 
organisiert. An der Spitze 
steht die "Hauptverwaltung 
Zivilverteidigung" im Vertei
digungsministerium. In einem 
nachgeordneten zweigleisigen 
Organisationsschema leiten 
entsprechend der Regional
struktur der Sowjetunion die 
Verwaltungschefs jeder regio
nalen Ebene mit Unterstüt
zung eines "Zivilverteidi
gungsstabes" aus vorwiegend 
militärischen Experten die Zi
vilverteidigung in ihrem Ver
antwortungsbereich. Auf 
funktionaler Ebene ist auf ei
ner zwei ten Schiene der Di
rektor bzw. Leiter eines Be
triebes oder einer Institution 
für Zivilschutzvorbereitungen 
seines Bereiches verantwort
lich. In den Betrieben sind je
weils bis zu 25 % der Mitar
beiter mit Zivilschutzaufga
ben betraut. Neben diesen 
bei den Organisationssträngen 
existieren für Spezialaufgaben 
die militärischen "Truppen 
der Zivilverteidigung" mit ei
ner Stärke von ca. 70.000 
Mann. Insgesamt soll so die 
Zahl der "Zivilschützer" in 
der UdSSR bei 20 bis 30 Mio. 
liegen, darunter etwa 100.000 
hauptamtliche Funktionäre. 

Die finanziellen Aufwendun
gen für den Zivilschutz sind 
unbekannt, werden aber auf 
ca. 1 bis 2 Mrd. US-$ pro Jahr 
geschätzt. 

Ein Kernelement der sowjeti
schen Zivilverteidigung stellt 
der Bau von aufwendigen un
terirdischen Schutzräumen 
zum Schutz der sowjetischen 
Eliten und damit zur Aufrech
terhaltung der politischen 
Staatsfunktionen im Kriegs
fal l dar. Der Umfang qieses 
gerade in letzter Zeit forcier
ten Programms wird auf heute 
über 100.000 Schutzraum
plätze geschätzt. Ein allge
meiner Bevölkerungsschutz 
durch den Bau neuer speziel
ler Schutzräume wird aber 
auch in der Sowjetunion aus 
ökonomischen Gründen nicht 
betrieben. Statt dessen wer
den heute in nahezu allen öf
fentlichen Neubauten Räume 
eingerichtet, die einer doppel
ten Nutzung als Schutzraum 
und als Nutzraum unterliegen. 
Weiter sind heute in 6 sowjeti
schen Städten U-Bahn-Sta
tionen und teilweise auch 
Gleisnetze als Schutzräume 
verwendbar. Vor allem in 
Moskau sollen so bis zu 
500.000 Menschen in der 
U-Bahn Schutz finden kön
nen. Für den größten Teil der 
Zivilbevölkerung der als be-

sonders gefährdet angesehe
nen Gebiete, insbesondere 
der Großstädte, ist eine Eva
kuierung innerhalb von drei 
Tagen nach gen au ausgearbei
teten Plänen vorgesehen. In 
den Auffanggebieten sollen 
sich die Evakuierten mit pro
visorisch zu errichtendem 
Fallout-Schutz, z. B. Erdgru
ben, die mit Holz ausgekleidet 
und mit Erde bedeckt werden, 
schützen. 

Die in den Ballungsräumen 
zur Aufrechterhaltung der 
Produktion benötigten Werk
tätigen werden während ihrer 
Freischichten verstreut in 
Vororten untergebracht, wäh
rend für die Werkschicht je
weils Schutzraumkapazitäten 
in den Betrieben vorhanden 
sein sollen. Damit wird gleich
zeitig eine erste Vorausset
zung für einen effektiven In
dustrieschutz erfüllt. Die So
wjetunion sieht im Rahmen 
einer langfristigen Industrie
ansiedlungsplanung eine Dis
persion, eine verstreute An
siedlung von Industriebetrie
ben außerhalb der Ballungs
räume, vor, hat diesen Ansatz 
aber bisher erst in geringem 
Maße umgesetzt. Ein aufwen
diger bautechnischer Schutz 
von Produktionsstätten wird 
bisher ebenfalls nur im Falle 
wichtiger Objekte der Rü
stungsindustrie angewandt. 
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Seit 1971 gilt in der UdSSR 
aum die HiUe bei zivilen 
Katastrophen als Aufgabe. 

Für die übrigen Industrieanla
gen sind einfachere Maßnah
men, so z. B. der Schutz der 
Maschinen selbst mit Hilfe 
von Sandsäcken, vorgesehen. 
Für eine zügige Nachkriegser
holung führt die Sowjetunion 
heute gezielt Übungen und 
Ausbildungen insbesondere 
der Zivilschutzgruppen der 
Betriebe in Aufräum- und 
Wiederaufbaumaßnahmen 
durch. Weiter sollen bei den 
Betrieben Rohstoffe und Fer
tigteile als Resersen bereitge
halten werden. 

Ergänzt werden diese Maß
nahmen des Bevölkerungs
und Industrieschutzes durch 
ein umfassendes Ausbil
dungsprogramm für die Be
völkerung in Selbstschutz
maßnahmen. Die Teilnahme 
an den Ausbildungsprogram
men ist gesetzliche Pflicht al
ler Sowjetbürger. Die Ausbil
dungen werden durchgeführt 
von der DOSAAF, der "Frei
willigen Unionsgesellschaft 
zur Förderung der Land-, 
Luft- und Seestreitkräfte" . Ei
ne besondere Rolle spielt die 
Zivilverteidigung hier bei der 
vormilitärischen Ausbildung 
der Jugend. 

Der Zivilverteidigung kom
men in der Sowjetunion im zi
vilen Bereich neben ihrer 
Funktion für den Katastro
phenschutz auch andere wich
tige zivile Bedeutungen zu. 
Über die Ausbildungen und 
Übungen der Zivilverteidi
gung ist es dem Staat möglich, 
alle Bevölkerungsgruppen zu 
erreichen und mit wichtigen 
Rechtfertigungsthesen des 
Systems, wie einer "akuten 
imperialistischen Bedrohung" 
und der Notwendigkeit zum 
"Schutze der sozialistischen 
Errungenschaften", zu beein
flussen. Über die sogenannte 
"Zivilschutzpropaganda" soll 
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die defensive Ausrichtung der 
sowjetischen Militärdoktrin 
der eigenen Bevölkerung ver
deutlicht und gleichzeitig der 
Wehrwille der Bevölkerung 
gestärkt werden. Auch wer
den im Rahmen von Zivilver
teidigungsveranstaltungen 
bedeutende volkswirtschaftli
che Leistungen, so z. B. Füh
rerscheinausbildungen, er
reicht. 

In den letzten Jahren haben zi
vile Katastrophen sowohl im 
Westen als auch in der Sowjet
union selbst erhebliche Zwei
fel an der Funktionsfähigkeit 
des Zivilverteidigungssystems 
der UdSSR aufkommen las
sen. Bei der Kernreaktorkata
strophe von Tschernobyl im 
Mai 1986 traten Mängel ins
besondere bei der Informa
tionspolitik gegenüber der 
Bevölkerung, bei der Rege
lung der Verantwortlichkeiten 
und Zuständigkeiten für die 
Zivilschutz-Maßnahmen, 
aber auch bei der Arbeit von 
Zivilschutz-Gruppen im Um
gang mit vorbereitetem Mate
rial auf. Die umfangreichen, 
schließlich relativ glatt verlau
fenen Evakuierungen sollen 
nach aktuell vor Ort erstellten 
Plänen durchgeführt worden 
sein , praktikable vorbereitete 
Evakuierungspläne scheinen 
nicht vorgelegen zu haben4 • 

Im Zusammenhang mit der 
Erdbebenkatastrophe in Ar
menien vom Dezember 1988 
liegen heute u.a. von Verteidi
gungsminister Jasow kritische 
Stellungnahmen zur Durch
führung von Zivilschutzmaß
nahmen vor. In der offiziellen 
Zeitschrift der Zivilverteidi
gung der UdSSR erschien in 
Heft 1/1989 als herausragen
der Artikel ein "Offener 
Brief" eines aktiven Zivil
schützers an Ministerpräsi
dent Ryshkow. In diesem 
Brief rügt der Autor, daß "fast 
drei Jahre nach Tschernobyl" 
keinerlei Veränderungen am 
Zivilverteidigungssystem der 
Sowjetunion vorgenommen 
worden seien, weder durch 

normative Maßnahmen noch 
organisatorisch, in materiell
technischer Hinsicht oder be
züglich "Formen und Metho
den der Aufgabenerfüllung" . 
Er fordert insbesondere ge
setzgeberische Maßnahmen, 
weil ohne ein Zivilverteidi
gungsgesetz die "negative 
E instellung der Leiter von 
volkswirtschaftlichen Objek
ten und Regierungsstellen zur 
Zivilverteidigung sich nicht 
ändern wird" . Des weiteren 
richtet sich die geäußerte Kri
tik gegen die Organisations
struktur des Zivilschutzes. 
Hier wird vorgeschlagen, die 
bestehende Personalunion 
zwischen Leitungstätigkeit 
und jeweiliger Zivilschutzver
antwortlichkeit zu überden
ken, die Rolle der bisher 
recht- und machtlosen Zivil
schutz-Stäbe der verschiede
nen Ebenen zu stärken und 
die Zivilverteidigung sogar 
eventuell aus dem Verteidi
gungsministerium auszuglie
dern . Weiter ist von prakti
schen Problemen bei der E in
richtung von zivilen Schutz
räumen, bei der Ausstattung 
mit individuellen Schutzmit
teln und bei der Ausbildung 
der Zivilbevölkerung die Re
de. Die Folgen der Nichtbe
achtung dieser vielfältigen 
Probleme des Zivilschutzes in 
der Sowjetunion nach Tscher
nobyl hätten sich bei der jüng
sten Erdbebenkatastrophe in 
Armenien überdeutlich ge
zeigt5. 

In der Militärdoktrin der So
wjetunion kommt der Zivil
verteidigung traditionell eine 
wichtige Bedeutung ZU6. Nur 
während einer kurzen Phase 
der Entwicklung der Doktrin 
unter Chruschtschow, wäh
rend der die Sowjetunion den 
Schwerpunkt ihrer Doktrin 
auf die neuen nuklearstrategi
schen Interkontinentalrake
ten legte und damit eine Art 
"punitive", nämlich auf nu
kleare Vergeltung ausgerich
tete Nuklearstrategie verfolg-

In den Betrieben sind je
weils bis zu 15 Prozent der 
Mitarbeiter mit Zivilschutz
aufgaben betraut. 

te, spielte Schadensbegren
zung in sowjetischen Überle
gungen eine untergeordnete 
Rolle. Der Beginn des massi
ven Aufbaus der heutigen so
wjetischen Zivilverteidigung 
fällt daher folgerichtig mit 
dem Abrücken von der 
Chruschtschowschen NukJe
arstrategie Mitte der 60er Jah
re zusammen. 

In der Folgezeit ging die So
wjetunion bei ihren nuklear
strategischen Überlegungen 
stets von einseitiger Sicherheit 
und von einseitiger Abschrek
kung aus. Ihr Anspruch auf 
" totale Sicherheit" führte so 
dazu, daß Schadensbegren
zung im Kriegsfa ll der sowjeti
schen Doktrin nicht nur nicht 
widersprach, sondern sogar zu 
einem unverzichtbaren E le
ment dieser Doktrin wurde. 
Während bis E nde der 60er 
Jahre aus sowjetischer Sicht 
auch Nuklearkriege als führ
bar und gewinnbar galten, 
rückte die UdSSR später von 
diesem Postulat ab und akzep
tiert, seit sie Anfang der 70er 
Jahre nuklearstrategische Pa
rität erreicht hat, eine Art 
"Abschreckung auf nuklear
strategischer Ebene". Folge 
war eine Konventionalisie
rung ihrer MiJitärstrategie. 
Trotz dieser neueren Bemü
hungen der Sowjetunion um 
Verhinderung eines Nuklear
krieges blieb der Anspruch 
auf "totale Sicherheit" auch 
und gerade im Kriegsfa ll und 
damit die Bedeutung von Zi
vilverteidigung zunächst be
stehen. Aus sowjetischem 
Selbstverständnis lassen sich 
Vorbereitungen zum eigenen 
Schutz durch Zivilverteidi
gung in einem Krieg "am al
lerwenigsten als Indiz für eine 
auf Kriegführungsfähigkeit 
angelegte, offensive Militär-
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JAUIHTA 

Schätzungsweise 100.000 
Schutzraumplätze sollen für 
die Eliten zur Verfügung 
stehen. Ein allgemeiner Be
völkerungsschutz durch Bau 
neuer spezieller Schutzräu
me wird aus ökonomischen 
Gründen nicht betrieben. 

~ ..... ...a. 
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strategie heranziehen, wie 
dies der Sowjetunion von den 
USA teilweise vorgeworfen 
wird". Gerade die Zivil
schutzvorbereitungen bewie
sen im Gegenteil den defensi
ven Charakter ihrer Doktrin. 

Die Zeichnungen verschiedener Schutzraumtypen stammen aus der Zeitschrift der Zivilverteidigung der UdSSR" Voennye 
znanija", 3/ 1988. Die Bildüherschrift lautet "Zascita" (Schutz), die untere Zeile "UhezisCa i ukrytij a razlicnych tipov" (Un
terstände und Deckungen verschiedener Typen). 

Aktuelle Entwicklungen der 
sowjetischen Militärdoktrin 
im Zeichen des "neuen Den
kens" lassen möglicherweise 
Ansätze einer Wandlung alt
hergebrachter Grundsätze er
kennen, die auch zu einer 
Neubewertung der Funktion 
von Zivilverteidigung führen 
könnten . So scheint die So
wjetunion überzugehen zu ei
nem Verständnis "gegenseiti
ger" oder "gemeinsamer" Si
cherheit und gleichzeitig 
Kriegsverhinderung auch 
über die reine Verhinderung 
eines Nuklearkrieges hinaus 
in Zukunft stärker betonen zu 
wollen. Bis zum jetzigen Zeit
punkt bleibt der Verlauf die
ser Entwicklung aber noch 
ungewiß. Die Tatsache, daß 
auch in jüngsten Veröffentli
chungen die "zentrale Rolle" 
der Zivilverteidigung für die 
Militärdoktrin hervorgeho
ben wird und keinerlei Nach
lassen der UdSSR bei ihren 

Bemühungen um einen stän
digen Ausbau des Zivilvertei
digungssystems zu erkennen 
ist, läßt so eher darauf schlie
ßen, daß bisher die herkömm
lichen Grundsätze der sowje
tischen Militärdoktrin domi
nieren. 

Scblußbetrachtung 

Bei einem Vergleich der Ent
wicklung der Zivilverteidi
gung in den USA und der 
UdSSR und der ihr jeweils zu
gemessenen strategischen Be
deutung stellt man fest , daß 
strategische Überlegungen bei 
der Frage der Implementie
rung von Zivilschutzprogram
men in bei den Staaten eine 
wichtige Rolle gespielt, sich 
aber unterschiedlich ausge
wirkt haben. Obwohl in den 
USA zumindest phasenweise 
der Zivilverteidigung eine er
hebliche strategische Bedeu
tung beigemessen wurde, hat 
der häufige Wandel im nukle
arstrategischen Denken in den 
USA neben innen- und fi
nanzpolitischen Restriktionen 
dazu geführt, daß heute nahe
zu kein effektiv in einem 
Kriegsfall anzuwendendes Zi-

vilschutzprogramm existiert. 
In der UdSSR hingegen gilt 
seit den 60er Jahren die Zivil
verteidigung als unverzichtba
rer Bestandteil der Militär
strategie und wurde dement
sprechend konsequent ausge
baut. 

Die bestehenden Zweifel an 
der Funktionsfähigkeit des 
sowjetischen Zivilverteidi
gungssystems und besonders 
auch die in verschiedenen 
Kriegsfolgestudien entwickel
ten Bedenken hinsichtlich der 
Möglichkeiten einer effekti
ven Schadensbegrenzung in 
einem Nuklearkrieg über
haupt lassen aber trotz erheb
licher einseitiger Überlegen
heit der Sowjetunion die stra
tegische Bedeutung und Ver
wertbarkeit der Zivilverteidi
gung als Mittel einer kalku
lierbaren Schadensbegren
zung gering erscheinen. 

Anmerkungen 

1 Vgl. zur Geschichte der ameri
kanischen Zivilverteidigung 
insbesondere Thomas J. Kerr: 
Civil Defense Bandaid for a 

Für Großstädte ist nach 
ausgearbeiteten Plänen eine 
Evakuierung der Zivilbevöl
kerung vorgesehen und pro
visorische Unterbringung in 
den vorbereiteten Auffang
gebieten in abgesicherten 
Erdgruben. 

Holocaust?, Boulder 1983; Al
len M. Winkler: A 40 year Hi
story of Civil Defense, in: Bul
letin of the Atomic Scientists 
611984, S. 16-22 

2 Zur Entwicklung der amerika
nischen Nuklearstrategie siehe 
Lawrence Freedman: The Evo
lution of Nuclear Strategy, Lon
don 1981 

3 Zur sowjetischen Zivilverteidi
gung siehe auch ausführlich Oie 
Diehl: Die Zivilverteidigung 
der UdSSR und ihre Bedeu
tung als strategische Kompo
nente, Berichte des Bundesin
stituts für ostwissenschaftliche 
Studien 23/ 1988, Köln 1988 

4 Siehe hierzu B. Ivanov, terno
byl, Teil 1-1ll, Voennye znanija 
1-311988 

5 A. Krivoslykow, Voennye zna
nija, 1/1989 

6 Zur herkömmlichen sowjeti
schen Militärdoktrin siehe Ger
hard Wettig: Sicherheit über al
les, Köln 1986 

Bevölkerungsschutz - Not/allvorsorge - Zivile Verteidigung Gesetze und Vorschriften -
Eine Übersicht - Stand April 1988 

Der Bundesminister des Innern hat unter Mitwirkung des Bun
desamtes für Zivilschutz eine Broschüre herausgebracht, die 
sämtliche Gesetze und Vorschriften benennt, die zum Schutz der 
Bevölkerung erlassen wurden. Wir entnehmen dem Vorwort zu 
dieser Broschüre:" Der Staat hat schon immer Vorsorgemaßnah
men getroffen, um seinen Bürgern in Notfällen Hilfe leisten zu 
können. Diese Staatsaufgabe dient der Sicherung der Lebens
grundlagen der Bevölkerung. Sie gehört zum Kernbestand der 
Pflichten eines Gemeinwesens und bezieht sich auf Abwehr von 
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Naturkatastrophen und von Menschenhand verursachten Ge
fahren sowie von Schäden aus einem unwahrscheinlichen, je
doch nicht völlig auszuschließenden Verteidigungsfall. " 
Wer nach Eintreten eines Notfalles oder einer Großkatastrophe 
noch immer argumentiert, der Staat habe seine Aufklärungs
pflicht und seine Betreuungspflicht gegenüber dem Bürger ver
nachlässigt, der sollte zu dieser kleinen Broschüre greifen, um die 
Fülle der staatlichen Maßnahmen zu sehen. 

Die Redaktion 
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Ejnsäcze des lechnjschen Hjllswerks 
1988 jm ln- und Ausland 

Die Bundesanstalt Technisches Hilfs
werk, die Katastrophenschutz-Organi
sation des Bundes, mit ihren rd . 56 000 
ehrenamtlichen Helfern hat auch in den 
vergangenen Jahren ihre Leistungsstär
ke im In- und Ausland bewiesen. Das 
THW nimmt inzwischen einen festen 
Platz in dem gemeinsam von Bund und 
Ländern getragenen System des Z ivil
und Katastrophenschutzes ein . Seine zu
nehmende Leistungsfähigkeit ist an der 
kontinuierlichen Steigerung der In
landseinsätze, die sich in den letzten fü nf 
Jahren verdoppelt haben, deutlich ab
lesbar. Das Techn ische Hilfswerk war im 
Inland: 

1983 1 341mal im Einsatz mit 
ca. 10 000 Helfern, 

1984 1 602mal im Einsatz mit 
ca. 13 000 Helfern, 

1985 1 537mal im Einsatz mit 
ca. 12 200 Helfern, 

1986 2 138mal im Einsatz mit 
ca. 13 300 Helfern , 

1987 2 747mal im Einsatz mit 
ca. 19 800 Helfern. 

Die Bundesanstalt THW leistete ihre 
Einsätze in Amtshilfe auf Ersuchen der 
zuständigen Behörden der Bundeslän
der und Kommunen. Die Helfer erfüll
ten ihre Aufgaben Seite an Seite mit de
nen anderer im KatS mitwirkenden Or
ganisationen, insbesondere den Freiwil
ligen Feuerwehren. Die örtliche Z usam
menarbeit ist hervorragend. Sie ist frei 
von Konkurrenzdenken. Alle wissen, 
daß effektive Hilfe nur dann geleistet 
werden kann , wenn die verschiedenen 
Fachdienste, z. B. Bergung, Brand
schutz und Sanitätsdienste, eng zusam
menarbeiten und sich ergänzen. 

Die Bundesanstalt T HW hat ihre Lei
stungsfähigkeit auch im Rahmen der hu
mani tären Hilfe in den unterschiedlich
sten Katastrophensituationen - E rdbe
ben, Überschwemmungskatastrophen, 
Einrichtung und Betreuung von Flücht
lingslagern, Brückenbau usw. - ein
drucksvoll unter Beweis gestellt. Von 
1982 bis einschließlich 1987 nahmen 
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Helfer der Bundesanstalt THW an ins
gesamt 31 Einsätzen im Ausland teil. 
Die humanitäre Hilfe im Ausland gehört 
zur Außenpolitik der Bundesrepublik 
Deutschland. Die an Auslandseinsätzen 
beteiligten Helfer brachten damit die 
Solidarität der deutschen Bevölkerung 
mit den von einer Notlage betroffenen 
Menschen in anderen Staaten zum Aus
druck. Sie traten im besten Sinne als 
Botschafter des guten Willens für die 
Bundesrepublik Deutschland auf und 
dienten damit auch der Pflege unserer 
Beziehungen zu anderen Völkern . 

THW-Einsätze im Inland - 1988 

Im 1. Halbjahr 1988 wurde das THW zu 
außergewöhnlich vielen Einsätzen im 
Inland gerufen. 

Insgesamt waren in diesem Zeitraum 
877 E insätze mit mehr als 13 000 Hel
fern zu verzeichnen. Besonders gefor
dert wurde das THW im Frühjahr bei 
den vielerorts katastrophalen Hochwas
sersüuationen, so daß hier der Schwer
punkt mit mehr als 400 Einsätzen und 
8270 Helfern lag. 

Dabei hat das THW insbesondere ge
holfen, Deiche zu sichern , Personen mit 
Fähren und Booten zu transportieren, 
Keller leer zu pumpen sowie die von den 
Wassermassen eingeschlossenen Men
schen un.d Tiere zu versorgen. 

Ebenfa lls im März 1988 mußte das 
THW in Baden-Württemberg durch 
zwei überraschende Wintereinbrüche 
558 Helfer aus 16 Ortsverbänden ein
setzen, um die Befahrbarkeit der Stra
ßen zu sichern. Hierbei haben sich be
sonders die neuen Bergungsräumgeräte 
bewährt. 

Bei dem schweren Explosionsunglück in 
der Braunkohlengrube in Borken waren 
4 Ortsverbände mit 409 Helfern des 
Landesverbandes Hessen im E insatz. 

Wie injedem Jahr leisten die Landesver
bände Bayern und Baden-Württemberg 

an den Hauptverkehrstagen in den Fe
rien technische Hilfe auf Verkehrswe
gen, um die Polizei zu unterstützen und 
nach U nfällen die Fahrbahnen schnell 
wieder zu räumen. 

Infolge der am 24. Juli 1988 über Mün
chen, O stbayern und Niederbayern nie
dergehenden orkanartigen Gewitter
stürme waren in der Z eit vom 24. 7. 
1988 ca. 17.00 Uhr bis 25. 7. 1988 gegen 
2.00 Uhr ca. 270 Helfer in den Räumen 
München, Erding, Landshut und Pass au 
im Einsatz mit: 

• Freimachen der Straßen von umge
stürzten Bäumen, 

• Abdecken und Sichern von Hausdä
chern, 

• Auspumpen von Kellern, 

• Bereitstellung von Notstromversor
gungsanlagen, 

• Wiederherstellung der Stromversor
gung von Einzelgehöften und Zusam
menarbeit mit den EVU. 

THW-Einsätze im Ausland 1988 

Äthiopicn 

Aufgrund eines Amtshilfeersuchens des 
Auswärtigen Amtes fl ogen 12 Experten 
des THW für jeweils 2 x 4 Wochen nach 
Äthiopien und reparierten ca. 150 
LKW, die dringend zum Transport von 
Lebensmitteln für die von einer Hun
gersnot betroffenen Bevölkerung benö
tigt wurden. 

Sudan 

Auf Bitten des Auswärtigen Amtes fl o
gen Wasserversorgungsexperten des 
Technischen Hilfswerks in den Sudan, 
um die Wasserversorgung der von einer 
Dürrekatastrophe betroffenen Flücht
linge zu sichern . Schwerpunkte ihrer Ar
beit waren Beratung sowie Transport 
und E inbau von Ersatzteilen (im Wert 
von ca. 170 000) fürdie Wasserpumpen, 
in den Flüchtlingslagern der Provinz Da
fur / Sudan. 

ZIVI LVERTEIDIGUNG 11 / 89 



Der Retter aus der Luft, 
wenn das Beste gerade gut genug ist. 

Die neue BK 117 Space Ship. 
Die neue BK 117 beweist gerade 

im Einsatz als Rettungshubschrauber 
ihre spezie llen Stärken. Die hoch
liegenden Rotorsysteme sowie die 
beiden Hecktüren ermöglichen eine 
problemlose Beladung auch bei lau
fenden Rotoren und somit sichere 
Unterbringung der Patienten. 

Die redundante Auslegung aller 
sicherheits relevanten Systeme wie 
Triebwerke, Hydraulik, Kraftstoffversor
gung und Elektrik schafft einzigartige 
Sicherheitsreserven. 
Der Vier-Blatt-Rotor "System Bölkow" 
gewährleistet ein niedriges Vibrations
niveau, ein wesentlicher Faktor für den 
Transport und die Behandlung von 
Verletzten während des Fluges. 

Der großdimensionierte Innenraum 
bietet Platz, nebeneinander liegend 
zwei Patienten zu versorgen. Dem 
Rettungsteam steht modernste medizi-

nische Notfallausrüstung mobil und 
stationär zur Verfügung, die eine 
präklinische Versorgung ermöglicht. 

Die neue BK 117 ist extrem war
tungsfreundlich . Das weltweite Service
netz von MBB sorgt für Einsatzbereit
schaft rund um die Uhr. 

Die MBB-Hubschrauberfamilie mit den 
Konfigurationen für Rettung, Polizei, 
Offs hore, Militär, Geschäftsreise. 

Die neue BK 117, die fliegende In
tensivstation "Made in Germany". Der 
Maßstab des Fortschritts in der Luft
rettung. 

Partner internationaler Programme. 

Für weitere Informationen 
nehmen Sie bitte Kontakt auf mit : 
Messerschmi tt -Bölkow-Blohm GmbH 
Unternehmensgruppe Hubschrauber 
Postfach 8011 60 
D-8000 München 80 



Bericht vom IX. Internationalen Sommersymposion der Gesellschaft für 
Sicberheitswissenschaft (GfS) mit der Zielsetzung, die "um das Verständnis 

und die Bewältigung von Risiken virulenten Probleme aufzubereiten und 
Lösungen aufzuzeigen". 

S eit etwa fünf Jahrbunderten steht das 
Wort "Risiko" im deutschen Sprach
raum für "Verlustwagnis", v. a. geschäft
lich bei Unternehmungen und Versiche
rungen, wobei es als Begriff soviel wie 
"Ereignis-Ein tritts-Wahrscheinlichkeit 
für eine bestimmte Schaden-Schwere" 
bedeutet. Je weniger jedoch die Bedeu
tung des Begriffs bewußt und bekannt 
ist, desto mehr scheint die Vokabel der 
Gefahr ausgesetzt zu sein, unbedacht, 
fraglich, ja falsch gebraucht zu werden; 
dabei ist "Risiko" - wie nur wenige an
dere Begriffe - von wesentlicher Be
deutung bei der Gestaltung des moder
nen Lebens, und im Zusammenhang mit 
anthropogenen Katastrophen bedeutet 
die richtige oder falsche Behandlung 
von Risiken die Existenzfrage der 
Menschheit (z. B. bei Klima-Entwick
lung, Energie-Bereitstellung, Verkehrs
Leistung, Umwelt-Verträglichkeit von 
Produktion und Service etc.). 

Für die GfS ist es eine verständliche 
Herausforderung, eine sicherheitswis
senschaftliche "Risikologie" zu entwik
keIn und leistungsfähig zu gestalten; in 
vier Sektionen werden mit den Schwer
punkten "Mensch", "Technik" und 
"Umwelt" eine Qualifizierung und 
Quantifizierung des Risikos angestrebt: 

• Der Risikobegriff, 

• Kollektiv und Risiko, 

• Individuum und Risiko, 

• Das Restrisiko. 

Im Grußwort des damaligen rheinland
pfälzischen Ministers für Umwelt und 
Gesundheit, Hans-Otto Wilhelm, wur
de die besondere Rolle der Berufsgenos
senschaften in der tatkräftigen und er
folgreichen Bekämpfung - seit über 
100 Jahren - gegen die arbeitsbeding
ten Risiken und bei den vielfältigen Lei
stungen bei berufsbedingten Gesund
heitsschäden der versicherten Arbeit-

18 

nehmer betont. Besorgt erinnerte Wil
helm an die in der letzten GfS-Jahresta
gung diskutierte Tendenz innerhalb der 
Harmonisierungsbestrebungen zum 
einheitlichen europäischen Binnen
markt bis 1992, zugunsten allgemein 
formulierter Schutzanforderungen das 
eigene deutsche präzis geregelte Sicher
heitsniveau für technische Geräte und 
Anlagen aufgeben zu sollen. 

Die Risikominimierung gilt der Um
weltpolitik als oberstes Gebot - sowohl 
für die sicherheitsrelevanten (Chemie-) 
Industrie- als auch kerntechnischen An
lagen. 

Diese erkannten (industriellen) Risiken 
weiter zu verringern und nicht als sog. 
Restrisiken hinzunehmen, sind - nach 
NovelIierung der Störfall-Verordnung 
- sowohl für die Anlagenbetreiber als 
auch die Genehmigungs- / Aufsichtsbe
hörden mit Erstellung und Überprüfung 
der sog. Sicherheitsanalyse neue Aufga
ben erwachsen. 

Klaus Merten, Münster, umriß die Pro
bleme und Perspektiven zur "Risiko
Kommunikation" . Die Vorteile für den 
einzelnen aus dem Fortschritt von Wis
senschaft und Technik haben - so wird 
zunehmend registriert - einen kollekti
ven Preis; die vom Individuum verlangte 
Anpassungsleistung ist jedoch ohne Ex
pertenhilfe kaum noch möglich. So auch 
im Zusammenhang von Risiko und Ge
fahr. Während Durchschnittsbürger mit 
Risiko etwas Schicksalhaftes, Unbeein
flußbares und Unvorhergesehenes ver
binden, das auch wissenschaftlich defi
niert kaum mehr Verständnis bringt, ist 
die Gefahr vertrauter aufgrund von 
Überlieferung und Erfahrung. 

Heute sind - nicht zuletzt aufgrund 
zahlreicher sozialpolitischer Maßnah
men - die individuellen Risiken gerin
ger, die Gefahren aber für den einzelnen 
nicht mehr wie früher wahrnehmbar und 

Ra ......... 

erfahrbar. Diese Wissenskluft erzeugt 
ein Gefühl der Entmündigung bei den 
weniger Informierten, und es entsteht 
leicht der Verdacht, daß alles auch ganz 
anders sein könnte als von offizieller Sei
te dargestellt: Tschernobyl und die Zeit 
danach machten dies drastisch deutlich. 

~e~en bevorzugen 
Neptiv-Informationen 

Für die Systeme der Massenkommuni
kation, die für viele mangels eigener Er
fahrungen die Funktion der Wirklich
keitsvermittlung übernommen haben, 
interessiert heute nur, was aktuell, also 
relevant und informativ - und außer
dem bevorzugt negativ ist, z. B. über Ge
fahren und ihre möglichen oder tatsäch
lichen Folgen. Die negative Tönung und 
Verzerrung der Wirklichkeitsdarstel
lung ist kein Zufall; sie orientiert sich am 
Außergewöhnlichen, Überraschenden. 
Dabei können effekthaschende Fiktio
nen als Ergänzung oder gar Ersatz von 
Fakten für den Informationsempfänger 
Wirklichkeit werden. 

Um die Berichterstattung der Massen
medien über reale oder potentielle kol
lektive Gefährdungen künftig weniger 
emotional und irrational zu gestalten, 
müssen die Wissenschaftler und Journa
listen bei ihrer Risiko-Kommunikation 

• sich ihrer Rolle und Verantwortung 
im Umgang mit der Öffentlichkeit be
wußt werden, 

• Möglichkeiten der zur Meinungsbil
dung erforderlichen und verständli
chen Informationsweitergabe finden, 

• die Öffentlichkeit mit ihren irrationa
len, Hilfslosigkeit ausdrückenden 
Sorgen als Gesprächspartner ernst 
nehmen. 

Die Journalistin Ingrid Lorenzen, Ham
burg, bestätigte mit "Risiken-Darstel-
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lung in der alltäglichen Medienpraxis" 
die im Rahmen der Forschung gewon
nenen Erkenntnisse ihres Vorredners 
und erläuterte am Beispiel ihres Werde
ganges den Wandel der journalistischen 
Ausbildung. Während früher zwischen 
einer Nachricht, einem Artikel, einer 
Reportage, einem Kommentar genau 
unterschieden wurde, folgen heute die 
sog. Journalisten mehr ihrer Berufung 
als Weltverbesserer und Moralisten. Da
bei wird jede Möglichkeit, vor einer Ge
fahr zu warnen, Pessimismus zu verbrei
ten und anklagend nach den Verant
wortlichen zu rufen, wahrgenommen, 
und jede Art Technik wird unter ethi
schen und moralischen Gesichtspunk
ten betrachtet: Der hohe Anspruch auf 
journalistische Moral ist vorübergehend 
vergessen, und es sind Dinge zu lesen, 
die so nie gesagt wurden. Trotz allem 
bleibt das Gespräch mit einem durch
schnittlich gebi ldeten Journalisten, der 
sich informieren möchte, die Regel. 
Wenn daraus doch ein Report mit Feh
lern oder Halbwahrheiten wird, dann 
liegt das meist am immensen Zeitdruck, 
der komplizierten Inhalten wenig för
derlich ist. 

Offenheit läßt Mißtrauen und 
Gerüchte gar nicht erst entstehen 

Im Gegensatz zum Tagesjoumalismus 
ist der Wissenschaftsjournalismus die
sem Druck der Tagesaktualität und der 
Konkurrenz nicht ausgesetzt, er bedarf 
v. a. mehr Offenheit und Geduld: Statt 
mit Halbwahrheiten zu operieren und 
unter dem Druck der öffentlichen Mei
nung sich korrigieren zu müssen, darf 
die Wissenschaft auch einmal nicht in 
der Lage sein, zu einem bestimmten 
Zeitpunkt bereits umfassende Erklärun
gen abzugeben. Offenheit läßt Mißtrau
en und Gerüchte gar nicht erst entste
hen! 

Bei der Überschüttung mit Nachrichten 
aus der ganzen Welt können wir uns nur 
für kurze Zeit wenige gravierende Ereig
nisse merken. Dies zeigt, daß der 
Mensch bei schlechten Nachrichten auf
merkt, vielleicht sogar erschrickt und 
Mitleid empfindet. Die positive Nach
richt wird wohlwollend zur Kenntnis ge
nommen und vergessen: vielleicht ein 
Hinweis darauf, daß das Positive für uns 
doch noch das Normale ist und daß alle 
Katastrophenmeldungen, so häufig sie 
auch sein mögen, immer noch die Aus
nahme darstelJen. 
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"Der Risikobegriff der Sicherheitstech
nik" , so Eberhard Tittes, Hannover, 
stammt ursprünglich aus dem kaufmän
nischen und versicherungs technischen 
Bereich ("Risiko = Ereignisrate x 
potentielles Schadensausmaß") und ist 
hier als ÄhnJichkeitsparameter zum 
Vergleich verschiedener technischer 
Fehlabläufe geeignet, wenn es um Fra
gen der finanziellen Bewertung oder um 
die Vergabe von Prioritäten z. B. bei der 
prophylaktischen Schadensbekämpfung 
geht; darüber hinausgehende Ahnlich
keitsbetrachtungen stoßen erfahrungs
gemäß auf Verständnis- und Akzep
tanzschwierigkeiten. Als neuen wichti
gen Parameter der Risikobetrachtung 
bezeichnet Tittes die Regeneration des 
Mensch-Maschine-Umwelt-Systems 
mit endlicher Regenerationsge
schwindigkeit, dessen E influß auf das 
Systemverhalten er anhand von zwei-, 
drei - und mehrdimensionalen Modell
betrachtungen untersucht. So stellt sich 
im stationären Zustand ein konstanter 
"Vorrat" an noch nicht regenerierten 
Schäden ein; für den kennzeichnenden 
Parameter wird der Begriff "stationäres 
Schadensniveau" vorgeschlagen. Die 
Modellrechnungen - allerdings auf der 
Basis einer als konstant angenommenen 
Regenerationsgeschwindigkeit - zei
gen, daß dieser Wert um so höher wird , 
je höher das Ausmaß der dem System 
zugefügten einzelnen Schäden ist: Da
durch unterscheidet sich das Modell 
grundlegend vom "Modell des konstan
ten Risikos", das - unabhängig von ei
ner möglichen Regeneration - von der 
Äquivalenz weniger großer und vieler 
kleiner Einzelschäden ausgeht. Plausi
bel, wenn auch noch nicht quantitativ 
untersucht, ist es abhängig von bestimm
ten Systemparametern eine Grenze für 
die Höhe des Einzelschadens anzuneh
men, oberhalb derer das System keinem 
stationären Schadensniveau mehr zu
streben kann, sondern durch Totalscha
den zerstört wird: Ergo dürfen bei der 
Erstellung technischer Anlagen keine 
Schädigungspotentiale zugelassen wer
den, die oberhalb der Stabilitätsgrenze 
des gesamten ökonomischen und ökolo
gischen Systems liegt. Dies zeigt die si
cherheitswissenschaftlich zentrale Rolle 
von Stabilitätsbetrachtungen; daher der 
Vorschlag, die Sicherheitswissenschaft 
als die Lehre von der Stabilität von 
Mensch-Maschine-Umwelt-Systemen 
zu definieren. 
Auch in der Psychologie - so Peter 

Risiko 

Schwenkmeyer, Trier, - ist der Risiko
begriff keineswegs einheitlich und ein
deutig definiert. Folge ist, daß Resultate 
empirisch-psychologischer Forschung 
gegenüber dem Risikoverhalten wider
sprüchlich erscheinen. Dabei bedeutet 
Risikoverhalten hier nicht riskantes Ver
halten, sondern das Verhalten in Situa
tionen, in denen Wahlmöglichkeit zwi
schen Handlungsalternativen mit unter
schiedlichem Risiko besteht, und zudem 
die Handlungsausgänge unterschiedlich 
wahrscheinlich sind und einen unter
schiedlichen subjektiven Nutzen aufwei
sen. Sofern das Produkt aus subjektiver 
Erwartung und subjektivem Nutzen der 
Handlung gleich ist, kann aus der Wahl 
auf das akzeptierte Risiko-Niveau ge
schlossen werden. 

Risikobereitschaft ist sehr un
terschiedlich bei den einzelnen 
Individuen 

Risikobereitschaft dagegen bezeichnet 
den individuellen Verhaltensstil , für 
dessen jeweilige Unterschiede Lern
und Sozialisationsbedingungen und 
auch biologische Ursachen verantwort
lich gemacht werden. So wird ein Indivi
duum dann als risikobereit bezeich
net,wenn es auf eine Reihe von subjektiv 
äquivalenten Risiko-Situationen jeweils 
mit einem ähnlichen Risiko-Niveau rea
giert. Unter der Annahme einer hierar
chischen Organisation von Eigenschaf
ten werden auf der untersten Ebene spe
zifische Reizreaktionsverbindungen an
genommen, die auf der nächsthöheren 
Ebene zu Verhaltensstilen und schließ
lich zu Eigenschaften werden. 

Unter lerntheoretischen Aspekten wird 
nach früheren Erfolgen die Wahl ähnli
cher Risiko-Niveaus bei künftigen Ent
scheidungen immer wahrscheinlicher. 
Ein biologischer Erklärungsversuch be
sagt, daß das Eingehen von Risiken im 
Sinne des Erlebens neuer Erfahrungen 
zur Aktivierung des Zentralnervensy
stems führt, und daß impulsive, extra
vertierte Menschen höhere Stimulierun
gen als angenehm erleben, während in
trovertierte, zurückhaltende lndividuen 
Reiz- und Variationsbedürfnisse eher 
vermeiden. 

Herbert Grymer, Wuppertal, diskutierte 
den "Risikobegriff der Gesellschaftswis
sensehaften", der s. E . nicht generell für 
alles verwendet werden darf, was ir
gendwie mit Gefährdung, Gefahr, Unsi
cherheit usw. zu tun hat. Gefahren ist 
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Risiko 

man ausgesetzt, Risiken geht man ein. 
Durch die Transformation von Gefah
ren in Risiken wird die der Gefahr ge
genüber empfundene Handlungsmög
lichkeit überführt. Zwangsläufig zieht 
dabei Subjektives in den sozialwissen
schaftlichen Risikodiskurs ein. Auch die 
naturwissenschaftliche Beschäftigung 
mit Risiken ist von gesellschaftlichen, 
wirtschaftlichen und politischen Interes
sen, Beurteilungen, Erwartungen, Nor
men und Wertsystemen geprägt, die ge
sellschaftliche Geltung von Wissen-
chaft kein einheitliches, universelJes Sy

stem der Erkenntrusgewinnung mehr. In 
den Auseinandersetzungen über Gefah
ren und Risiken in Form von Gutachten 
und Gegengutachten ist sie brüchig ge
worden. 

Eine Annäberung der Positio
nen zwiscben Tecbnikfeind
lichkeit und Tecbnikgläubig
keit ist möglich 

Die Risikoforschung und -bestimmung 
bewegt sich auf einem Grat zwischen ei
ner sich zeitweilig bis ins Irrationale stei
gernden Techrukfeindlichkeit und einer 
Technikgläubigkeit, die zuweilen an om
nipotente Selbstüberschätzung reicht. 
Eine Annäherung der beiden Positionen 
ist durch Diskurs auf höherer Ebene 
möglich, wenn das Kausalitätsdenken in 
Ursachen und Wirkungen durch ganz
heitliches Systemdenken abgelöst wird. 
Wird Kausalität auf beiden Seiten ver
wendet, so ist sie häufig unterstellt oder 
hypothetisch. Die hinter den übertrie
ben dargestellten Gefahren und Risiken 
stehenden Ängste dürfen jedoch nicht 
einfach als irrational abgetan werden, 
sondern sie müssen im Kontext ihrer ge
sellschaftlichen Bedingtheit und Entste
hung verstanden werden. Bei Weiterbe
stehen der bisherigen Polarisierung be
steht die Meta-Gefahr, daß der Staat 
sich zur Bewältigung von Risiken neue 
Funktionen und Kompetenzen ver
schafft, die zu weitreichenden Eingriffen 
staatlicher Instanzen in die unternehme
rische und persönliche Freiheit führen . 

",Risiko' oder ,Risiken': Sicherheitswis
senschaftliche Probleme des Risikobe
griffs" , so das Thema von Wolfgang 
Krüger, Wuppertal. 

Der Begriff "Risiko" gehört zu den zen
tralen, aber auch schwierigsten Begrif
fen innerhalb der sicherheitswissen
schaftlichen Terminologie. Er steht im 
Mittelpunkt der Betrachtung, weil er 
scheinbar das einzige Maß darstellt, mit 
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dessen Hilfe man unterschiedliche Ge
fahren miteinander vergleichen und Kri
terien für den Erfolg oder Mißerfolg von 
Sicherheits- und Schutzmaßnahmen ge
winnen kann. Der Begriff ist problema
tisch, weil die Technik diesen Begriff aus 
der Ökonomie übernommen hat, einem 
Bereich, in dem ausschließlich mit be
werteten Größen umgegangen wird. So 
kam es zu dem Mißverständnis, dieses 
sei ohne weiteres in der Technik auch 
möglich. 

Erst dann von Risiko sprechen, 
wenn genau bekannt ist, wei
che Konsequenzen eintreten 
können 

"Risiko" in seiner aus der Kaufmanns
sprache und dem Versicherungswesen 
übernommenen Gestalt beinhaltet we
rugstens zwei Faktoren: die mögliche 
Schadenshöhe und eine Wahrschein
lichkeitsaussage für den Eintritt dieses 
möglichen Schadens. Der "Schaden" ist 
eine bewertete Größe und hat deshalb 
wenigstens zwei Dimensionen: die fest
stell bare Veränderung und deren Be
wertung. Um über "Risiko" genauere 
Aussagen zu machen bzw. Rangordnun
gen zu bilden, sind die Komponenten 
des Schadens genauer zu untersuchen. 
Die Schadensermittlung im Rahmen der 
Risikoanalyse hat immer prognosti
schen Charakter: es geht um noch nicht 
eingetretene, zukünftige Ereignisse und 
deren Bewertung. Dies führt zu der For
derung, daß erst dann von "Risiko" ge
sprochen werden kann , wenn gen au be
kan nt ist, 

• welche Konsequenzen eintreten kön
nen, 

• mit welcher Wahrscheinlichkeit diese 
Konsequenzen eintreten werden, 

• wer diese Konsequenzen ermittelt 
und bewertet hat, 

• auf welche Art und in welchem Um
fang der Bewertende Nutznießer des 
Analysegegenstandes ist, 

sofern gleichzeitig ausgesagt wird, für 
wen dieses Risiko besteht. 

Der Vergleich von Aussagen 
über Risiken ist kompliziert 

Über einen "Vergleich und die öffentli
che Darstellung von Risiken" berichtete 
Heinz Meier-Leibniz, München, aus der 
Sicht eines Naturwissenschaftlers. 

Der Vergleich von Aussagen über Risi
ken ist kompliziert und bisher unterent-

wickelt, da nur Experten Aussagen an
derer Experten über Risiken nachvoll
ziehen und vergleichen und deren 
Glaubwürdigkeit belegen oder in Frage 
stellen können. Die übrige Öffentlich
keit ist hinsichtlich ihrer Information 
und Urteilsbildung fast ausschließlich 
auf die unterschiedlichen Medien ange
wiesen, wo sie Aussagen verschiedener 
Politiker oder Journalisten vergleichen 
und sich so eine Meinung über die als 
Tatsachen präsentierten Informationen 
unter Berücksichtigung der Glaubwür
digkeit der Quellen bilden kann. 

Die Schwierigkeit des Verstehens der 
Experten beginnt schon bei der Defini
tion von "Risiko", dessen Vergleich mit 
den Chancen einer Technik einerseits 
von Interessen geprägt wird, anderer
seits von eigenen Wertvorstellungen und 
nicht zuletzt vom Zeitgeist, wie er in der 
Umgebung des einzelnen und in den ihm 
zugänglichen Medien sichtbar wird. Un
terschiedlich wird dabei der Gegenstand 
der Betrachtung als Vor- oder Nachteil 
erlebt, eine Einflußnahme für ihn mög
lich gehalten, oder empfunden, ob die 
Gefahr vielen in gleichem Maße gegen
übersteht und die begleitenden Vorteile 
bereits zur selbstverständlichen Ge
wohnheit geworden sind. 

Wer soll nun über Risiken entscheiden? 
Dem einzelnen fällt es offensichtlich 
schwer, zu vergleichen, abzuwägen und 
anschließend zu entscheiden. Die Ver
waltung tut sich mit dem Entscheiden 
prinzipiell leichter, denn sie muß die In
teressen aller von ihr Betreuten wahren 
und den Ausgleich zwischen allen For
derungen suchen. Politiker sind in einer 
schwierigen Lage; sie müssen über die 
Prüfung aller Informationen und Abwä
gung aller Interessen hinaus Akzeptanz 
bei ihrerer Wählerschaft suchen, die 
Ziele der anderen Parteien bekämpfen 
und zumindest den Anschein einer kla
ren Linie im eigenen Verhalten erken
nen lassen - doch das bedeutet andere 
ignorieren. 

Renate Köcher und Rüdiger Schulz, AI
lensbach, stellen die "Entwicklung von 
Risiko-Bewußtsein und Sicherheitsbe
dürfnis in der Bevölkerung" anhand von 
Ergebnissen demoskopischer Langzeit
analysen dar. 

Sicberheit ist für 90 Prozent 
der Bevölkerung "sympathisch" 

Die Mehrheit der Bevölkerung reagiert 
auf "Risiko" - als negativ geladenen 
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Begriff und Synonym für Gefahr - spon
tan mit emotionaler Ablehnung; hinge
gen ist "Sicherheit" für 90 % der Bevöl
kerung sympathisch. Der Eindruck, Ri
siken für die Umwelt und die Gesund
heit ausgesetzt zu sein, ist in den letzten 
Jahren beträchtlich gestiegen und beun
ruhigt die Bevölkerung wesentlich mehr 
als die objektiv nachweisbare Kriminali
tät. Dabei fällt ihr die Einschätzung 
schwer, wie wahrscheinlich bestimmte 
Ereignisse eintreten bzw. sie selbst da
von betroffen werden. Alles, was als Ri
siko angesehen wird, wird - gemessen 
an der tatsächlichen Wahrscheinlichkeit 
- außerordentlich hoch eingestuft. 

Moderne großtechnische Anlagen be
scheren generell beträchtliches Unbeha
gen und wecken Angst vor der Zukunft. 
Viele würden heute jegliche technische 
Innovation verbieten, wenn sich daraus 
auch nur ein geringes Risiko für den 
Menschen ergibt, während für die Wis
senschaft und die Industrie eine derart 
ausgeprägte Risikofurcht kaum nach
vollziehbar ist. Die Mehrheit reagiert 
schon bei dem Versuch ablehnend, die 
ihr nicht zugänglichen Risiken statistisch 
zu relativieren. 

Ausgeprägte Risikoscheu und intensives 
Streben nach materieller Sicherheit prä
gen insbesondere die deutsche Bevölke
rung und bereits deren junge Genera
tion. Dieses Sicherheitsdenken macht 
sich nicht nur im Arbeitsbereich, son
dern auch im Versicherungsverhalten 
bemerkbar: Ein verbesserter Versiche
rungsschutz und wachsendes Vermögen 
machen finanzielle Risiken für viele er
träglicher. Von einer rationalen Risiko
abwägung ist die Mehrheit der deut
schen Bevölkerung aber noch weit ent
fernt. 

"Risiken und Chancen - verdrängte 
Antagonismen", so das Thema von P. C. 
Compes, Wuppertal; seit jeher ist der 
Mensch Risiken und Chancen gegen
übergestellt, die ihm in ihrer dualisti
schen Koppelung abverlangen, zu ent
scheiden und zu handeln angesichts ei
nes nur wahrscheinlichen Gewinns oder 
Verlustes: Nur mehr oder weniger gut 
erspürbare Aussichten auf Vor- oder 
Nachteile stellen ihn in das Dilemma von 
Nicht- oder Doch-Eingehen alternativer 
Möglichkeiten - allerdings nur, wenn 
im Erkennen der Alternativen bewußt 
etwas zu wünschen / fürchten und auch 
entsprechend zu tun möglich ist. Man
che Chancen und Risiken jedoch liegen 
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im Ungeahnten oder Machtlosen des 
Menschen - auf seiten der Risiken dro
hen gerade hier die Katastrophen. 

Das Ominöse am Schadens
ereignis wird oft emotional zu 
erfassen versucht 

Die jeweilige Ungewißheit von "Risiko" 
bzw. "Chance" als Eintritts-Häufigkeit 
eines Schadens bzw. Vorteils von be
stimmter Art und Größe ist geprägt von 
der zweifachen Wahrscheinlichkeit beim 
Ereignis-Eintritt und in der Größe-Aus
prägung als ein Ergebnis des Zufalls. Da 
die Alternative eines Geschehnisses in 
Spekulationen oder Imaginationen 
nicht endgültig erfaßt werden kann, wird 
oft das Ominöse am jeweiligen Zufall 
emotional zu erfassen gesucht mit der 
Folge von individueller Hoffnung bzw. 
Angst bis zu kollektiver Hysterie und 
Panik. Hier prägen sich die Antagonis
men zwischen Individuum und Gesell
schaft um so stärker aus, je mehr innerer 
und äußerer Widerstreit entsteht bei der 
Akzeptanz und Aktivität für oder gegen 
eine Alternative, wobei es zu Überfor
derungen kommt, wenn die für eine Ent
scheidung maßgeblichen Kriterien und 
Faktoren nicht vollständig erkannt und 
schon gar nicht beeinflußt werden kön
nen. 

Die Auseinandersetzung mit Risiken ist 
naturbedingt ; und Antagonismus ist 
vordergründig quälend, unsympathisch 
- gleichzeitig jedoch das Instrument, 
das jedem selbstorganjsierten System 
nach höherer Ordnung zu streben auf
gibt. Es muß daher allseits verständlich 
gemacht werden, daß der Antagonismus 
um Risiko und Chance als eine Autorität 
des sozial-ethischen Entscheidens und 
Wirkens nicht nur unverzichtbar, son
dern zur bestmöglichen Leistungsfähig
keit erforderlich ist. 

Konrad Pfundt, Köln , berichtete über 
"Untersuchungen zu Risiken im Bereich 
Heim und Freizeit." Jährlich ereignen 
sich in der Bundesrepublik Deutschland 
etwa 6 Mio Unfälle mit Personenscha
den , davon etwa die Hälfte bei der Haus
arbeit, beim Heimwerken oder bei Sport 
und Spiel. Repräsentative Haushaltsbe
fragungen ergaben eine Charakteristik 
dieser Unfälle: 

• Mehr als 40 % = 1,4 Mio bei Sport/ 
Spiel. 

• Gravierende Mängel von Gebrauchs-

Risiko 

gegenständen/ gebauter Umwelt spielen 
eine geringe kausale Rolle; die meisten 
Unfälle sind die Folgen von Verhaltens
fehlern. 

• Nur jeder sechste Unfall hat mit Ver
stößen gegen gravierende Sicherheitsre
geln zu tun, die meisten Unfälle ereignen 
sich "einfach so". 

Können Aufklärungskampa
gnen Erfolg haben? 

Bevor vorgeschlagen wurde, Aufklä
rungskampagnen zur Unterlassung gra
vierender Verhaltensfehler zu starten 
und allgemein zu geringerer Risikoak
zeptanz aufzurufen, hat die Beratungs
stelle für Schadensverhütung anhand 
von Tests untersucht, ob solche Kampa
gnen Erfolg haben können und in weI
chem Maße sie wohl wirken. 

Dazu wurde sechs Monate lang über ei
nen nur lokal zu empfangenden Fern
sehsender alle vierzehn Tage eine 15mi
nütige Quizsendung zum Thema "Risi
ken in Heim und Freizeit" ausgestrahlt. 
Durch VORHER-/ NACHHER-Befra
gungen im Untersuchungsgebiet und in 
Kontrollgebieten konnten das Risikobe
wußtsein und das Maß der Risikoakzep
tanz bzgl. der Verhaltensweisen in Heim 
und Freizeit beschrieben und im Ver
gleich deutliche positive Einflüsse der 
Kampagne nachgewiesen werden. 

Da eine anhaltende Wirkung in der Ein
stellung zu Risiken und damit runsicht
lich der Vermeidung von Unfällen nur in 
langen Zeiträumen zu erzielen ist, 
scheint die Sicherheitserziehung -
ebenso wie die Verkehrs- und Umwelt
erziehung - in der Schule aussichtsreich 
zu sein unter der Themensetzung: Si
cherheitsbewußtes Handeln, Gefahren 
vorbeugen, Unfallfolgen mildern. 

In ihrem Beitrag "Individuelle Risiko
Bereitschaft und -Bewältigung im Ver
kehr" analysierten und beurteilten Hans 
A. Merz, Thomas Schneider und Jörg 
Thoma, Zürich/ Bern, die tödlichen 
Straßenverkehrsunfälle in der Schweiz. 

Die individuellen Risiken sind 
unterschiedlich auf die Bevöl
kerung verteilt 

Sie stellten zunächst fest , daß die indivi
duellen Risiken (= jährliche Wahr
scheinlichkeit, daß ein Individuum in
folge eines Straßenverkehrsunfalls sein 
Leben verliert) sehr ungleich auf die Be
völkerung verteilt sind: Etwa 10 % der 
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(v. a. älteren) Bevölkerung tragen ge
genüber dem Durchschnitt ein fünfmal 
größeres individuelles Risiko, während 
dieses für die Hälfte der Bevölkerung 
deutlich unter dem Mittelwert liegt. Zu
dem zeigt sich, daß die Prioritäten für 
die Verkehrssicherheitsarbeit anders 
festzulegen wären, je nachdem ob die 
Verteilung der individuellen Risiken 
oder jene der jährlichen Anzahl der Op
fer (also das kollektive Risiko) zugrunde 
gelegt wird. 

Zur Bewertung der individuellen Risi
ken unterbreitete Merz folgende Über
legungen: 

1. Unterscheidung der vier sog. Risiko
kategorien in Abhängigkeit vom Selbst
bestimmungsgrad, der charakterisiert ist 
durch die Kenntnis des Risikos und die 
Möglichkeit zu dessen Vermeidung 
(zwischen "freiwillig" und "aufgezwun
gen"). Dazu illustriert eine Studie, daß 
ca. 25 % der tödlichen Unfälle ein für 
die Opfer weitgehend "freiwilliges" Ri
siko darstellen. 

2. Vergleich mit gesamten Sterbewabr
scheinlichkeiten, die zunächst naturge
mäß stark vom Alter des Individuums 
abhängen: Sie steigen von 0,2 % im Kin
desalter auf über 20 % zu Beginn des 
Rentenalters; der durch Straßenver
kehrsunfälle verursachte Anteil variiert 
außerordentlich stark. 

Aus diesen Überlegungen stellt sich die 
Frage, ob nicht die zulässigen individu
ellen Risiken als prozentualer Anteil an 
den gesamten Sterbewahrscheinlichkei
ten zu definieren sind, u. a. in Funktion 
der o. a. Risikokategorien. 

Menschlicbes Leben ist an Un
sicberbeiten gebunden 

"Risiko im Sport - Sinn oder Unsinn?" 
Mit diesem Thema hinterfragte G erhard 
Hecker, Köln, aus pädagogischer Sicht, 
ob es sinnvoll ist, Heranwachsende in 
ein bestimmtes Maß von Unsicherheiten 
zu bringen, damit sie lernen, mit U nsi
cherheiten umzugehen, da man im Ver
laufe seines Lebens zwangsläufig mit Ri
siken immer wieder konfrontiert wird, 
oder schärfer formuliert: Menschliches 
Leben ist notwendig an U nsicherheiten 
gebunden. Daher kann es nicht sinnvoll 
sein, Heranwachsenden einen Schon
raum zu geben, in dem sie sich ganz si
cher fühlen können, wohingegen es 
sinnvoll ist, Risiko zuzulassen, damit 
Verhalten zum Meistern von Gefahren 
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gelernt werden kann: Dazu bietet der 
Sport eine Vielzahl von Möglichkeiten, 
leider jedoch auch unsinnige Risiken. 
Hecker zog drei Grundlagen zur Argu
mentation heran: 

1. In der von Kurt Hahn entwickelten 
Abenteuer-Pädagogik wird betont, daß 
Abenteuer, Wagnis und Risiko wesentli
che Erziehungsmomente sind, durch die 
Kinder und Jugendliche auf das Leben 
vorbereitet werden können, da die Er
fahrung, in G efahrensituationen beste
hen zu können, das Selbstbewußtsein 
und die innere Sicherheit entwickeln 
hilft, und auch die Fähigkeit entwickelt 
wird, anderen zu helfen, die in Not ge
kommen sind. 

2. Motivationstheoretische Grundlagen 
führen zwangsläufig zu der Perspektive, 
daß das Vermögen, ein den eigenen Fä
higkeiten entsprechend dosiertes Risiko 
eingehen zu wollen, mit einer Reihe von 
i. a. wünschenswerten Persönlichkeits
merkmalen korrespondiert: realistisches 
Einschätzungsvermögen, Frustrations
toleranz, Konzentration auf Handlungs
abläufe, psychische Ausdauer in Pro
blemaufgaben, Bedürfnisbefri edigungs
aufschub akzeptieren zu können und ein 
positiv getöntes Selbstbild. 

3. E igene Erfahrungen im Umgang mit 
Risikosituationen zeigen, daß man 
durch Wahrnehmungen, Erfahrungen 
und Erlebnisse in sog. Risikosportarten 
grundlegende Geschicklichkeit und ein 
gutes Reaktionsvermögen lernen kann. 

Die übliche Terminologie 
kann nicht obne weiteres auf 
die industrieUe Praxis übertra
gen werden 

In ' seinem Referat "Zur Definition von 
Restrisiko in der chemischen Industrie" 
bezeichnete Eberhard Weise, Leverku
sen, Umweltschutz und Sicherheit als 
die zentralen Begriffe in der öffentlichen 
Diskussion um die Zukunft unserer G e
sellschaft mit häufigen Auseinanderset
zungen bzgl. der Begriffe "Rest" und 
"Risiko", die zeigen, daß übliche Termi
nologien nicht ohne weiteres auf die in
dustrie lle Praxis übertragen werden 
können . Vielmehr erfordert der Um
gang mit Risiken dort eine von ethischen 
Normen geprägte, jedoch begrifflich nur 
schwer faßbare GrundeinsteIlung. Trotz 
Erkennung einzelner Problemkreise 
bleibt der Risikobegriff für die Erzeu
gung von Akzeptanz einer Technik in 

der Gesellschaft weiterhin unbefriedi
gend. Die chemische Industrie kann je
doch weiterhin nur erfolgreich sein, 
wenn es ihr gelingt, Vorbehalte und Vor
urteile abzubauen und mehr Verständ
nis für ihre Arbeit zu wecken. Die alltäg
liche Notwendigkeit einer Risiko-Chan
cen-Abwägung zwingt einfach immer 
wieder zu verantwortbaren Entschei
dungen, die jeweils in drei Prozeßebe
nen ablaufen mit den jeweiligen Fragen: 

• Ist die Aktivität so wichtig, daß sie un
bedingt durchgeführt werden muß? 

• Nach welchem Verfahren wird das ge
wünschte und notwendige Ziel er
reicht? 

• Wie kann das Restrisiko bei dem ge
wählten Verfahren minimiert wer
den? 

Eine generelle Risikoverminderung -
darauf muß hingewiesen werden - kann 
jedoch nicht Ziel eines Unternehmens 
sein, das ja geradezu durch die ökonomi
sche Risikobereitschaft gekennzeichnet 
ist. 

Eine Aussage über das 
"Restrisiko" läßt sich nicbt 
empirisch ableiten 

In seinem Referat "Restrisiken in der 
Kerntechnik" erläuterte Max Hiller
brand, E rlangen, daß sich das für Kern
kraftwerke in der westlichen Welt ent
wickelte Sicherheitskonzept, radioakti
ve Stoffe innerhalb des Reaktors zurück
zuhalten, bewährt hat - ohne G efähr
dung von M.ensch und Umwelt. Dazu 
sind die Kernkraftwerke mit mehreren 
hintereinanderwirkenden Spaltpro
duktbarrieren (Brennstoff-Kristallgit
ter, Brennstabhüllrohre, Reaktordruck
behälter, Sicherheitscontainment, äuße
re Stahlbetonhülle) und einem prophyl
aktischen Mehrstufenkonzept mit Qua
litätsgewährleistung, inhärent sicherem 
Betriebsverhalten sowie mit redundan
ten sicherheitstechnischen Einrichtun
gen so ausgerüstet, daß selbst bei unvor
hergesehenen Störfällen eine gefährli
che Freisetzung radioaktiver Stoffe nach 
außen in allen Fällen verhindert wurde. 
Eine Aussage über das Restrisiko '" bzw. 
den Rest an Unsicherheit, daß Unfälle 
mit u. U. erheblichen Schadensfolgen 
nie mit absoluter Sicherheit ausge
schlossen werden können , läßt sich da
her nicht empirisch ableiten, sondern 
nur theoretisch abschätzen. Die Quanti-
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fizierungsaufgabe besteht darin, ausge
hend vom Stand der sicherheitstechni
schen Ausrüstung sowie den Erkennt
nissen der Reaktorsicherheitsforschung, 
denkbare Unfallabläufe sowohl in ihrer 
Eintrittshäufigkeit als auch den Scha
densfolgen zu analysieren. Eine gefähr
liche Freisetzung radioaktiver Stoffe aus 
der Anlage ist praktisch nur bei Kern
schmelzunfällen zu erwarten, d. h. , wenn 
die Sicherheitssysteme entgegen dem 
menschlichen Ermessen, der techni
schen Planung und Erfahrung so gravie
rend versagen, daß die Brennstäbe un
zulässig überhitzt und schließlich zum 
Schmelzen gebracht werden. In der 
deutschen Risikostudie, Phase A, wurde 
erstmals für ein deutsches Kernkraft
werk ein umfassendes Spektrum mögli
cher Unfallabläufe analysiert mit allen 
möglichen kausalen Störungen nach Art 
und Häufigkeit, dem Störfallverhalten 
selbst und der Zuverlässigkeitsbeurtei
lung der Sicherheitssysteme. Während 
die Häufigkeit eines Kernschmelzunfalls 
mit 10-4 pro Anlagenbetriebsjahr ermit
telt wurde, werden seine Folgen durch 
die Rückhaltefunktion des Sicherheits
behälters erheblich begrenzt. Kern
schmelzunfälle, die zu einer frühen Ak
tivitätsfreisetzung und damit verbunde
nen höheren Strahlenexpositionen au
ßerhalb der Anlage führen , sind daher
auch unter den extrem pessimistischen 
Annahmen mittels konservativer Be
trachtungsmethoden nach amerikani
sehern Vorbild - äußerst unwahrschein
lich und können praktisch ausgeschlos
sen werden. Diese Ergebnisse stimmen 
grundsätzlich mit den Aussagen ver
gleichbarer Studien in anderen Ländern 
überein. 

• Risiko, das nach dem Bundesverfassungsgericht 
in seinem " Kalkar-Urteil " auf der Begrenztheit 
menschlichen Erkenntnisvermögens beruht und 
deshalb als sozial adäquate Last hinzunehmen ist. 
[BVerfG , Beschluß v. 08.08.78, NJW 79, 3591 

In den kurz vor Abschluß stehenden Ar
beiten zur deutschen Risikostudie, Pha
se B, mit methodischen Weiterentwick
lungen und Modellverbesserungen so
wie neuen Erkenntnissen aus der Reak
torsicherheitsforschung, v. a. mit reali
stischeren Annahmen bei der Ereignis
ablauf-Analyse, wird gezeigt, daß mit 
den in der Referenzanlage durchgeführ
ten Systemänderungen die vormals do
minanten Anteile zur Kernschmelzhäu-
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figkeit erheblich reduziert werden konn
ten und somit eine erheblich höhere Si
cherheitsreserve bei dieser "best-esti
mate-Analyse" vorhanden ist als in den 
Nachweisen für das Genehmigungsver
fahren ausgewiesen ist. 

Die Einschätzung des nuklea
ren Risikos ist nur aufgrund 
beobachteter Daten aos sämt
lichen Störfällen möglich 

Kenneth Hsü, Zürich, stellte eingangs 
seines Referates "Naturkatastrophen 
und Einschätzung des nuklearen Risikos 
aufgrund von beobachteten Daten" fest, 
daß die Risikoanalyse zur Planung von 
kerntechnischen Großanlagen, die eine 
Unfallwahrscheinlichkeit mit Hilfe des 
"decision tree" auf Basis industriell ge
testeter Ausfallwahrscheinlichkeiten für 
Teilkomponenten berechnet, bei Diffe
renzen von 103 bis 104 zwischen der sta
tistischen Unfallhäufigkeit und der be
rechneten Eintrittswahrscheinlichkeit 
nicht sehr zuverlässig ist. 

Historische Naturkatastrophen (z. B. 
Erdbeben, Bergstürze, Meteoritenein
schläge) weisen eine umgekehrte Ab
hängigkeit zwischen Häufigkeit und 
Magnitude auf; z. B. zeigt das umge
kehrte Verhältnis von Stärke zur Häufig
keit von Erdbeben in der log-log-Gra
phik eine perfekte Gerade. Eine Vor
hersage von Katastrophen aufgrund ei
ner statistischen Analyse ist daher nur 
bei Berücksichtigung sämtlicher - also 
nicht nur der wenigen großen - Ereig
nisse möglich. So stützen sich die bishe
rigen empirischen Einschätzungen des 
nuklearen Risikos auf die zwei Daten
punkte "Three Mile Island" und 
"Tschernobyl", während es an Daten 
von kleineren Störungen mit nur wenig 
Schadwirkung nach außen mangelt. Zur 
Bemessung natürlicher wie auch künstli
cher Katastrophen schlägt Hsü die Scha
denssumme in einer stabilen Währung 
(z. B. Schweizer Franken) vor, zu deren 
Berechnung die wohlbekannten Scha
denbemessungs-Methoden herangezo
gen werden können; so erlaubt die Ver
sicherungsmathematik eine Schadens
Kalkulation für Reparatur- und Ausfall
kosten bei kleinen Störfällen bis zu 
Schadensersatzbemessungen für Todes
fälle, für Schäden an Eigentum und 
landwirtschaftlichen Produkten, für ge
netische Schäden an ungeborenen Kin
dern und nicht zuletzt für langzeit-
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verseuchte Immobilien sowie die Kosten 
für Expertisen, Stillegungen oder Ent
sorgungen bei Unfällen mit freigesetzter 
Radioaktivität. 

Erst bei Berücksichtigung sowohl der 
kleineren Störungen wie auch der grö
ßeren Unfälle kann eine glaubwürdige 
Einschätzung des nuklearen Risikos 
aufgrund von beobachteten Daten ange
gangen werden. 

Mit "Das Menschenbild und die Zumut
barkeit von Risiken" überschrieb GfS
Präsident Wolfgang StoU sein Schluß
wort. Der in die moderne, von Schnell
lebigkeit geprägten Wohlstandsgesell
schaft eingebundene Mensch hat sich 
über viele Lebensbereiche hin zum 
scheinbar unabhängigen und freien In
dividuum hin emanzipiert - räumlich 
wie zeitlich gesehen eher eine Ausnah
mesituation. 

Gesellschaften, die auf die Gruppe, Fa
milie und Sippe hin orientiert sind, be
stimmten v. a. in weniger industrialisier
ten Ländern das Menschenbild. Die reli
giöse Ausrichtung überlagert diesem 
noch vielerlei Gebote und Verbote und 
führt v. a. in Regionen, in denen Chri
stentum und Islam vorherrschen, zu ei
nem Gebot des" wir - vor ich". Gebote 
der Duldung und Einordnung in ein grö
ßeres Ganzes von der Familie zum abso
lutistischen Staat bestimmten auch un
sere Vergangenheit, wobei der positive 
Wert, Glied einer Gemeinschaft zu sein, 
den negativen Wert des Gru ppen-Sozia
lisierungsdrucks meist überwog. Als 
Gegenbewegung aus diesem ordnungs
romantischen Menschenbild ist nach 
mehreren evolutionären wie revolutio
nären Schritten das anarchieromanti
sche Menschenbild des späten 20. Jahr
hunderts entstanden, das v. a. wir in der 
BRD perfekt idolisieren, in dem der ne
gative Wert der erzwungenen Unterord
nung wieder stärker hervortritt: Aus 
dem aus der sozialen Einbettung "Aus
gestoßenen" wurde nun der "Befreite", 
der bei seiner Selbstverwirklichung alle 
seine Rechte maximiert, solange dies 
nicht sichtbar auf Kosten Dritter geht; 
Gründe könnten der hohe Wohlstand, 
eine Abkehr von nationaler Identifika
tion oder die dem Deutschen eigene Per
fektion sein, Zeitströmungen zu leben. 
In seinen extremen Ausprägungen zeigt 
dieses Menschenbild eine Regression 
auf vorchristliche bis steinzeitliche Wert
vorstellungen, die ohne Schaden für den 
Nächsten nur in äußerst dünn besiedel-
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ten Lebensräumen gelebt werden kön
nen - nich t aber mehr bei unserem heu
tigen hohen Bevölkerungsstand. 

Wenn man daher heute die Annehmbar
keit bestimmter Techniken an ihrer So
zialverträglichkeit messen will, muß zu
erst die Frage nach der Beschaffenheit 
und Wertordnung dieser Sozietas beant
wortet werden. Moderne Technik und 
wachsende Bevölkerungsdichte bedin
gen einen gewissen Ordnungsrahmen, 
wenn sie sinnvoll und schadensmini
miert genutzt werden sollen. Technik
kritik, die von einem Menschenbild aus
geht, bei dem der Mensch in unbegrenz
ter Liberalität alles in jeder denkbaren 
Weise gebrauchen oder auch mißbrau
chen darf, muß ein auf die Entwicklung 
und Nutzung moderner Technik ausge
wiesenes Volk seiner Basis entfremden 
und im weltweiten Konkurrenzkampf 
zurückwerfen; dazu bedarf das gewohn
te Beziehungsgefüge aufgrund des Be
harrungsvermögens des Menschen 
meist existenzbedrohender Anstöße, 
das "Etablierte" zu verlassen mit der 
Chance auf Verbesserung, aber auch 
dem Risiko auf persönlichen wie kollek
tiven Untergang. 

Wie zu den vorausgegangenen Symposien wird 
auch zu diesem ein Band mit dem vollständigen 
Wortlaut a ller Referate erscheinen. Die Berichte zu 
den GfS-Sommersymposien und die Sicherheits
wissenschaftlichen Monographien sind zu beziehen 
durch: Wirtschaftsverlag - Verlag für neue Wissen
schaft GmbH , Postfach 10 1110, Bremerhaven 1, 
Telefon (04 TI) 4 60 93-95. 

Diese Rezension wurde uns von der 
Johanniter-Unfall-Hilfe, General
sekretariat, zur Veröffentlichung 
überlassen. Geschrieben hat sie 
Dr. R. Döhler, Landesarzt JUH 
Schleswig-Holstein. 

1000 Seiten, DM 290,-. Werk
Verlag Dr. Edmund Banaschewski, 
8032 Gräfelfing 
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Handbuch der medizinischen Katastrophenhilfe 

Wie sehr ein Handbuch der medizini
schen Katastroph~nhilfe bislang fehlte, 
dürfte vielen "Katastrophenhelfern" 
erst bei der Lektüre dieses Buches be
wußt werden. Es zu schreiben war wohl 
niemand mehr legitimiert als Ernst Re
ben tisch. Es ist so gründlich und umfas
send, wie ein Handbuch aus der Feder 
eines Arztes und soldatischen Akademi
kers nur sein kann. Die Materie ist sprö
de und vielschichtig, die Diskussion dar
über politisch verzerrt und unpopulär. 
Trotzdem ist das Buch, im Auftrag vom 
Wissenschaftlichen Beirat der Bundes
ärztekammer entstanden, lebendig und 
klar geschrieben. Seine kompetente und 
engagierte Sachlichkeit macht es unan
greifbar. Ein lesenswertes Vorwort vom 
Präsidenten der Bundesärztekammer 
und des Deutschen Ärztetages zeigt sei
nen Sinn und politischen Rahmen. 

Das Buch ist in sieben Kapitel geglie
dert. Das Inhaltsverzeichnis ist zugleich 
ein Stichwortregister. Wer etwas sucht, 
fi ndet es rasch und sieht den Zusam
menhang. Wer das Buch ohne besonde
ren Grund zur Hand nimmt, findet in 
dieser Übersicht viele Anregungen. 

Die Einführung beschreibt die Grund
lagen und Aufgaben des Katastrophen
schutzes. Die Grenze zum Zivilschutz 
wird deutlich. Besonders wichtig sind 
die Definitionen von geläufigen, aber 
ganz unterschiedlich verstandenen Be
griffen . Wenn man die verschiedenen 
Arten von Katastrophen, Patienten, 
Helfern und Ärzten auseinanderhalten 
und bestimmte Funktionen und Maß
nahmen im Katastrophenschutz einheit
lich benennen will, sollte man dieses Ka
pitel sorgfältig lesen. 

Im Kapitel Katastrophen und Katastro
phenschutz beeindrucken Angaben 
über die Häufigkeit und Auswirkungen 
von Katastrophen. Manche Sätze sollten 
Kritikern innerhalb und außerhalb der 
Hilfsorganisationen zu denken geben. 
So heißt es: "Wer . .. versucht, die 
Schutzmaßnahmen gegen Katastrophen 
und für den Kriegsfall gleichzusetzen, 
kann nur die Verhinderung jeglichen 
Gemein- und Individualschutzes wol
len um die Menschen an Staat, Recht 
und Ordnung zweifeln zu lassen und all
gemeine Verunsicherung hervorzuru
fen. " 

Das Gesundheitswesen im Katastro-

phenschutz sollte diejenigen interessie
ren die für die Zusammenarbeit mit Be
hörden, Krankenhäusern , Feuerwehren 
und anderen Hilfsorganisationen ver
antwortlich sind. Die Einbindung des 
Katastrophenschutzes in das öffentliche 
Gesundheitswesen (Organisation und 
Aufgaben von Leitstellen, Technischen 
Einsatzleitungen und Gesundheitsäm
tern), Informations- und Dokumenta
tionsprobleme sowie Rechtsfragen wer
den verständlich gemacht. 

In den Personellen und materiellen 
Grundlagen der medizinischen Kata
strophenhilfe wird den Aufgaben nicht
ärztlicher Kräfte im Rettungsdienst brei
ter Raum gegeben; das Verhältnis vom 
Rettungssanitäter zum Arzt wird klar 
beschrieben. Man sieht, welchen Auf
wand es bedeutet, Material zu beschaf
fen, zu bevorraten und zu warten. Man 
begreift die Bedeutung von Transport
kapazitäten. In diesem Zusammenhang 
ist die Beschreibung des SAR-Dienstes 
und des Luftrettungsdienstes mit Hub
schraubern (RTH) sehr aufschlußreich. 

In der Durchführung der medizinischen 
Katastrophenhilfegeht es unter anderem 
um den Massenanfall Hilfebedürftiger. 
Er ist keineswegs selten, wird aber in der 
Diskussion über kleine Verkehrsunfälle 
oder große Katastrophen oft vergessen. 

Unter den Allgemeinen medizinischen 
Behandlungsproblemen bei Katastro
phen ist die Bewältigung von Strahlen
unfällen bedrückend aktuell. Was hätte 
eine Hilfsorganisation wie die Johanni
ter-Unfall-Hilfe im 100-km-Umkreis 
von Tschernobyl gemacht? 

Das letzte Drittel des Buches befaßt sich 
mit der Medizinischen Katastrophenhil
Je aus der Sicht der ärztlichen Gebiete. 
Dieser recht detaillierte Leitfaden wen
det sich vor allem an Ärzte, enthält aber 
auch für Rettungssanitäter und Helfer 
viel Wichtiges (Panik, Vergiftungen, 
Seuchen, Trinkwasser- und Lebensmit
telversorgung). 

Das Buch macht nachhaltig deutlich, 
daß Katastrophenmedizin über Notfall
medizin hinausgeht. Sie verlangt in ho
hem Maße Organisation und Führung, 
die fundierter Kenntnisse und besonde
rer Schulung bedürfen. Dafür vermittelt 
dieses Buch die Grundlagen. Es gehört 
in jeden Orts- und Kreisverband, der am 
Katastrophenschutz beteiligt ist. 
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Leitender NotarztlLeitende Notarztgruppe 
Wie sieht die Praxis aus? 

Stelan Neuhauser 

In den letzten Jahren mehren sich die Berichte in der not
fallmedizinischen Literatur über Aufgaben und Funktionen 

des Leitenden Notarztes. Es werden die Standpunkte und 
Ergebnisse, wie sie bis zum heutigen Tage vorliegen, disku

tiert. In Zivilverteidigung 3/88 wurde die Funktion des 
Leitenden Notarztes als ein neues Aufgabengebiet zwischen 
Großschadensereignis und Katastrophe ausführlich darge
stellt. Im folgenden (Teil 2) sollen die Zukunftsaussichten 

und Durchsetzungsmöglichkeiten der Funktion LNA in der 
Praxis besprochen und auf ein Modell für den LNA für 

ländlich strukturierte Gebiete hingewiesen werden. 

Leitender Notarzt als neue 
Funktion im Rettungsdienst 

D er Begriff des Leitenden Notarztes 
ist nicht neu. Zum Beispiel gab es bereits 
1980 in München einen LNA mit genau 
definierten Aufgaben zur Feststellung 
der Schadenslage, Beurteilung der Scha
denslage aus medizinischer Sicht, Lei
tung des Sanitätseinsatzes. Bei Unfällen 
mit mehr als 35 Verletzten etwa tritt ein 
spezieller Alarmplan in Kraft und der 
LNA ist sodann für die Koordination 
und Durchführung des medizinischen 
Rettungseinsatzes vorgesehens . Seit 
1984 finden sich vermehrt Artikel in der 
notfallmedizinischen Literatur für den 
Massenanfall von Verletzten. Dabei 
wird der Begriff LNA einerseits demje
nigen Notarzt zugesprochen, der als er
ster am Unfallort eintrifft und gegenüber 
den anderen am Unfallort tätigen Ärz
ten weisungsberechtigt sein soll I , ande
rerseits werden auch schon Kenntnisse 
sowie Aufgabengebiet genauer defi
niert lO , die Abgrenzung von der Kata
strophe ist jedoch noch nicht vollzogen. 
Es wird sogar von einer Katastrophe für 
den Notarzt ab zehn Verletzten gespro
chen 13. Vermehrt tauchen die Begriffe 
Großunfälle mit einem Massenanfall 
von Verletzten, Sichtung beim Massen
anfall (Triage, Sortieren) in der Notfall
literatur auf A•8,11.I4 . Die Grenze zwi
schen Großschaden und Katastrophe 
wird danach immer dann überschritten, 
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wenn die örtlichen oder auch regionalen 
Schutz- und Bekämpfungsmaßnahmen 
nicht mehr ausreichen und ohne zusätz
liche personelle und materielle Hilfe un
absehbare Schäden, weitere Ausdeh
nung des Umfanges oder Schwere des 
Schadens oder nachhaltigere, über den 
zunächst erkennbaren Schaden hinaus
gehende Folgen drohen9, bzw. die Vor
aussetzungen einer Katastrophe sind 
erst bei länger andauernden Schadens
lagen erfüllt 10. Die Gründung einer 
Deutschen Gesellschaft für Katastro
phenmedizin im Jahre 1982 und die Ab
grenzung der Katastrophenmedizin von 
der Notfallmedizin als Unterscheidung 
durch ein Mißverhältnis zwischen erfor
derlicher Hilfe und möglicher Hilfelei
stung (zitiert nach 4) kann nicht über
zeugen. Seit Bestehen der Bundesrepu
blik Deutschland hat es in unserem Land 
keine Katastrophen gegeben, die ärzt
lich nicht gemeistert wurden4• 1986 wird 
in der Notfalliteratur zunehmend der 
Begriff des Leitenden Notarztes ver
wendet und genauer definiert2,IO,14 . Vor
ausgegangen waren Festschreibungen 
des Begriffes z. B. im Rettungsdienst
plan 1985 des Landes Baden-Württem
berg, in der Bekanntmachung des Baye
rischen Staatsministeriums des Innern 
vom 24. 7. 1984, und auch im Wegwei
ser Medizinische Katastrophenhilfe der 
Ärztekammer Niedersachsen im Jahre 
1982. Es werden bereits die Aufgaben 
des Leitenden Notarztes definiert, die 

Voraussetzungen für die Übernahme 
der Funktion LNA beschrieben sowie 
ein Aus- und Weiterbildungskonzept 
vorgeschlagen2,IO,II. Im Februar 1988 
kommt es dann im Deutschen Ärzteblatt 
zur gemeinsamen Veröffentlichung der 
Empfehlungen der Bundesärztekam
mer zur Fortbildung zum Leitenden 
Notarzt, wie der Empfehlungen zur 
Qualifikation des Leitenden Notarztes 
bei Massenanfall Verletzter und Er
krankter nach den Vorstellungen der 
Deutschen Interdisziplinären Vereini
gung für Intensivmedizin3. Vorausge
gangen war das sogenannte Weserge
spräch - Leitender Notarzt im Septem
ber 1987 als Fachdiskussion der Not
arztarbeitsgemeinschaften (15, vergl. 
auch insbesondere 6) . 

Definition des Leitenden Not
arztes (LNA) 

Der Leitende Notarzt übernimmt Lei
stungsaufgaben im medizinischen Be
reich bei Massenanfall Verletzter und 
Erkrankter und bei besonderen Gefah
renlagen. Er hat alle sanitätsdienstlichen 
Maßnahmen zu leiten, zu koordinieren 
und zu überwachen. Tabelle 1 zeigt die 
Voraussetzungen für den Einsatz als 
Leitender Notarzt als geplante Empfeh
lungen der Bundesärztekammer. Man 
sieht hier schon eine wesentliche Aus
grenzung einzelner Arztgruppen, die 
gleichwohl praktischen Bezug zur Not
fallmedizin haben. Tabelle 2 zeigt die 
Aufgaben des LNA zur Sicherstellung 
einer optimalen notfallmedizinischen 
Erstversorgung, eines adäquaten Pa
tiententransportes und situationsge
rechter medizinischer Schutzmaßnah
men. Es fehlen hier die Punkte Koordi
nation mit der Einsatzleitung und Bera
tung in medizinischen Fragen, die dann 
zu den Aufgaben des LNA als Veröf
fentlichung im Deutschen Ärzteblatt 
noch hinzukamen (verg!. auch Zivilver
teidigung 3/88). 
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Leitender Notarzt: Praxis 

Tabelle 1: 
Voraussetzungen für die Übernahme der Funktion Leitender Notarzt 

1. Umfassende Kenntnisse in der Notfallmedizin und regelmäßige Teilnahme im 
Rettungsdienst; 

2. Besitz des Fachkundenachweises "Rettungsdienst" oder eine gleichwertige 
Fortbildung; 

3. Nachweis einer speziellen Fortbildung entsprechend den Empfehlungen der 
Bundesärztekammer; 

4. Detailkenntnisse der regionalen Infrastruktur des Rettungs- und Gesund
heitswesens; 

5. Fortbildung in Fachfragen des eigenen Aufgabengebietes; 

6. er soll eine Gebietsanerkennung eines Gebietes mit Tätigkeit in der Intensiv
medizin besitzen. 

Tabelle 2: Aufgaben des Leitenden Notarztes 

1. Beurteilung der Lage 

1.1 Taktische Lage: Art des Schadens, Art der Verletzungen/Erkrankungen, An-
zahl Verletzter/Erkrankter, Intensität/ Ausmaß der Schädigung. 
Zusatzgefährdungen, SchadensentwickJung. 

1.2 Eigene Lage: Personalkapazität, Materialkapazität, Transportkapazität, Zu
saizgefährdung, stationäre und ambulante Behandlungskapazi
tät. 

2. Feststellung des Schwerpunktes und der Art des medizinischen Einsatzes (Sich
tung, medizinische Versorgung, Transport). 

3. Durchführung des medizinischen Einsatzes mit Festlegung der Behandlungs
und Transportprioritäten, Festlegung der medizinischen Versorgung, Delegation 
medizinischer Aufgaben, Festlegung der Transportmittel und Transportziele, 
Festlegung medizinischen Materials und Materialbedarfs, medizinische Doku
mentation. 

Tabelle 3: Fortbildung des Leitenden Notarztes 

1. Medizinische Fortbildung 
a) Kriterien der Sichtung Verletzter und Erkrankter 
b) Kriterien der medizinischen Versorgung und der Bedingungen des Massenan

falls 
2. Gesetzliche Grundlagen und Verordnungen 

a) Rechtsgrundjagen für den Einsatz des L.N.A. 
b) Struktur der Katastrophenabwehr (Katastrophenschutzgesetz) 
c) Organisationsstruktur von Polizei, Feuerwehr und Rettungsdienst sowie der 

Hilfsorganisationen 
3. Einsatztaktik 

Grundlagen der Führungslehre und der rettungsdienstlichen Versorgung. Koordi
nation mit anderen Einsatzdiensten, Dokumentation 

4. Technische Fortbildung 
Geräte und Fahrzeuge für die Rettung und die technische Hilfeleistung, Fernmelde
wesen 

5. Übungen 
Funkübungen, Planspiel : Schadensfall, Planspiel: Gemeinsame Einsatzlenkung 

6. Die Durchführung dieser 40stündigen Fortbildung in Seminarform wird durch die 
Landesörztekammern geregelt. 
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Diskussion der VorsteUungen 

Es fällt auf, daß die definierten Voraus
setzungen für den Einsatz als LNA viele 
Ärzte ausschließt. Zumindest haben Ärz
te, die kontinuierlich im Rettungsdienst 
mitarbeiten , oft keine Gebietsanerken
nung, können keine spezielle Fortbildung 
entsprechend den Empfehlungen der 
Bundesärztekammer nachweisen, oder 
sie besitzen keine Detailkenntnisse der re
gionalen Infrastruktur des Rettungs- und 
Gesundheitswesens. Umgekehrt arbeiten 
Arztgruppen mit Gebietsanerkennung 
eines Faches mit Tätigkeit in der Intensiv
medizin (was ist z. B. mit der Allgemein
medizin?) nicht mehr ununterbrochen im 
Rettungsdienst mit. Ein sehr interessan
ter Vorschlag wurde kürzlich in Berlin ge
macht l? Danach sollen alle 70 Notärzte 
der Berliner Kliniken für die Rolle des 
LNA im Katastrophenfall weitergebildet 
werden(!). Dieses Versorgungssystem ab 
Sommer 89 läßt sich sicher nicht auf die 
Länderstaaten übertragen. Es fällt wei
terhin auf, daß die Aufgaben des LNA, 
wie sie festgeschrieben wurden, sich so
wohl auf ärztliche Funktionen im soge
nannten Großschadensereignis, also un
terhalb der Katastrophenschwelle, wie 
auch beim echten Massenanfall in der Ka
tastrophenmedizin beziehen. Nachdem 
der LNA im Bereich des Rettungsdien
stes arbeiten soll und hier fest eingebun
den bleibt, sein Einsatz unterhalb der Ka
tastrophenschwelle definiert wird, die 
Voraussetzungen der Übernahme der 
Aufgaben jedoch eindeutig erheblichen 
Bezug zum erweiterten Katastrophen
schutz, der Katastrophenmedizin besit
zen3, die Stellung des LNA jedoch durch 
die Bestellung durch die für den Ret
tungs- bzw. Notarztdienst zuständige Be
hörde erfolgt und damit definiert ist, sei 
die Frage erlaubt, warum die klare Ab
grenzung zur Katastrophenmedizin er
folgte3, ' 5,6 . Der LNA soll ja auch als Bera
ter in medizinischen Fragen im Vorfeld 
des Großschadensereignisses z. B. für die 
Behörden (Leiter des Katastrophen
schutzamtes, HVB etc.) tätig sein. 

Die Fortbildungsinhalte des LNA, wie sie 
in Tabelle 3 angegeben sind, zeigen die 
Hauptproblematik des LNA. Die Fortbil
dung umfaßt 40 Std. und findet in Semi
narform statt. Die Landesärztekammern 
regeln die Durchführung3• Es werden also 
Kenntnisse und Fähigkeiten als Voraus
setzungen für den Einsatz des Leitenden 
Notarztes definiert, die erst später durch 
eine Fortbildung (nicht Ausbildung) ge-
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lehrt und gelernt werden6. Sefrin spricht 
von der zunehmenden Zahl von Groß
schadensereignissen insbesondere in Bal
lungsgebieten 11 ,12. Wesentlich größeren 
Raum als bei der Qualifikation zum Not
arzt nehmen nach Sefrin die Vermittlung 
gesetzlicher Grundlagen und Verordnun
gen sowie Einsatztaktik und technische 
Fortbildung in bezug auf Geräte, Fahr
zeuge sowie auf das Fernmeldewesen ein. 
Darüber hinaus sei geplant, in entspre
chenden Übungen die erforderlichen 
Grundlagen des Einsatzablaufes zu ver
mitteln 11. 

Die staatlichen Stellen seien nun gefor
dert, dem Konzept des Leitenden Notarz
tes die mögliche Absicherung und Durch
setzungskraft durch ihre Unterstützung 
zu verleihen, damit die Notärzte zukünf
tig in die Lage versetzt werden, diese neu
en Aufgaben zu bewältigen 11 . 

Tabelle 4 zeigt die bis heute ungelösten 
bzw, nur teilweise gelösten Probleme, die 
zudem in der notfallmedizinischen lite
ratur nicht ausreichend berücksichtigt 
wurden. Gravierend erscheinen dabei un
gelöste Finanzierungs- und Versiche
rungsfragen sowie fehlende Kostenmo
delle. 

Unklar bleiben trotz exakter Festschrei
bung von Aufgaben, Stellung, Fortbil
dung des LNA, wer zum LNA bestellt 
werden kann und soll. Wenn, wie etwa in 
Hannover, acht Oberärzte in ständiger 
Rufbereitschaft die Funktion des LNA 
einnehmen sollen, so bleibt die Frage er
laubt, ob diese Oberärzte ständig im Ret
tungsdienst mitarbeiten und mitarbeite
ten und sich in Katastrophenmedizin, im 
Katastrophenschutz auskennen. In der 
Literatur wird zunehmend betont, daß 
diese Leitende Notarztgruppe sodann 
von ihrem eigentlichen Tätigkeitsgebiet 
in der Phase der Alarmbereitschaft befreit 
wird. So wie z. B. die niedergelassenen 
Ärzte in weiten Teilen der Bundesrepu
blik Deutschland vom Rettungsdienst 
ausgegrenzt wurden, scheint jetzt die 
Funktion der Leitenden Notarztgruppe 
im wesentlichen von Krankenhausärzten 
eingenommen zu werden. Aufgrund des 
enormen Kostendruckes im Rettungs
dienst erscheint es erstaunlich zu sein, daß 
in der notfallmedizinischen Literatur 
kaum Gedanken zum Kostenproblem des 
LNA vorgetragen werden, Was in einer 
Großstadt mit einem Jahresetat von 
150 000, - DM für die Leitende Notarzt
gruppe funktionieren könnte, kann in 
ländlich strukturierten Gebieten bei ei-
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Leitender Notarzt: Praxis 

TabeUe 4: Offene Fragen, ungelöste Probleme beim LNA 

Dokumentation, Einsatzprotokoll des LNA 

Transport zum Schadensereignis. 

Finanzierung des LNA (in Bayern gelöst?). 

Kosten. 

Bestellung des LNA (Teilweise gelöst?). 

Ausbildung und Fortbildung (Teilweise gelöst?). 

Indikations- und Alarmierungsschema für den Einsatz. 

Übergeordnete Systeme und übergreifende Systeme des LNA, der LNA-Gruppe. 

Versorgungslücken, Stadt / Landgefälle im LNA-System. 

Abgrenzung zur Katastrophenmedizin, zum Rettungsdienst und zu anderen ärzt
lichen Tätigkeiten. 

Permanente Verfügbarkeit des LNA, Verbringung zum Schadensereignis, Ein
satzradius, Funksprechberechtigung etc. 

Eingreifen als regulärer Notarztdienst, als Notarztreserve (?). 

Versicherungen des LNA, z. B. Haftpflichtversicherung. 

Steuerliche Probleme und Risiken. 

nem jetzt schon deutlichen Stadt/ Land
gefälle im Rettungsdienst die Probleme 
nur vermehren, 

Wie wird die Praxis aussehen? 

a) Modell des LNA in ländlich struktu
rierten Gebieten 

Da die Finanzierung der Fixen Kosten 
wie z. B. Funkrneideempfänger, Schutz
kleidung, Handfunksprechgerät etc. so
wie der tatsächlich entstehenden Kosten 
und der abstrakten Kosten die z. B. eine 
Bezahlung für die Rufbereitschaft sein 
können, in manchen Großstädten schon 
gesichert wurde, in den meisten Groß
städten gesichert erscheint - aus weIchen 
Finanzierungsfonds auch immer -, gibt 
es gleichwohl erhebliche Probleme be
züglich der Kostensituation in ländlich 
strukturierten Gebieten. Zur Zeit wird 
ein Modell entwickele, um die Durchset
zung der Funktion des LNA in ländlich 
strukturierten Rettungsdienstbezirken zu 
ermöglichen. Bereits jetzt kann gesagt 
werden, daß es Probleme bei der Bestel
lung des LNA durch die Behörden geben 
wird. Neben notwendigen Ausschreibun
gen und der insbesonderen Einbeziehung 
von niedergelassenen Kollegen scheint es 
zur Zeit in einigen Landkreisen keine Per
sonen zu geben, die die Voraussetzungen 
zur Berufung zum LNA (vergl. Tab. 1) er
füllen. Damit wäre insbesondere der 
Punkt 4 von Tab. 1 in Frage gestellt, da 
versucht werden wird, von anderer Seite 
aus diese Lücken zu füllen. Unter der rea
listischen Annahme einer rein ehrenamt-

lichen Tätigkeit des LNA könnten die er
rechneten fixen Kosten sich auf 2 000,
DM pro Jahr und pro Person beziffern, da 
wir von einer LNA-Gruppe auch in länd
lich strukturierten Gebieten als Idealzu
stand ausgehen müssen. Voraussetzung 
für die Bezahlung dieser geringen Summe 
durch die Behörde wäre, daß der LNA im 
Katastrophenschutz etwa bei Übungen 
beratend mitwirkt und als Sachverständi
ger agiert. Falls der LNA in die Notfall
versorgung z. B. mit einem zweiten NEF 
sozusagen als Notarztsystemreserve ein
greift, wäre eine Abrechnung der ärztli
chen Leistung möglich. Denn wenn in der 
Stadt oder im Ballungsgebiet die Alar
mierung des LNA bei fünf Verletzten er
folgen soll , so ist diese bereits in ländlich 
strukturierten Gebieten und zudem 
nachts bei zwei Schwerverletzten unum
gänglich. Steuerliche Vorteile durch den 
LNA könnten genutzt werden, Fahrzeug 
und technische Ausstattung sind unter 
bestimmten Voraussetzungen von der 
Automobilindustrie und/ oder pharma
zeutischen Industrie teilweise mitzufinan
zieren. Neben der Etablierung einer 
LNA-Gruppe für jeden Rettungsdienst
bezirk sind auf mehrere Rettungsdienst
bezirke übergreifende Systeme dann 
möglich, wenn der Transport, z. B. durch 
Hubschrauber oder andere Schnelltrans
portmittel, sichergestellt ist. Dazu ist es 
nötig, z. B. Verhandlungen mit den lei
tenden Polizeibeamten bei den Regie
rungspräsidien nach Richtlinien für den 
Einsatz von Hubschraubern etwa der 
Vollzugspolizei zu führen 7. 
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Leitender Notarzt: Praxis 

Tab. 5: Arztgruppen in Katastrophenmedizin und Notfallmedizin 

Gruppe 

Notärzte 

Leitende 
Notärzte 

Kranken-
haus 

A. d. Hilfs-
organisat. 

Niedergelas-
sene A. 

ÖffentI. 
Gesundheits-
Dienst 

Sonstige 

Tätigkeit 
definiert? 

Ja 

(ja) 

ja 

? 

(ja) 

(ja) 

nein 

Verbesserungs-
möglichkeiten 

+ 
++ 

(+) 

++ 

++ 

+++ 

+ 

Bemerkungen 

Beziehung zur 
Kat.-Med. ver
bessern 

Verbess. dringend 
nötig 

Integration in 
NotfaUmedizin! 

Erhebliches 
Defizit 

Mitarbeit er
forderlich 

In der Tab. 5 sind einige Arztgruppen, die in der NotfaUmedizin und in der Katastro
phenmedizin wichtige Funktionen wahrnehmen, aufgeführt. Für die Zukunft werden 
insbesondere die Gruppen der niedergelassenen Ärzte sowie zumindest in einigen 
Bundesländern der öffentliche Gesundheitsdienst eine zunehmende Rolle spielen. Li
teratur hierzu ist zur Zeit in Vorbereitung. 

b) Ungeklärte Fragen im LNA-System 
dürfen nicht vernachlässigt werden. 

Wir werden in den nächsten Jahren in den 
Großstädten eine Verdichtung des Net
zes an Leitenden Notarztgruppen erhal
ten, die das bereits bestehende Gefälle im 
Rettungsdien t zwischen Stadt und Land 
vergrößern . Ob diese Leitenden Notärzte 
jedoch sämtlich die Qualifikationsanfo r
derungen, wie sie in den Empfehlungen 
der Bundesärztekammer zur Fortbildung 
zum LNA und den Vorstellungen der 01-
VI festgeschrieben wurden, erfüllen, 
bleibt zweifelhaft. Während einersei ts die 
Einrichtung der Institution eines LNA 
(von einer Leitenden Notarztgruppe 
kann hier zunächst überhaupt nicht die 
Rede sein) nicht in jedem Rettungs
dienstbezirk gelingen wird, wäre ande
rerseits ohne genaueste Prüfung von Fi
nanzierungs- , Versicherungsfragen und 
Kostenmodellen die voreilige fl ächen
deckende Ausstattung mit einem Heer 
von Leitenden Notärzten ein Kardinal
fehler. Bevor die Fehler, wie sie bei der 
Einrichtung von Notarztsystemen sprich 
Notarztwagen entstanden sind und die 
momentan zu erheblichen wirtschaftli 
chen Schwierigkeiten gerade in kleineren 
Krankenhäusern führen, insgesamt je
doch viele Notarztsysteme überhaupt in 
Frage stellen, hier in einer neuen Dimen
sion festgeschrieben werden, sollten z. B. 
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Modelle des Leitenden Notarztes in aus
gesuchten Rettungsdienstbezirken - ins
besondere im ländlichen Bereich - in ei
ner Probephase laufen. Danach könnten 
diese auf andere Landesteile übertragen 
werden. Sozusagen im Schock von Ram
stein und Remscheid und mit der Sympa
thie vieler Bevölkerungsteile und im Sog 
der großen Universitätskliniken sollten 
die ungeklärten Fragen bei der Einrich
tung von Leitenden Notärzten nicht am 
Schluß stehen. 

Erhebliche Modifizierung der Vorstel
lungen fü r die Berufung zum LNA wird 
genauso nötig sein wie die Entwicklung 
von kostengünstigeren Systemen, als sie 
zur Zeit in Großstädten arbeiten. Dane
ben sind weitere Verbesserungen im Ret
tungsdienst und insbesondere die flä
chendeckende Etablierung des LNA-Sy
sterns ohne eine Zusammenarbeit aller in 
Frage kommenden Arztgruppen in Zu
kunft nicht mehr möglich 7,16 (vgl. auch 
Tab. 5). 

Es gibt bisher nur wenige Einsatzberich
te, Verbesserungsvorschläge und prak
tisch keine Modellfunktionen für das Sy
stem des LNA / der Leitenden Notarzt
gruppe in der Praxis. Neben der Rege
lung von Kostenfragen und insbesondere 
der Kosteoreduzierung unter Ausschöp
fung aller Möglichkeiten, der Frage der 

Umsetzung von Fortbildungsinhalten in 
die Praxis, bleibt z. B. auch das Problem 
der Verbringung des LNA zum Scha
densort. Wie sollen die Rettungsleitstel
len permanent eine unverzügliche Ver
bringung des LNA im Alarmfall an den 
Schadensort ermöglichen? Lösungsmög
lichkeiten bieten sich an, nur wer bezahlt 
diese, nachdem in einigen Regionen noch 
Notärzte zum Verkehrsunfall mit dem 
privaten PKW fahren? Wie sieht die 
Transportmöglichkeit beim Zerstören 
der Infrastruktur aus? Wie kann das 
LNA-System von der Katastrophe abge
grenzt werden, und wie ist sein Verhältnis 
zur Katastrophenmedizin? Die schwie
rigste Frage scheint jedoch zu sein, nach 
welchen Kriterien der LNA von den Be
hörden berufen werden kann. Kaum je
mand erfüllt zur Zeit die Voraussetzun
gen für den Einsatz als LNA, da diese erst 
durch die Fortbildung (in Seminarform!) 
garantiert werden und erst einige Lan
desärztekammern mit der Durchführung 
dieser 40stündigen Fortbildung began
nen. Dabei scheint selbst eine vorbildli
che Fortbildung an 5 Wochenenden an 5 
verschiedenen Orten in Bayern unter 
Praxisbeteiligung noch nicht den Ideal
zustand darzustellen. Findet diese Aus
bildung z. B. nur durch Landesärztekam
mern selbst oder auch durch die Arbeits
gemeinschaften der Notärzte statt, kann 
die Fortbildung in Seminarform z. B. 
durch die Katastrophenschutzschulen 
des Bundes, einiger Katastrophenschutz
schulen der Länder oder gar durch die 
Bundeswehrakademien durchgeführt 
werden. Hier befinden sich z. B. erhebli
che räumliche, technische und personelle 
Kapazitäten, die weitgehend ungenutzt 
sind. Schließlich bestehen unterschiedli
che Vorstellungen der Bundesländer, 
teilweise in Gesetzen verankert. 

Wir werden also variable und differen
zierte leitende Notarztsysteme erhalten. 
Erfahrungs- und Einsatzberichte und 
weitere Vorschläge in der notfallmedizi
nischen Literatur darf man mit Spannung 
hierzu erwarten. 
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Neutrale tragen zur Stabilität bei 
aus: Beiheft zur "AUgemeinen Schwei
zerischen Militärzeitschrift" 

Die neutralen und nichtgebundenen 
Staaten Europas 

Die Neutralen Europas bilden keine Al
lianz, - können gemäß ihrem Neutrali
tätsstatus auch keine bilden. Sie prakti
zieren auch verschiedene Arten von 
Neutralität: Finnland auf der Basis west
licher Werte (aber in vertraglich gebun
dener Anlehnung an die Sowjetunion ), 
Schweden profiliert sich durch seine ak
tivistische Aussenpolitik, Österreich 
durch seine deutliche Priorität für die 
Diplomatie (vor der Landesverteidi
gung), die Schweiz durch ihre Zurück
haltung unter gleichzeitiger Betonung 
der bewaffneten Neutralität, Jugosla
wien durch eine vorsichtige Unabhän
gigkeit von der Sowjetunion bei gleich
zeitigem Festhalten an marxistischen 
Gesellschaftswerten, Albanien durch 
seine strikte Abkapselung und Irland 
entsprechend seiner westlichen Ab eits
lage. Ihnen gemeinsam in der Wille, ihre 
Unabhängigkeit nicht durch Allianzen, 
sondern allein - in der Regel durch gro
ße Volksheere und im eigenen Gelände 
- zu verteidigen. Keine der neutralen 
Nationen verfügt über Nuklearwaffen. 
Ihre militärstrategischen Konzepte sind 
durchwegs der reinen Verteidigung ver
pflichtet. Falls sie aber angegriffen wer
den, sind sie nach Völkerrecht frei, ihren 
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Neutralitätsstatus zu verlassen und all
fälli ge Allianzen einzugehen. Dann 
würden ihre zahlenmäßig beträchtlichen 
und größtenteils - mit Ausnahme Alba
niens und Irlands - modern ausgerüste
ten Volksheere im größeren Zusammen
hang ins Gewicht zu fallen beginnen. 
Ein Angriff auf einen Neutralen in den 
drei genannten Pufferzonen hätte also 
auch kumulative militärische Konse
quenzen: Im Falle eines strategischen 
Angriffs bzw. von kriegerischen Hand
lungen, die sich über ganz Europa und 
alle drei neutralen Pufferzonen erstrek
ken würden, müßte sich ein Angreifer 
sukzes ive mit dem militärischen Poten
tial von 6 nationalen Armeen mit einem 
Verteidigungspotential von über drei 
Millionen Mann auseinandersetzen, die 
alle in dem ihnen vertrauten eigenen 
Gelände kämpfen würden. 1m Vergleich 
mit den je rund 6,5 Millionen Mann, 
über die NATO und Warschauer Pakt im 
gegenwärtigen Zeitpunkt zwischen At
lantik und Ural verfügen, können die 
Verteidigungspotentiale der Neutralen 
im europäischen Zusammenhang als 
wichtige, aber meist übersehene Fakto
ren der Dissuasion und damit der Stabi
lität betrachtet werden 15. 

Darüber hinaus erfüllen die sogenann
ten N + N-Staaten auch noch eine wich
tige Funktion im internationalen Kom
munikationsprozeß über Rüstungskon
troll- und Abrüstungsfragen. Ihre aktive 

Mitarbeit im Rahmen der KSZE und ih
rer Folgeversammlungen hat die dyna
mische Entwicklung im Rahmen dieser 
Gremien wesentlich geprägt. Auch hier 
treten sie wieder - bei im einzelnen un
terschiedlichen Positionen - als vermit
telnde und damit stabilisierende Fakto
ren in Erscheinung. 

Die Neutralen praktizieren damit eine 
Z wei-Komponenten-Sicherheitspoli
tik, die ihre Wirkung aus der paradox er
scheinenden Mischung von Verteidi
gungsbereitschaft und aktivem Einsatz 
zugunsten der Friedenssicherung und 
der Stabilisierung des Umfeldes ablei
tet. Der schweizerischen Sicherheitspo
litik wurde diese Zwei-Komponenten
Strategie in der Konzeption von 1973 
ausdrücklich zugrunde gelegt. 

Die stabilisierende Wirkung der Neutra
len mit ihren defensiven Verteidigungs
potentialen, ihre Pufferfunktion über 
lange und wichtige Grenzzonen zwi
schen NATO und Warschauer Pakt, und 
ihren aktiven Beiträgen für die Frie
denssicherung und Stabilisierung Euro
pas im Rahmen der KSZE sollte nicht 
unterschätzt werden, besonders in einer 
Zeit von Umwandlungen und Unsicher
heiten. 

15 Zahlenangaben nach International Institute for 
Strategie Studies. The Military Balance 1987-
1988, London 1987, S. 83- 91 , 231. 
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Dnrers~on 
Ejne neue An der Bedrohuni 
Die Sowjetunion und in geringerem Umfange auch gewisse Sa
tellitenstaaten des WAPA verfügen über Diversionstruppen. 
Sie sind Bestandteil des heute vorhandenen Potentials zur Füh
rung eines indirekten "Krieges", der besonders vor Ausbruch 
eines offenen bewaffneten Konflikts oder in seiner Anfangs
phase eine gefährliche Bedrohung des Staates und seiner wirt
schaftlichen Infrastruktur darstellt. Der Diversion kann nicht 
oder nicht nur mit den konventionellen Einsatzmöglichkeiten 
der Armee begegnet werden. 

Aus einem Beitrag der Allgemeinen 
Schweizerischen Militärzeitschrift ent
nehmen wir Ausführungen aus dem Bei
trag über: "Besondere Aspekte des 
Feindbildes: Die Diversion" von Klaus 
Jenny 

Zur Entwicklung 
der militärischen Bedrohung 

Der Begriff des "Krieges" erlebt gegen
wärtig einen Bedeutungswandel, weI
cher durch die Fortschritte der Waffen
technologie im 20. Jahrhundert herbei
geführt wurde. Seit dem Zweiten Welt
krieg erzwingt die Abschreckung durch 
Nuklearwaffen eine Konfliktbegren
zung, welche die Kriegführung neue 
Formen annehmen läßt. Sie werden 
durch vermehrt auftretende revolutio
näre Elemente gekennzeichnet, welche 
sich immer häufiger gegen die Organisa
tion und die Strukturen des Staates rich
ten. 

Neue Formen der Kriegführung ma
chen sich die Verwundbarkeit der le
benswichtigen Einrichtungen des Staa
tes zunutze, lange bevor konventionel1e 
Kriegshandlungen eröffnet, ja sogar oh
ne daß diese später überhaupt aufge
nommen werden. Irnmermehroffenbart 
sich die klassische Grenze zwischen 
Krieg und Frieden als eine zerfließende 
Trennungslinie. Ihre Unschärfe hat zur 
Folge, daß Hintergründe und Ziele eines 
Konfliktes kaum hervortreten : 

Kriegsverhältnisse können nicht 
mehr klar als solche erkannt wer
den, und gerade deshalb ist es 
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schwer, sich auf diese Art von Ge
fahren einzustellen. Gegenmaß
nahmen können aber nur ergriffen 
werden, wenn man sich der Bedro
hung durch die indirekte Kriegfüh
rung überhaupt bewußt ist. 

Tendenziel1 wird auch die Schweiz mit 
dieser wenig bekannten, nicht konven
tionellen Bedrohungsform der Diver
sion koqfrontiert. Je nach Zeitpunkt des 
Einsatzes ist die Armee selber kaum 
oder nur am Rande (beim eventuellen 
Aufgebot besonderer Bereitschaftstrup
pen) betroffen, denn die Bekämpfung 
feindlicher Handlungen vor dem Aus
bruch eines offenen bewaffneten Kon
fliktes fallen in den Aufgabenbereich der 
Polizei, des Staatsschutzes und anderer 
ziviler Organe. Dennoch ergeben sich 
wichtige Konsequenzen für die Ausbil
dung unserer Truppe: Sie muß lernen, 
die Diversion als solche zu erkennen und 
ihr eigenes Verhalten den besonderen 
Aspekten dieser neuen Bedrohungsart 
anzupassen. 

Charakteristik der Diversion 
und ihrer Abwehr 

Der Ausdruck "Diversion" (russisch: 
"diversija") wurde erstmals von der So
wjetunion in militärischem Zusammen
hang verwendet und bedeutet wörtlich 
übersetzt "Ablenkung". Die Sowjeti
sche Militär-Enzyklopädie (Bd. 2, Mos
kau 1977) definiert Diversion als 

"Handlungen von Gruppen (Ein
heiten) oder einzelnen Personen im 

rückwärtigen Gebiet des Gegners, 
für das Lahmlegen von militäri
schen, Industrie- und anderen Ob
jekten. Störungen der Truppenfüh
rung von Verkehrsorganen, Fern
meldezentralen und -linien. Ver
nichtung von Menschen und 
Kriegsgerät. Beeinflussung des mo
ralisch-psychologischen Zustandes 
des Gegners ... " 

Zielrichtung der 
Diversionseinsätze: 

• Frühzeitige Unterwanderung der 
Medien, Kommunikationsnetze 
und Ordnungsorgane, 

• Trennung von Regierung und 
Volk durch Unterbrechung der Ver
bindungen, 

• Besetzung von Schlüsselstel1en 
der zivilen Infrastruktur und der mi
litärischen und politischen Füh
rung, 

• Übernahme von Schaltstellen 
der Wirtschaft und des Verkehrs, 

• Liquidation der obersten militä
rischen und politischen Führung. 

Diversionseinsätze werden von "Spets
naz"-Truppen durchgeführt. Der Name 
entstammt dem Ausdruck "woiska spet
sialnawa naznatschenia", der russischen 
Bezeichnung für "Truppen besonderer 
Bestimmung" . 

Spetsnaz-Truppen werden in Krisenzei
ten, im Vorfeld eines bewaffneten Kon
fliktes, während seines Ausbruchs und 
schließlich in seinem weiteren Verlauf 
eingesetzt. 

Die konventionelle Kriegführung mit 
ihren herkömmlichen militärischen Mit
teln und Einsatzmöglichkeiten genügt 
gegenüber dieser neuen Bedrohung vor 
allem dann nicht, wenn sie sehr friih auf
tritt, bevor der Konflikt überhaupt als 
solcher wahrgenommen wird. Weil sich 
die Diversion zudem auf ungewohnt.e 
Methoden stützt und sich gegen bisher 
uniibliche Ziele richtet, muß ihre Be
kämpfung in verschiedenen Bereichen 
ansetzen: Sowohl die militärische Seite 
wie auch Polizei, Staatsschutz, Sonder
einheiten, Behörden ganz allgemein 
müssen ihr dauernd größte Beachtung 
schenken. 

Der Autor ist Oberstleutnant im Generalstab 
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lechn_hes Hjllswerk 
jm Ejnsa~1 jn Armenjen 

Gregor Schürer 

Vorn 10. Dezember 1988 bis 16 . tiert und fuhren auf dem Paßweg 
Januar 1989 waren vier Hilfs- 130 km über verschneite Straßen 
mannschaften des Technischen 
Hilfswerks (darunter eine Mann
schaft des THW Baden-Würt
temberg) mit insgesamt 189 Hel
fern in dem erdbebengeschädig
ten G ebiet eingesetzt. Dieser E in
satz war der bislang größte in der 
Geschichte des Technischen 
Hilfswerks. E r war darüber hin
aus der umfangreichste personel
le Beitrag aus der Bundesrepublik 
Deutschland. Die THW-Mann
schaften haben unter schwierig
sten Bedingungen verschüttete 
E rdbebenopfer geborgen und 
notwendige Räumungsarbeiten 
geleistet. 

E ine kurze Chronologie der Er
eignisse: Aufgrund eines entspre
chenden Hilfeersuchens der so
wjetischen Regierung wurde die 
Schnelleinsatz-Einheit E rdbeben 
Ausland (S EEBA) mit 65 Hel
fern vom 10. bis 15. Dezember 
1988 in der völlig zerstö rten Stadt 
Spitak e ingesetzt. Die SEEBA 
war aufgrund der bei der Erdbe
benkatastrophe in Mexico-City 
gemachten Erfahrungen des 
Technischen Hilfswerks 1986 
aufgeste llt worden. Es handelt 
sich um einen Verband , der inner
halb von 6 Stunden nach seiner 
A larmierung abflugbere it ist, in 
einem normalen Passagierflug
zeug verlastbar ist und bis zu 14 
Tagen autark eingesetzt werden 
kann . Die SEEBA besteht aus 
dre i Bergungsgruppen, ein em 
Ortungstrupp, einer Rettungs
hundestaffel mit neun Hunden, 
einem Verpflegungstrupp und 
der Einsa tzleitung. Sie ist ausge
statte t mit zwei elektronischen 
Ortungsgeräten, Hebeki sen, 
Hydropressen, Bohr- und Auf
brechhämmern, Feldkochherden 
und einer Trinkwasseraufberei
tungsanlage. 

Zur Ablösung wurde vom 13. bis 
22. Dezember 1988 eine Rä u
mungsmannschaft mit 76 Helfern 
und 6 schweren Bergungsräum
geräten in die Stadt Stepanavan 
gebracht. Die Räumgeräte wur
den mittels sowjetischer Groß
raumflugzeuge vom Stuttgarter 
Flughafen nach Eriwan transpor-
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und Pässe zu ihrem Einsatzort. 

Auf ausdrücklichen Wunsch der 
sowjeti schen Stellen wurde eine 
weitere Räumungsmannschaft 
mit 45 Helfern vom 21. Dezem
ber 1988 bis 5. Januar 1989 nach 
Leninakan, der zweitgrößten 
Stadt Armeniens, eingesetzt. 

Eine vierte THW-Mannschaft mit 
5 Helfern hat vom 5. bis 16. Janu
ar 1989 sowjetische Techniker in 
die Bedienung der Bergungs
räumgeräte eingewiesen, die in 
Leninakan als Spende zurückge
lassen wurden. 

Die Zusammenarbeit mit den so
wjetischen Zivil - und Armee
dienstste llen war ausgezeichnet. 
Das Technische Hilfswerk ha t je
de nur denkbare Unterstützung 
erhalten. 

Die E insätze der SEEBA und der 
beiden Räumungsmannschaften 
haben den Wert gut ausgebilde ter 
und ausgestattete r Hilfsmann
schaften bewiesen. Mit der SEE
BA besitzt die Bundesrepublik 
Deutschland eine Bergungs
mannschaft , die höchsten inter
nationalen Ansprüchen genügt . 
In ihr vereinigen sich Such- zund 
Rettungselemente in optimaler 
Weise. Die neu entwickelten elek
tronischen Ortungsgeräte haben 
sich bewährt. 

Die bei den Räumungsmann
schaft en haben einen wirksamen 
Beitrag bei der Bergung von Ver
schütteten und für die Beseiti
gung von Trümmern und damit 
für die Verhinderung von Seu
chen und für den Wiederaufbau 
geleistet. 

Der sowjeti sche Botschafter in 
Bonn dankte den eingesetzten 
Helfern für Ihren beispielhaften 
Dienst am Menschen. 

Der Armenien-Einsatz setzte ein 
Zeichen für internationale Hilfe 
über a lle territorialen G renzen 
und unterschiedlichen Systeme 
hinweg. 

Ein Beitrag und Beispiel echter 
Völkerverständigung. 

Kärcher -
der Welt größter 
Hersteller von 
Hochdruckreinigern 

~ Materialerhaltungs-Systeme 

O kontamination 
Voll- e . 
durch innovative 
Kärcher-Technlk 

~ Dekontaminations-Systeme 

Die neue Taktische 
Feldküche TFK 250 
_ jetzt eingefuhr! I 

bei der Bundeswehr 

I~I Mobile Verpflegungs-Systeme 

~ 
Wie reduzieren Sie die Instandsetzun9skosten erheblich? Und wie 
steigern Sie mit weniger Soldaten die Einsatzbereitschaft der modernen 
Waffensysteme? 
Kärcher hat die weltweit bewährten Systeme zur Materialerhaltung. 

~ 
Wie installieren Sie mit geringen Haushaltsmineln eine bedrohungsgerechte 

.... mobile oder stationäre ABC-Abwehr? Und welchen Nebennutzen verlangen 
-/ '\ Sie von Geräten die beim Katastrophenschutz und zur Volldekontamination 

eingesetzt werden ? 
Kärcher Dekont-Systeme dienen im Alltag sämtlichen Reinigungsaufgaben. 11t I Wie verbessern Sie die Motivation Ihrer Truppe entscheidend? 

.A... Und denken Sie an mobile Verpflegungs-Systeme mit der Technologie 
• der nächsten Jahrzehnte? 

Kärcher garantiert die optimale Versorgung Ihrer Streitkräfte. 
Kärcher - damit die TruP.lle voll motiviert und stets einsatzbereit ist. 
Alfred Kärcher GmbH&Co. 
Mobile Systeme für öffentliche Auftraggeber und Sonderkunden. 
Alfred-Kärcher-StraBe 28-40. 0 -7057 Winnenden 
1&..(07195) 14-262. Telex 724432. Teletex 719515. Telefax (071 95) 14212. 

Komplene System-Unterlagen erhalten Sie auch yon Kärcher in · 

0 Wien 22 Q Melbourne 0 2320 Hoogsl,alen ® Sao Paulo 
@ M,ssissaug.IOnlario @ 8108 Daltikon ® 6705 EsbJerg 0 08013 Barcelona 
0 94385 Bonneuil S/Marne @ Banbury Oxon (0 21050 Centello 
0 Tokyo 162 0 0518 Oslo @ 4870AI-Ehen-Leur 0 42502 GOleborg 
® 01800 Klaukkala @ WesIPalerson N.J,, 07424 



Überprüfung und Sanierung 
alter Talsperren in Nordrhein-Westfalen 

Wolfram Such 

Das Landeswassergesetz Nordrhein- Westfalen definiert 
Talsperren als Alllagen zum Anstauen eines Gewässers 
und zum dauernden Speichern von Wasser (Stauan/a

gen), bei dellen die größte Höhe des Absperrbauwerkes 
mehr als fünf Meter beträgt und das Speicherbecken bis 

zur Krone gefüllt mehr als 100 000 m3 umfaßtl • Dabei 

Gesichtspunkten bewirtschafteten Abgabe des gespei
cherten Wassers. Talsperren sind große technische, in 
der Investitionsphase teuere Bauwerke .'on langer Le
bensdauer. Bei umfangreicheIl Schäden oder im Falle 
eines Bruches stellell sie im Oberlauf dicht besiedelter 
und intensiv genutzter Flußtäler ein erhebliches Gefah
ren- und Risikopotential dar. Ihre Sicherheit muß des
halb sehr hoch undjedeneil gewährleistet sein. 

schließt das Absperrbauwerk den ganzen Talquerschnitt 
ab2

• Talsperren dienen der nach wasserwirtschaftlichell 

Sicherheit von Talsperren 

D ie Sicherheit großer technischer 
Bauwerke und das mit ihnen verbunde
ne Risiko ist verstärkt in den Blickpunkt 
der öffentlichen Meinung gerückt. Die 
hierfür bei Talsperren maßgebenden 
Gesichtspunkte wurden in ZIVlLVER
TEIDIGUNG eingehend erläutert3,4 . 

Die Sicherheit ist umfassend gewährlei
stet, wenn 

• die Talsperre für alle denkbaren Bela
stungs- und Betriebsfälle korrekt be
messen ist (konstruktive Sicherheit), 

• die Talsperre und ihre Umgebung 
ständig so überwacht werden, daß früh
zeitig eine mögliche innere oder äußere 
Gefährdung erkannt wird (Überwa
chung) und schließlich 

• alle geeigneten Vorbereitungen ge
troffen sind, um eine erkannte Gefähr
dung bestmöglich zu beherrschen 
(A larmkonzept)3, 4, 5. 

Aufgaben von Talsperren 

In der Bundesrepublik gibt es derzeit 
insgesamt rund 230 Talsperren, die viel
fältige wasserwirtschaftliche Aufgaben 
erfüllen. Sie dienen der Trinkwasserver
sorgung fü r die Bevölkerung, der Bereit
stellung von Betriebswasser für Gewer
be, Industrie und zur landwirtschaftli
chen Bewässerung. Talsperren bieten 
weiter Schutz vor schadenbringenden 
HochwasserweUen, die aufgefa ngen 
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und nach einem häufig für mehrere Tal
sperren in einem Flußgebiet aufgestell
ten Bewirtschaftun gsplan über einen 
längeren Zeitraum verteilt abgegeben 
werden, um zugleich den Bedarf unter
halb auch in Trockenperioden sicherzu
stellen (Niedrigwasseranreicherung). 
Das in Talsperren gespeicherte Wasser 
liefert aufgrund des erzeugten Spiegel
gefälles Energie. Schließlich dienen vie
le Stauseen der Freizeitgestaltung und 
Erholung. 

Talsperren bilden dank ihrer Nutzungs
vielfalt (Mehrzweckspeicher) in man
chen Flußgebieten Grundpfe iler der 
Wasserwirtschaft6. 

Entwicklung des Talsperrenbaues 
in Deutschland 

Die Speicherung von lebensnotwendi
gem und die Rückhaltung von lebensbe
drohendem Wasser in Talsperren läßt 
sich vor allem im Mittelmeerraum sowie 
den Kulturkreisen des Nahen und Fer
nen Ostens bis ungefähr in das 3. Jahr
tausend v. e hr. zurückverfolgen7. In Eu
ropa wurden Talsperren etwa am E nde 
des 16. Jahrhunderts, und zwar zunächst 
zu Bewässerungszwecken in Spanien, ab 
etwa dem 18. Jahrhundert in Frankreich 
u. a. zur Speisung von Schi ffahrtskanä
len errichtet. Von etwa 1525 ab wurden 
auch in Deutschland zuerst von Bergleu
ten im Harz Stauteiche zur Speicherung 
von Triebwasser für die Entwässerung 
von erzführenden Stollen (um "Wasser 
durch Wasser zu heben") angelegt. Noch 

heute gibt es dort Zeugnisse die er frü 
hen Speicheranlagen8

. 

Staumauern 

Der systematische Bau von Staumauern 
begann in Deutschland vor 100 Jahren 
mit der Eschbachtalsperre zur Trink
wasserversorgung der Stadt Remscheid 
im Bergischen Land. Die Pläne verfaßte 
der Geheime Regierungsrat Prof. Or.
Ing. Otto Intze (1841-1904) an der 
Technischen Hochschule Aachen. Nach 
seinen Entwürfen entstanden zwischen 
1889 und 1911 im damaligen Deutschen 
Reich 25 Talsperren mit einem Gesamt
stauraum von rund 168 Mio m3, davon 9 
in Westfalen, 7 im Bergischen Land, 5 in 
Böhmen, 2 in Schlesien sowie je eine in 
der Eifel und in Sachsen9

. Der Talsper
renbau wurde durch die Erweiterung 
und den Ausbau der Wasser- und Ener
gieversorgung während des wirtschaftlj
chen Aufschwungs um die Jahrhundert
wende mit dem starken Anstieg des 
Wasserbedarfes für Bevölkerung, Ge
werbe und Industrie ausgelöst. Fanden 
sich zunächst Betreiber von Hammer
werken, Mühlen und Schleifkotten zur 
mechanischen Nutzung der Wasserener
gie, Unternehmen zur Sicherstellung ih
res Bedarfes an Betriebswasser und 
Stromversorgungsunternehmen freiwil
lig in privatrechtlich organisierten Ge
nossenschaften zum Bau von Talsperren 
zusammen, regelte später der Staat in 
Gesetzen auch den zwangsweisen Bei
tritt widerstrebender Interessenten, de
nen aus der Errichtung von Wasserspei
chern Nutzen erwuchs9. 

Z IV ILVERT EIDIGUNG 11 / 89 



Talsperren im Sauerland und ßer
gisehen Land 

Die Schwerpunkte des Talsperrenbaues 
lagen in den niederschlags- und abfl uß
reichen Mittelgebirgen, besonders im 
Sauerland und Bergischen Land. Hier 
waren alle Voraussetzungen, nämlich 
enge, tief eingeschnittene Flußtäler mit 
tragfähigem und undurchlässigem Ge
stein im Untergrund und dünnbesiedelte 
Gebiete in günstiger Lage zu den sich 
stürmisch entwickelnden Industrie
standorten mit starkem Bevölkerungs
wachstum, gegeben. Nordrhein-West
falen wurde das Land der Talsperren 
(Bild 1). Derzeit werden hier 72 solcher 
Stauanlagen mit einer Speicherkapazität 
von über 1 Mrd. m\ das ist die knappe 
Hälfte des Gesamtspeicherraumes in 
der Bundesrepublik Deutschland, be
trieben 10. Während das Sauerland mit 
seinen an vielen wasserreichen Zuflüs
sen von Lenne, Volme und Ruhr errich
teten Talsperren den Speicher bildet, 
stellt das Ruhrgebiet den Bedarfsraum 
für das Wasser dar. In den Flußgebieten 
von Wupper und Agger des Bergischen 
Landes ist ebenfalls eine größere Zahl 
von Talsperren durch Verbände, Städte 
und Gemeinden errichtet worden 
(Bild 1). Auch im Harz (im Westharz wie 
im zur DDR gehörenden Ostharz) und 
in der Eifel bestehen planmäßig bewirt
schaftete Talsperrensysteme, die jeweils 
entfernte Bedarfsgebiete mit Trink- und 
Betriebswasser versorgen (vgl. Tabelle 1, 
lfd. Nr. 13 U. 17). 

Staumauern von Prof. Intze 

Bis zum Ersten Weltkrieg sind in Nord
rhein-Westfalen mehr als 20 Staumau
ern fast sämtlich nach Plänen bzw. unter 
Anleitung von Prof. Dr. -Ing. O . Intze 
oder seinen Schülern errichtet worden 
(Bild 2). Sie beruhen auf dem Konstruk
tionsprinzip der Gewichtsstaumauer, 
bei welcher der waagerechte Druck des 
gespeicherten Wassers allein vom Bau
werksgewicht aufgenommen und über 
das Fundament in den Felsuntergrund 
übertragen wird. Typisch ist die drei
eckige Grundform des Mauerquer
schnitts, handwerksgerecht aus Bruch
steinmauerwerk unter Verwendung 
örtlicher Naturbaustoffe hergestellt 
(Bild 3). Allen Staumauern ist weiterhin 
gemeinsam die überwiegend kreisförmi
ge Grundrißform mit Krümmung zur 
Stauseeseite und eine im unteren Be
reich der wasserseitigen Begrenzung der 
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Hinweis: Die Numerierung der darge teilten Talsperren bezieht sich auf Tabelle 1. 
Bild 1: Talsperren im SauerIand und Bergischen Land/Nordrhein-Westfalen 
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Bild 2: Entwicklung des Talsperrenbaues in Nordrhein-Westfalen 

Staumauer vorgelagerte keilförmige 
Anschüttung aus lehmigem Boden- und 
Steinmaterial, der sogenannte "Intze
Keil" (Bild 3). Der Konstrukteur glaub
te, mit diesem das Eindringen von Sik
kerwasser aus dem Staubecken in die 
Sohlfuge der Staumauer zu verhindern. 
Die Dichtwirkung des Intze-Keiles ist je
doch überschätzt worden. 

Im allgemeinen wurden die Bauwerks
kanten an der Wasser- und Luftseite auf
gemauert und die Hohlräume zwischen 
den im Innern lose eingeschütteten 
Bruchsteinen mit Kalkmörtel ausgefü llt. 

Im Übergangsbereich zwischen Stau
mauer und dem Intze-Keil befindet sich 
eine Lehmdichtung (Bild 3). Die Bruch
steinmauern besitzen keine Dehnungs
fugen. Sie lassen aufgrund ihrer Bogen
form eine temperaturbedingte Verfor
mung ohne Rißbildung zu. Die von Prof. 
Intze konstruierten Staumauern sind mit 
der in Bild 3 nahe der wasserseitigen 
Mauerkante eingezeichneten Dränage 
zur Ableitung von Sickerwasser ausge
stattet. Der im Bereich der Gründungs
sohle der Mauer dargestellte Arbeits
und Kontrollgang für Überwachungs
zwecke war von Prof. Intze zunächst 
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nicht vorgesehen. Er wurde teilweise 
später durchgebrochen und ist für die 
anschließend aus Beton errichteten 
Staumauern charakteristisch. 

Staudämme 

Seit den 20er Jahren werden Absperr
bauwerke von Talsperren vorwiegend 
als Staudämme ausgeführt (Bild 2). 
Bild 4 zeigt den Schnitt durch einen tra
pezförmigen Dammquerschnitt mit ver
hältnismäßig flacher Böschungsneigung 
von 1:2 an der Luft- und Wasserseite, 
der in verschiedene Zonen aus geschüt
tetem Boden- und Gesteinsmaterial un
terschiedlicher Korngröße gegliedert ist. 
Korngröße und damit Wasserdurchläs
sigkeit der Baustoffe nehmen zur 
Dammachse hin ab, in dessen Kern sich 
eine verhältnismäßig dünne Dichtungs
schicht, in Bild 4 zum Beispiel aus Beton 
oder Asphalt, befindet. An diese 
schließt sich zur Luftseite des Dammes 
eine durchlässige Filterschicht an, die in 
den ebenfalls aus grobkörnigeren Mate
rialien aufgebauten Stützkörper des 
Dammbauwerkes übergeht. In dieser 
kann durch die Kerndichtung gelangen
des Sickerwasser schadlos zum luftseiti
gen Dammfuß abgeleitet werden. Am 
unteren Ende der Dichtung befindet 
sich etwa in Dammachse ein Betonstol
len als Arbeits- und Kontrollgang. Er 
enthält einmal Einrichtungen zur Ablei
tung sowie M~sung des Sickerwassers 
und dient der Uberwachung der Wirk
samkei t der Dichtung. Weiterhin wer
den von hier aus Bohrungen in die 
Gründungssohle und den FeIsunter
grund niedergebracht, in welche Ze
mentmilch zur Abdichtung von Ge
steinsklüften und -spalten eingepreßt 
wird (Bild 4). Viele Staudämme besitzen 
auch eine Dichtung mit zugehörigem 
Kontrollstollen am wasserseitigen Bö
schungsfuß. 

Alte Talsperren in 
Nordrhein-Westfalen 

Die in Nordrhein-Westfalen vor 1930 
erbauten 21 Staumauern gelten als "alte 
Talsperren". Sie sind, nach dem Jahr ih
rer Fertigstellung geordnet, mit Angabe 
des Flußgebietes und Speicherraumes in 
Tabelle 1 zusammengestellt. Soweit im 
Sauerland und Bergischen Land gele
gen, sind sie in Bild 1 zu fi nden. In den 
nunmehr bis nahezu 100 Betriebsjahren 
sind an den Bauwerken trotz seinerzeil 
verantwortungsvoller Planung und 
sorgfältiger Ausführung verständlicher-
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weise Alters- und Verschleißerschei
nungen aufgetreten. Daher wurden bei 
einigen Absperrbauwerken bereits in 
früheren Jahren zur Beseitigung festge
stellter Mängel und sich abzeichnender 
Schäden Reparatur- und Sanierungsar
beiten durchgeführt. Nach den seit ihrer 
Inbetriebnahme gewachsenen Erkennt
nissen und gewonnenen Erfahrungen 
entsprechen Betriebs- und Kontrollein
richtungen nicht mehr dem heutigen 
Stand der Technik. Weiterhin haben sich 
teilweise wasserwirtschaftlkhe Bemes
sungsdaten, Berechnungsmethoden und 
Verfahren für Standsicherheitsuntersu
chungen geändert. Die Ursachen von an 
Talsperren denkbaren Beeinträchtigun
gen und Schäden, aufgeschlüsselt nach 
den möglichen Bereichen ihres Auftre
tens, sind in Tabelle 2 zusammengefaßt. 

Talsperrenüberprüfung 

Die Betreiber verfügen in der Regel über 
die notwendigen Erfahrungen für den 
ordnungsgemäßen Bau, Betrieb und die 
Unterhaltung von Talsperren mit den 
zugehörigen Anlagen. Sollten sie nicht 
über genügend fachkundiges Personal 
verfügen, versichern sie sich einschlä
giger Beratung. Die Grundlage bildet 
§ 106 Abs. 1 des Landeswassergesetzes 
Nordrhein-Westfalen '. Danach sind 
Talsperren nach den allgemein aner
kannten Regeln der Technik zu errich
ten, zu unterhalten und zu betreiben. 
"Entsprechen vorhandene Anlagen den 
Anforderungen des Absatzes 1 nicht, 
sind sie diesen Anforderungen anzupas
sen" (§ 106 Absatz 2 LWG NW). 

Die "allgemein anerkannten Regeln der 
Technik" (a.a.R.d.T.) lassen sich im Ge
setz nicht detailliert beschreiben. Es 
handelt sich nicht um Rechtsvorschrif
ten, wenn sie auch im Einzelfall einer 
Rechtsnorm nahekommen können. 
Nach einem höchstrichterlichen Urteil 
sind jeweils Regeln anzuwenden, die in 
der Praxis erprobt und Gedankengut der 
auf dem betreffenden Fachgebiet tätigen 
Personen geworden sind. Die a.a.R.d.T. 
beschreiben im Unterschied zum fortge
schrittenen "Stand der Technik" sowie 
dem modernsten "Stand der Wissen
schaft und Technik" die gesicherten Er
kenntnisse, die als technische Mindest
anforderungen gelten. 

Nach § 116 LWG NW unterliegen Tal
sperren zugleich der Überwachung 
durch die zuständige Obere Wasserbe-
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I Aufnahme des derzeitigen Zustandes einer Talsperre I 
I I 

Datensammlung 
Sichtung der Begehungen 

vorhandenen Unter- Vor-Ort-Inspektionen 
lagen 

Fragenkatalog I I Auswertung/ I I Gesetzliche 
(Kriterien) I I Folgerungen I I Anforderungen 

I I I I 
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Bild 5: Ablaufdiagramm zum Überprüfungskonzept von aUen Talsperren 

hörde, das sind in Nordrhein-Westfalen 
die entsprechenden Fachdienststellen 
der Regierungspräsidenten. Die be
hördlichen Überprüfungen finden im 
Rahmen der Talsperrenaufsicht statt, 
die im Auftrag der Regierungspräsiden
ten von den Staatlichen Ämtern für 
Wasser- und Abfallwirtschaft wahrge
nommen werden 10. Darüber hinaus 
schalten die Regierungspräsidenten bei 
Spezialfragen Sachverständige für lnge
nieurgeologie, Bodenmechanik, Bau
stoffkunde, Statik usw. ein. 

Die bisher durchgeführten Überprüfun
gen, Reparaturen und Sanierungen von 
Talsperren erstreckten sich zumeist auf 
die Behebung akuter Beeinträchtigun
gen und Schäden. Einige spektakuläre 
Hochwasserkatastrophen und Damm
brüche in den USA haben ab 1976 die 
dort mit Talsperren befaßten staatlichen 
Behörden veranlaßt, planmäßig die Si
cherheit bei etwa 9000 von insgesamt ca. 

68 000 vorhandenen Talsperren zu 
überprüfen. 

Im Jahre 1980 wurde vorn damaligen 
Minister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten des Landes Nordrhein
Westfalen ein Untersuchungsauftrag zur 
Beurteilung und Überprüfung der alten 
Talsperren vergeben". Bei der Bearbei
tung wurden die Erfahrungen aus frühe
ren Überprüfungen und Sanierungen 
berücksichtigt. Ein wichtiges Teilergeb
nis der Untersuchung ist das entwickelte 
Talsperrenüberprüfungskonzept, mit 
dem systematisch sowie nach einheitli
chen Gesichtspunkten der Zustand von 
Talsperren erfaßt und deren eventuelle 
Sanierungsbedürftigkeit beurteilt wer
den kann. Das in Bild 5 wiedergegebene 
Ablaufdiagramm zum Überprüfungs
konzept von alten Talsperren wurde 
vom zuständigen Ministerium für Um
welt, Raumordnung und Landwirtschaft 
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Alte Talsperren 

Ud. Jahr der F1uß- Speicher-
Nr. Name der Talsperre Fertigstellung gebiet raum Mio m3 

1 Eschbachtalsperre 1891 Wupper 1,070 
2 Panzertalsperre 1893 Wupper 0,300 
3 Fuelbecketalsperre 1896 Ruhr 0,700 
4 Heilenbecketalsperre 1896 Ruhr 0,450 
5 Liogesetalsperre 1899 Wupper 2,600 
6 Roosdorfer Talsperre 1899 Wupper 0,300 
7 Obere Herbriogbauser Talsperre 1902 Wupper 2,900 
8 Seogbachtalsperre 1903 Wupper 2,900 
9 Eonepetalsperre 1904/12 Ruhr 12,600 

10 Ffuwiggetalsperre 1904 Ruhr 1,670 
11 G lörtalsperre 1904 Ruhr 2,100 
12 Haspertalsperre 1904 Ruhr 2,050 
13 U rfttalsperre 1905 Rur (Eifel) 45,500 
14 Jubachtalsperre 1906 Ruhr 1,050 
15 Oestertalsperre 1906 Ruhr 3,100 
16 Neyetalsperre 1909 Wupper 6,000 
17 Dreilägerbachtalsperre 1912 Rur (Eifel) 4,280 
18 Bruchertalsperre 1913 Wupper 3,340 
19 Kerspetalsperre 1913 Wupper 15,500 
20 MÖhnetalsperre 1913/ 48/78 Ruhr 134,500 
21 Aggertalsperre 1930 Sieg 19,300 

22 Sorpetalsperre 1935 Ruhr 70,000 
23 Beverta1sperre 1939 Wupper 23,700 
24 Scheveliogertalsperre 1941 Wupper 0,300 
25 Versetalsperre 1952 Ruhr 32,800 
26 Geokeltalsperre 1952 Sieg 8,180 
27 Heonetalsperre 1955 Ruhr 38,400 
28 Dhüonvorsperre 1962 Wupper 7,500 
29 Listertalsperre 1912/65 Ruhr 22000 
30 Biggetalsperre 1965 Ruhr 171,700 
31 Wiehltalsperre 1973 Sieg 31,500 
32 Große Dhüontalsperre 1987 Wupper 81,000 

Tabelle 1: Alte und neuere Talsperren im Sauerland und Bergischen Land/Nordrhein
Westfalen 

im Jahre 1983 der Talsperrenaufsicht 
empfohlen 10. Es bildet ein wertvolles 
Hilfsmittel bei der planmäßigen Über
prüfung der noch nicht genauer unter
suchten Talsperren. Das Konzept sieht 
die Analysierung und Überprüfung des 
baulichen Zustandes von Absperrbau
werk, Betriebseinrichtungen, Hochwas
serentlastungsanlagen sowie Meß- und 
Kontrolleinrichtungen vor. Hierzu sind 
zunächst die vorhandenen Planungs
und Konstruktionsunterlagen, Be
standspläne sowie die seit Inbetriebnah
me der Anlage vorliegenden Betriebs
aufzeichnungen auszuwerten. Dabei ist 
zu prüfen, ob die Planungs- und Kon
struktionsprinzipien den geltenden all
gemein anerkannten Regeln der Tech
nik entsprechen und die bauliche sowie 
betriebstechnische Sicherheit der Tal
sperre gegeben ist. 10 
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Überprüfungsergebnisse 

Die Überprüfung führte zu dem Ergeb
nis, daß bei 15 der insgesamt 21 bis 1930 
errichteten Staumauern nach den heuti
gen Kriterien der erforderliche rechneri
sche Standsicherheitsnachweis beim 
Volleinstau nicht geführt werden kann. 
Entscheidend hierfür ist, daß ursprüng
lich bei der Bemessung der Staumauern 
neben dem Eigengewicht des Mauer
körpers (V M in Bild 6) sowie den vom 
Stausee und ggf. aus dem Unterwasser 
wirkenden waagerechten und vertikalen 
Wasserdrücken (W ow, W uw, V ow, V UW) 
die nach heutigem Kenntnisstand wich
tige Belastung durch Sohlen- und 
Fugenwasserdruck (Auftriebskräfte 
VSWD) ' die dem Eigengewicht der Mauer 
entgegenwirken, zum Teil nicht oder nur 
unzureichend berücksichtigt worden ist 

(Bild 6). Dem damaligen Planer, Prof. 
Intze, müßten die Auftriebskräfte be
kannt gewesen sein, da hierüber bereits 
vor dem Bau der ersten, von ihm kon
struierten Staumauer mehrere Veröf
fentlichungen vorlagen. Er dürfte diese 
in der Rechnung deshalb nicht angesetzt 
haben, weil die Bindungen der Stau
mauer in der Gründungsfuge an den 
Felsuntergrund und innerhalb des Mau
erwerkes von ihm erheblich stärker ein
geschätzt worden sind als die ungünstig
sten Auftriebskräfte l2

• 

Vorsorgemaßnahmen 

Aufgrund der vorläufigen Standsicher
heitsberechnungen wurden von der Tal
sperrenaufsicht zunächst vorsorglich 
und nicht etwa wegen eines "unbere
chenbaren Katastrophenrisikos" , wie 
von einem Nachrichtenmagazin vermu
tet worden ist I3, für die betroffenen Tal
sperren Stau beschränkungen angeord
net. Durch die verfügte Absenkung des 
höchsten Betriebswasserspiegels zwi
schen 0,60 m bis zu etwa 4 m aufgrund 
des jeweiligen Rechenergebnisses für 
die untersuchte Staumauer wird die 
rechnerische Standsicherheit für den 
Zeitraum bis zur endgültigen Sanierung 
garantiert. Dabei wurde vielfach ein Si
cherheitsmaß für mögliche Hochwasser
zuflüsse berücksichtigt, um die Mauer 
vor einer eventuellen Überbeanspru
chung zu schützen. In einigen Fällen 
wurde als Sofortmaßnahme auch die 
Überlaufhöhe der Hochwasserentla
stungsanlage entsprechend der ange
ordneten vorläufigen Absenkung tiefer 
gelegt. Die Betreiber der betroffenen 
Talsperren wurden aufgefordert, end
gültige Standsicherheitsnachweise nach 
den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik vorzulegen. Um die hierbei an
zusetzenden Kennwerte zu ermitteln 
sind häufig zunächst umfangreiche Mes~ 
sungen und Materialuntersuchungen 
notwendig. Wenn auch mit deren Ergeb
nissen die geforderte Standsicherheit 
nicht gewährleistet ist, müssen wirksame 
Sanierungsmaßnahmen geplant wer
den. 

Sanierungsmaßnahmen 

Ziel der Sanierung ist die Anpassung an 
die allgemein anerkannten Regeln der 
Technik im Sinne von § 106 LWG NW. 
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Sanierung bedeutet gezielte Beseitigung 
etwaiger Schwachstellen und Mängel, 
nicht aber vollständiges Ändern be
währter Lösungen mit bis an einen Neu
bau heranreichendem Bauaufwand5. 

Fast alle alten Staumauern sind nicht et
wa untauglich, sondern nach für die da
malige Zeit genialen Entwürfen errich
tet worden. Das gilt insbesondere für die 
Intze-Staumauern, deren einziger pla
nerischer Schwach punkt aus heutiger 
Sicht die Unterschätzung des Auftriebs 
ist. Gezielte Beseitigung dieses Mangels 
bedeutet Herstellung der Standsicher
heit und Gebrauchsfähigkeit des Bau
werkes unter Beachtung des zugrunde 
liegenden bewährten Konstruktions
prinzips. Dazu kommen im Einzelfall 
Reparatur und Beseitigung von Ver
schIeißerscheinungen und Bauschäden 
(vgl. Tabelle 2). 

Sanierungsmaßnahmen sind in die fol
genden drei Bereiche zusammenzufas
sen: 

a) Bauliche Maßnahmen 

In Bild 7 sind verschiedene Ausfüh
rungsmöglichkeiten für die Sanierung 
von Staumauern zusammengestellt, die 
nach den jeweiligen örtlichen Verhält
nissen und insbesondere aufgrund der 
bei der Überprüfung gewonnenen Er
kenntnisse im Einzelfa ll bezüglich ihrer 
Anwendbarkeit auszuwählen sind" . 
Dabei werden Lösungen bevorzugt, die 

• einen weitgehend dichten Unter
grund der Staumauer, 

• eine Abdichtung auf der Stauseeseite 
der Mauer und 

• funktionierende bzw. in ihrer Funk
tion wieder herzustellende Entwässe
rungs- und Kontrolleinrichtungen (Drä
nagen, Kontrollstollen ) 

vorsehen. Bei der Entscheidung über 
das Sanierungskonzept für das Absperr
bauwerk ist von ausschlaggebender Be
deutung, ob die Arbeiten bei gefülltem 
Stausee, also während des Betriebes der 
Talsperre, wie es in Bild 7 die Möglich
keiten I bis V erlauben, ausführbar sind. 
Die Verwirklichung der Ausführungs
vorschläge VI bis IX erfordert eine voll
ständige Entleerung, die Lösungsmög
lichkeit X verlangt eine Teilabsenkung 
des Stauseewasserspiegels für die Dauer 
der Sanierung. Häufig ist eine längere 
Stauseeabsenkung oder vollständige 
Entleerung aus zwingenden wasserwirt
schaftlichen Gründen, etwa wegen der 
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Aufrechterhaltung der Wasserversor
gung, nicht möglich. 

b) Meß- und Kontrolleinrichtungen 

Meß- und Kontrolleiurichtungen an Tal
sperren haben die Aufgabe'4, 

• das Kurz- und Langzeitverhalten des 
Absperrbauwerkes, seines Untergrun
des, des Stauseebereiches und der ober
halb liegenden Talhänge zu erfassen, 

• im Falle einer Abweichung vom Nor
malverhalten des Bauwerkes möglichst 
rasch und sicher deren Ursache zu ermit
teln sowie 

• für die wichtigsten Belastungsgrößen 
und Verhaltensparameter Redundanz 
sicherzustellen (unter Redundanz ver
steht man einmal die unabhängige Dop
pelung einer Meßeinrichtung, weiter 
auch die Möglichkeit, einen Meßwert 
mit Hilfe anderer Meßeinrichtungen zu 
überprüfen und zu rekonstruieren). 

Die Meß- und Kontrolleinrichtungen 
müssen hohe Anforderungen hinsicht
lich Zuverlässigkeit und Lebensdauer 
erfüllen, sollen daher einfach und robust 
in der Ausführung sein. Hierfür ist eine 

Vielzahl von Einrichtungen entwickelt 
worden. 

Die Sanierung einer Talsperre bietet zu
gleich Möglichkeiten für technische Ver
besserungen zur Optimierung des künf
tigen Betriebes und zur Intensivierung 
der Überwachung. 

c) Kontrolle der wasserwirtschaftIichen 
Bemessuugsdaten 

Hier geht es insbesondere um die Über
prüfung der für die Bemessung der 
Hochwasserentlastungsanlage und der 
übrigen Betriebseinrichtungen einer 
Talsperre maßgebenden größten Ab
flüsse. Sie können sich anband neuerer 
Messungen seit Inbetriebnahme durch 
Veränderungen im Einzugsgebiet infol
ge verstärkter Bebauung, geänderter 
Nutzung (erhöhter Versiegelungsgrad 
der Geländeoberfläche), Außregulie
rungen und anderer menschlicher Ein
wirkungen auf den Landschafts- und 
Wasserhaushalt sowie auch durch kli
matische Schwankungen erhöht haben 
(vgl. Tabelle 2). 

Bei alten Staumauern handelt es sich 
wegen ihrer Dimension und architekto
nischen Gestaltung, der verwendeten 
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Alte Talsperren 

verursacht durch 

unzureichenden Wissensstand/ Alterung, 
Fehler/ Mängel bei Planung, Umweltfaktoren 

Schäden an Konstruktion, Ausführung, Be- oder Überbeanspruchung 
trieb und Unterhaltung 

Gründungsfläche Mangelhafte Beurteilung der Eigenschaften und Belastungsfähigkeit 
für das Absperr- des Baugrundes 
bauwerk ~Scha- Fehlerhafte Behandlung des Baugrundes 
densantei nach Auftreten unterschiedlicher Setzungen, außergewöhnlicher Wasser-
internationaler und Strömungsdrücke 
Statistik: Auswaschen löslicher Bestandteile im Untergrund (Erosion) oder 
ca. 33 %) Veränderung des Gründungsbereiches durch Sickerwasser 

Ausbildung von Sickerwegen (Röhren bildung - sog. "piping") und 
Gleitflächen im Untergrund 

Absperrbauwerk Nichtbeachten oder Unterschätzen von Bemessungskriterien (z. B. 
(Schadensanteil kein Ansatz von Sohl- und Fugenwasserdruck), Auftreten zusätzli-
nach internatio- eher Belastungen (Beeinträchtigung der Standsicherheit des Bau-
naler Statistik: werk~, Veränderungen in den Materialeigenschaften der verwen-
ca. 43 %) deten austoffe (z. B. Angriff oder Zerstörung durch gestautes 

weiches und aggressives Talsperrenwasser, Auslaugung von Kalk-
mörtel - innere Erosion), Zerstörung durch Temperarurwechsel 
bei Frost und Tau, Auslaugung von Baustoffen und Mörtel durch 
Niederschläge, Wellenschlag, Winderosion und andere Verwitte- , 
rungserscheinungen (z. B. durch Bewuchs in Bauwerksfugen) 
Verstopfen von Entwässerungsleitungen (Dränagen, dadurch Ver-
hinderung der Ableitung von Sickerwass~ 
Fehlende oder unzureichende Meß- und ontrolleinrichtungen 

Betriebseinrich- Hydraulische, strukturelle und betriebliche Mängel an den Ent-
tungen (Schadens nahme- und Betriebsanlagen 
anteil nach inter- Fehlende Abflußdaten oder mangelhafte hydrologische Berech-
nationaler Statis- nungsmethoden 
tik: ca. 24 %) Veränderung der Abflußverhältnisse im Einzugsgebiet oberhalb 

der Talsperre (Erhöhung der Abflüsse durch verstärkte Bebauung 
und Nutzung, Bau von Straßen und Befestigung anderer Flächen 
(erhöhter Versiegelungsgrad der Geländeoberfläche), Flußregulie-
rungen, sonstige menschliche Einwirkungen auf den Landschafts-
und Wasserhaushalt, klimatische Schwankungen 
Unzureichende Bemessung der Hochwasserentlastungsanlagen für 
außergewöhnliche Hochwasserereignisse 
Fehlfunktion von gesteuerten Anlageteilen 
Blockade der Absperr- und Regulierungseinrichtungen durch An-
schwemm- und Treibgut, wie Holz u. a. Ablagerungen (Sand, 
Kies, Steine usw.) 
Ungenügende Umwandlung der Energie des durch- und überströ-
menden Wassers, Unterspülung von Bauwerken 
Mängel bei der Bewirtschaftung des Stauraumes (Nichtfreihalten 
von Hochwasserspeicherraum ) 
Konstruktions-, Material- , Fertigungs- und MontagefehJer 
Mechanische Abnutzung, chemische und elektrochemische Korro-
sion an Rohrleitungen, Absperr- und Regulierschiebern, -klappen 
und anderen Verschlüssen 

Tabelle 2: Übersicht über mögliche Beeinträchtigungen und Schäden an Talsperren 

Natursteine und im Stil ihrer Zeit errich
teten Entnahmetürme, Schieberhäuser, 
Pfeilervorlagen, Bogenreihen usw. um 
imposante Ingenieurbauwerke, die es 
häufig wert sind , als Baudenkmäler er
halten zu werden l5 . Obwohl sich die Tal
sperren überwiegend gut in die land
schaft einfügen, sind bei einer Sanierung 
auch ökologische Gesichtspunkte zu be
rücksichtigen. Schließlich sollte im Rah-

men einer Nutzen-Kosten-Untersu
chung die Wirtschaftlichkeit der zu tref
fenden Maßnahmen nachgewiesen wer
den. 
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Beispiel einer Talsperrensanierung 

Die Planungen sowie Vorarbeiten für ei
nige alte Talsperren sind inzwischen ab
geschlossen und Sanierungsmaßnah-

men angelaufen. Sie sollen am Beispiel 
der in Tabelle 1 unter lfd. Nr. 4 genann
ten Heilenbecketalsperre erläutert wer
den. Die Talsperre wurde in den Jahren 
1894-1896 als eine der ersten Bruch
steinmauern von Prof. Intze geplant und 
ausgeführt. Während das darin gespei
cherte Wasser ursprünglich für einen 
gleichmäßigen Zufluß zu den am Unter
lauf der Heilenbecke befindlichen 
Triebwerken sorgte, dient es nunmehr 
einem Wasserbeschaffungsverband als 
Rohwasser zur Trinkwasseraufberei
tung. 

Die Dichtung an der wasserseitigen 
Staumauerseite bestand aus einem Ze
mentputz mit Schutzanstrichen, im obe
ren Bereich durch sogenanntes Ver
blendmauerwerk und im unteren Be
reich durch den Intze-Keil geschützt. 
Zur Ableitung von in die Mauer einge
drungenem Sickerwasser diente eine 
senkrechte Entwässerungsleitung (Drä
nage). 

Die Standsicherheit der Staumauer 
konnte nach den heute geltenden allge
mein anerkannten Regeln der Technik 
nicht nachgewiesen werden. Als Sofort
maßnahme wurden das Betriebsstauziel 
und zu dessen Begrenzung die Über
laufkrone der Hochwasserentlastung 
um rund 2,2 m abgesenkt. Durch die 
Staumauer in den Felsuntergrund abge
teufte Erkundungsbohrungen haben die 
bei den Standsicherheitsberechnungen 
angesetzten Materialkennwerte bestä
tigt. Eine Sanierung der Staumauer ist 
daher unumgänglich. Ihr Ziel liegt ein
mal in der Wiederherstellung der rech
nerischen Standsicherheit, weiterhin in 
einem dauerhaften Schutz des Stau mau
erkörpers vor dem Angriff durch das 
weiche und daher Kalkmörtel auflösen
de Stauseewasser. Ausgeführt wird die 
in Bild 8als Schnitt durch die Staumauer 
dargestellte Sanierungskonzeption. Sie 
besteht aus der darunter im Detail ge
zeigten, vor die wasserseitige Mauerbe
grenzung auf eine Betonausgleichs
schicht gesetzten 35 cm dicken Stahlbe
tonwand mit einer dahinterliegenden, 
flächenhaft ausgebildeten Dränschicht 
zum Auffangen von eingedrungenem 
Sickerwasser.Die vorgesetzte Konstruk
tion wird mit dem Staumauerkörper 
über Halteanker aus Stahl verbunden. 
Trotzdem kann sich die vorgesetzte, ver
hältnismäßig dünne Dichtungskon
struktion bei Temperaturunterschieden 
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auf einer etwa 5 mm dicken Gleitschicht 
unabhängig von der massiven Staumau
er bewegen (Bild 8, Detail) . 

Die Vorsatzkonstruktion stützt sich auf 
einen entlang dem wasserseitigen Mau
erfuß errichteten Betonkörper ab, der 
einen Arbeits- und Kontrollgang ent
hält. In diesem wird sich hinter der 
Dichtwand sammelndes Sickerwasser 
kontrolliert abgeleitet. Von der Sohle 
des Arbeits- und Kontrollganges wer
den auch Bohrungen in den FeIsunter
grund getrieben, in die zu dessen Ab
dichtung Zementmi\ch eingepreßt wird. 
In dem hinter dieser Untergrundabdich
tung gebohrten Dränagefächer anfallen
des Sickerwasser wird ebenfalls im Kon
troll gang erfaßt. Der Arbeits- und Kon
trollgang wird von der Stauseesohle aus 
an beiden Talseiten bis zur Mauerkrone 
geführt und von dort begangen. Mit der 
geschilderten Sanierung wird die unein
geschränkte Stand- und Betriebssicher
heit der Talsperre für eine weitere Nut
zungsdauer von mindestens 80 bis 100 
Jahren wiederhergestellt. 
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Jurij Stsdlerbak 
Protokolle einer Katastrophe 
A. d. Russ. v. Barbara Conrad. Athe
näum Verlag, Frankfurt am Main 
1988. 
180 Seiten, Kart., 16,80 DM 

"Es war eine warme Aprilnacht, eine der 
schönsten Nächte des Jahres, wo wie ein grü
ner Flaum plötzlich die Blätter an den Bäu
men hervorbrechen. Es schlief die Stadt Pri
pjat, es schlief die Ukraine, das ganze Land 
schlief, ahnungslos, welch furchtbares Un
glück über uns hereingebrochen war. " 

Das "furchtbare Unglück", von dem der so
wjetische Autor und Seuchenarzt Jurij 
Stscherbak spricht, ist das Ereignis der Ex
plosion eines Kernreaktors in Tschernobyl 
am 26. April 1986. Die Folgen : Es gab Tote, 
135 000 Menschen flohen vor den unsicht
baren Strahlen in sichere Gebiete, 2800 Qua
dratkilometer um Tschernobyl wurden ge
räumt, zum Sperrgebiet - bis heute - er
klärt , der radioaktive Niederschlag von 
Lappland im Norden bis in die Türkei im Sü
den versetzte Millionen Menschen in pani
sche Angst. 

Der Autor läßt Zeugen , die diese "traurigste 
und wichtigste Erfahrung" des sowjetischen 
Volkes nach dem Zweiten Weltkrieg vor Ort 
erlebten und erlitten, selbst zu Wort kom
men: Feuerwehrleute, Soldaten, Katastro
phenhelfer und Menscben aus der Stadt 
Tschernobyl. Er befragte auch den amerika
nischen Spezialisten Robert Gale, der Strah
lenkranke durch Knochenmarksübertragun
gen zu retten versuchte. All das wird wie ein 
Film in Szenen montiert - dadurch bleibt 
auch in der Übersetzung der authentische 
"Originalton" erhalten, ohne Glättungen. Es 
entsteht eine Collage aus Angst, Hilflosig
keit, der Unfähigkeit offizieller Stellen, aber 
auch dem mutigen Handeln einzelner. 

Daß der Autor sich hier nur auf die erste 
schwierigste Etappe des Unglücks konzen~ 
triert und nichts über Entseuchung, Entschä
digung und über die 52 neuen Siedlungen für 
die Evakuierten bei Kiew schreibt, ist kein 
Mangel, sondern unterstützt den unmittelba
ren und aufrüttelnden Eindruck. 

Als lesenswertes Dokument der Jungsten 
Zeitgeschichte regt das Buch dazu an, über 
Tschernobyl als "Anfang einer besonderen 
Zeitrechnung" (Stscherbak) betroffen nach
zudenken. gri 
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Zum Katastrophenpotential 
der Telekommunikation* 

Ulrich Pordesch 

Der folgende Beitrag behandelt die Frage, wie ver
letzlich die Gesellschaft gegenüber Ausfällen von 

Telekommunikationssystemen ist und künftig wer
den kann. Es zeigt sich, daß durch die VernetZlmg 

1. Die zunehmende 
gesellschaftliche 
Abhängigkeit von 
der Telekommunika
tion 

Als das Telefon in den 80er 
Jahren des letzten Jahrhun
derts seinen Siegeszug be
gann, hätte wohl niemand 
erahnt, welche großen gesell
schaftlichen Strukturverände
rungen und Abhängigkeiten 
alleine durch die Möglichkeit 
entstehen könnten, unabhän
gig von der räumlichen Ent
fernung zeitgleich zu kommu
nizieren. Das Telefon ist heute 
mit seinen bundesweit rund 
28 Millionen Anschlüssen zu 
einem Kommunikationssy
stem geworden, von dem alle 
Institutionen und die meisten 
Menschen abhängig gewor
den sind. Alle Arten von kurz
fristigen geschäftlichen und 
privaten Absprachen laufen 
über das Telefon . Die Abhän
gigkeit von Telefon und auch 
Telex ist schon deshalb so 
groß, weil diese Kommunika
tionsmittel eben nicht mehr 
durch andere Systeme mit 
ähnlichen Leistungsmerkma
len substituiert werden kön
nen. Seit den 60er Jahren hat 
die Datenübertragung an Be
deutung gewonnen. Zunächst 
übertrugen vornehmlich 
Großkonzerne Daten zwi
schen Tochtergesellschaften 
und den Zentralen. Die Nut
zungszahlen waren anfangs 
gering und die Abhängigkei
ten nicht sehr groß, weil bei 
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der vorherrschenden Stapel
verarbeitung notfalls immer 
noch Datenträger physisch 
ausgetauscht werden konnten 
und weil zeitlich keine allzu 
engen Bindungen bestanden. 
In den 70er Jahren wurde die 
Stapelverarbeitung zuneh
mend durch die Dialogverar
beitung ersetzt. Terminals 
wurden über Datenleitungen 
und die Datenvermittlungs
netze der Deutschen Bundes
post (DBP) an Rechenzentren 
angebunden. Damit nahm 
auch die Abhängigkeit von 
technischen (erstmals compu
tergesteuerten) Kommunika
tionssysternen bedeutend zu, 
weil ohne die Netze keine Da
tenein- und -ausgabe in die 
zentralen Systeme mehr mög
lich war. Die 80er Jahre stehen 
im Zeichen zunehmender 
Nutzung von Telekommuni
kationsdiensten. Datenüber
tragung, Teletex (Bürofern
schreiben ) und Telefax erle
ben einen gewaltigen Auf
schwung. Verwaltungstätig
keiten werden ausgelagert 
und konzentriert, Konzerne 
vernetzen ihre Betriebsstätten 
national und international . 
Vielfach ist die dezentrale Da
tenverarbeitung jedoch nur 
Vorverarbeitung und die ei
gentliche Datenverarbeitung 
wird In innerorganisatori
schen Netzen zentralisiert. 
Außerdem ist häufig der Zu
griff auf zentrale Datenbe
stände notwendig. Deshalb 
wurde und wird die Dezentra
lisierung der Datenverarbei
tungskapazitäten mit steigen-

aller gesellschaftlichen Bereiche und auf Basis im 
wesentlichen eines Universalnetzes bei Störungen 
ein unvertretbar hohes Schadens potential entstün
de. Dieser Entwicklung muß gegengesteuert werden. 

der Abhängigkeit von der 
Funktionsfähigkeit der Te\e
kommunikationsnetze er
kauft. Kurze Störungen der 
Telekommunikation mögen 
abgefedert werden können, 
längere sind immer weniger 
tolerierbar. 

Die kommenden Jahrzehnte 
werden im Zeichen einer ge
waltigen Ausweitung der Te
lekommunikation stehen '. Bis 
2000 sollen über elektroni
sche Post- und Dokumenten
übermittlungsdienste auch 
große Teile der geschäftlichen 
Briefkommunikation substi
tuiert werden. Schnelle und 
preisgünstige Datenübermitt
lungsdienste sollen die zwi
schenbetriebliche Vernetzung 
vorantreiben. Für Forschung 
und Entwicklung In Wirt
schaft und Wissenschaft wird 
den Zugriff auf entfernte Da
ten- und Literaturbanken im
mer wichtiger. Im privaten 
Bereich soll der an das Netz 
angeschlossene Computer 
z. B. über den verbesserten 
Bildschirmtextdienst genutzt 
werden für den Unterricht, 
den Zugriff auf Informations
systerne, Teleshopping, Tele
banking usw. Die Durchset
zung des elektronischen Zah
lungsverkehrs wird die Ver
netzung der Banken mit dem 
Handel voraussetzen. Über 
Fernwirkdienste können pri
vate Sicherungsunternehmen 
Gebäude und Industrieanla
gen sichern und E nergiever
sorgungsunternehmen die 
Zählerstände von Gas-, Was
ser-, Strom-, und Heizungs-

zählern fernablesen. Von so
zialen Hilfsorganisationen 
können Notrufsysteme für äl
tere, kranke und behinderte 
Menschen aufgebaut werden, 
bei denen z. B. durch Betäti
gung einer Notruftaste Hilfs
kräfte herbeigerufen werden 
können. Weitere Anwendun
gen werden die Fernsteuerung 
von Hinweistafeln im Auto
verkehr, die Einschaltung von 
Sirenenanlagen oder Be
leuchtungen, die Fernsteue
rung von Gebäudezugängen 
oder die automatische Über
prüfung des Füllstandes von 
Warenautomaten sein. Mit 
vernetzten Verkehrsleitsyste
men wird versucht werden, 
das steigende Verkehrsauf
kommen im Individualver
kehr zu bewältigen. 

Mit dem Ausbau breitbandi
ger Netze sollen Videokonfe
renzen und Bildfernsprechen 
Teile der bisher von der Me
diatisierung unberührten zwi
schenmenschlichen Kommu
nikation erfassen. Viele Ge
schäftsreisen sollen überflüs
sig werden, Teleberatung soll 
die Anwesenheit von Exper
ten in Politik, Medizin, Pro
duktion usw. vielfach über
flüssig machen. Bis 2020 sol1 
auch das Bildfernsprechen zu 
einern Massendienst werden. 
Typische Anwendungsbei
spiele werden ärztliche Bera
tung, die Teilnahme an Vor
tragsveranstaltungen oder der 
Kontakt zu Sachbearbeitern 
von Versicherungen oder 
Ämtern werden. Sicher bringt 
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Telekommunikation 

die Telekommunikation Un
ternehmen und auch vielen 
Menschen Vorteile. In der 
Medizin können Videokonfe
renzen zwischen Fachspeziali
sten verschiedener Kliniken 
Behandlungserfolge verbes
sern. Verbraucher erhalten die 
Möglichkeit, die für sie inter
essantesten Waren-, Versiche
rungs- und Bankangebote zu 
wählen, auch wenn vor Ort 
keine Anbieter vorhanden 
sind. Bei hilfsbedürftigen 
Menschen können stationäre 
Aufenthalte in Krankenhäu
sern oder Altenheimen viel
fach vermieden werden. Mit 
der zunehmenden Nutzung 
der Telekommunikation wer
den sich die Strukturen aller 
gesellschaftlichen Bereiche 
verändern. Unternehmen 
werden noch stärker Teilfunk
tionen auslagern und ihre Pro
duktions- und Verwaltungs
stätten national und interna
tional verteilen. Im Produk
tionssektor werden Zulieferer 
verstärkt mit Produzenten 
vernetzt und durch die just-in
time-Produktion Lagerbe
stände abgebaut. Menschen 
werden ihre Versicherungen, 
ihre Ärzte, ihren Arbeitsort 
und sogar ihren Bekannten
kreis immer weniger an ihrem 
Wohnort wählen. Der elektro
nische Zahlungsverkehr wird 
das Zahlungsmittel Bargeld 
zurückdrängen. 

Die raumüberwindende Kom
munikation schafft vielseitige 
Möglichkeiten der Rationali
sierung für Unternehmen und 
neue Freiheiten für die Men
schen. Jedoch hat die Vision 
des freien, physisch und gei
stig mobilen Menschen in der 
Informationsgesellschaft eine 
bisher wenig beachtete Kehr
seite. Mit den durch die Aus
weitung der Telekommunika
tion ausgelösten gesellschaft
lichen Strukturveränderun
gen stiege die Abhängigkeit 
von der Verfügbarkeit der Te
lekommunikationsinfrastruk
tur enorm an. Ob diese Ab
hängigkeit zu einer großen 
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Verletzlichkeit der Gesell
schaft führen würde, hängt 
entscheidend von der künfti
gen Verwundbarkeit der Tele
kommunikationsinfrastruktur 
ab. 

2. Die Verwundbar
keit der Telekommu
nikationsinfrastruk
tur heute 

Die heutige Femmeldeinfra
struktur besteht im wesentli
chen aus mehreren Fernmel
denetzen und den über sie rea
lisierten Diensten2• 

Das Fern.5prechnelzist mit sei
nen bundesweit ca. 28 Millio
nen Hauptanschlüssen und 
über hundert Millionen Ka
bel kilometern heute das vom 
Umfang und der Bedeutung 
her wichtigste Fernmeldenetz. 
Bei der Struktur des Fern
sprechnetzes müssen Orts
und Fernebene unterschieden 
werden. In der Ortsebene 
werden die Teilnehmeran
schlußleitungen in Bündeln 
sternförmig zu einer Ortsver
mittlungsstelle geführt. Zwi
schen den Ortsvermittlungs
stellen verschiedener Ortsnet
ze werden in der Fernebene 
dann Verbindungen über 
Fernvermittlungsstellen her
gestellt. Es gibt heute im Fern
sprechnetz über 6 000 Ver
mittlungsstellen. Die Vermitt
lungstechnik ist überwiegend 
noch elektromechanisch, d. h. 
Wähleinrichtungen in den 
Vermittlungsstellen werden 
über die Wahlinformation des 
Anrufers elektromechanisch 
in Bewegung versetzt. 

Der überwiegende Teil des 
Text- und Datenverkehrs im 
Bereich der DBP wird in spe
ziellen Dalennetzen abgewik
kelt, dem Datex-L-Netz, dem 
Datex-P-Netz und über 
Standleitungen (Direktruf-
netz). Vom Kabelnetz können 
Fernsprech- und Datennetze 
nicht unterschieden werden. 
Die Datenverbindungen wer
den jedoch nicht über die 
Fernsprechvermittlungsein-

richtungen, sondern zu spe
ziellen Vermittlungssystemen 
in den Vermittlungsstellen der 
DBP geführt3. Dort überneh
men Prozeßrechner den Ver
bindungsauf- und -abbau. Die 
Datennetze sind mit nur 19 
Vermittlungsstellen vergli
chen mit dem Fernsprechnetz 
sehr grobmaschig. 

Über die genannten Netze 
werden mittels besonderer 
End geräte verschiedene 
Fernmeldedienste realisiert. 
Im Fernsprechnetz sind dies 
neben dem Telefondienst u. a. 
auch der Telefaxdienst (Fern
kopierer) und Datenübertra
gungsdienste. Im Datex-L
Netz sind dies u. a. auch Telex 
(Fernseh reiben ) und das ver
besserte Teletex (Bürofern
schreiben). Darüber hinaus 
dienen Fernmeldenetze auch 
als Zubringer für höherwerti
ge Telekommunikationsnet
ze, die über eigene separate 
Vermittlungsknoten verfü
gen. Dies ist heute beim Bild
schirmtext der Fall, bei dem 
die Nutzer über das Telefon 
und die Dienstanbieter über 
Datex-P an die Bildschirm
textvermittlungsstellen ange
bunden werden. Und so dient 
das Fernsprechnetz auch als 
Zugangs netz zu den Funk
fernsprechdiensten bzw. 
Funkvermittlungsstellen. 

Der Verteilung von Hörfunk
und Fernsehprogrammen die
nen die Rundjunküberlra
gungsnetze. Über Sendernet
ze werden Programme zwi
schen den Rundfunkanstalten 
ausgetauscht und an Rund
funkteilnehmer ausgestrahlt. 
In Breitbandkabelnetze (BK
Netze) werden über Rund
funksatelliten oder von Fern
meldetürmen ausgestrahlte 
Programme eingespeist und 
an Haushalte verteilt. BK
Netze sind meist völlig separat 
verlegte Kabelnetze. 

Aufgrund besonderer Interes
sen und nach den Bestimmun
gen des Fernmeldeanlagenge-

NEMPs könnten durch 
Raketenfehlstart nicht 
völlig ausgeschlo.sen 
werden. In Ihrer Folge 
könnten sämtliche Tele
kommunlkatlon.netze 
ausfallen. 

setzes errichten und betreiben 
einige wichtige Institutionen 
ihre eigenen Fernmeldenetze. 
Dazu gehören u. a. die Bun
desbahn, die Bundeswehr, der 
Bundesgrenzschutz, die Poli
zei, F1ugsicherungs- und Luft
schutzdienste. Soweit es sich 
um Kabelnetze handelt, wird 
aber praktisch immer auf Ka
bel der DBP zurückgegriffen4 • 

Gefährdungen der TK
Infrastruktur 

Telekommunikationsnetze, 
insbesondere die öffentlichen 
Netze, sind sowohl räumlich 
als auch funktional verteilte 
Systeme. Dennoch sind sie ei
ner ganzen Reihe von Gefähr
dungen ausgesetzt, von denen 
hier einige wesentliche ge
nannt seien. 

NEMP 
Durch die Nuklearexplosion 
in großer Höhe können in 
Verbindung mit Wechselwir
kungen zur Erdatmosphäre 
und dem Erdmagnetfeld für 
kurze Zeit sehr energiereiche 
elektromagenetische Felder 
erzeugt werdens. Besonders 
empfindlich gegenüber dem 
Nuklear-Elektromagneti
schen Impuls (NEMP bzw. 
EMP) sind aUe elektroni
schen Systeme, insbesondere 
wenn diese mit Halbleitern 
bestückt sind. Dadurch kön
nen auf der Erde in einem bis 
zu mehrere Millionen Qua
dratkilometer urnfassenden 
Gebiet Fernmeldeanlagen 
und Datenverarbeitungssy
steme auf einen Schlag zer
stört werden. So sollen nach 
einer Studie des Pentagon ei
nige Atomexplosionen in gro
ßer Höhe das gesamte nach-
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Die Vision des freien, 
physisch und geistig mo
bilen Menschen In der ln
formatlonsgesellschaft 
hat auch eine wenig be
achtete Kehrseite. 

richten technische Nervensy
stem der USA lahmlegen kön
nen. In Folge der Nukleartests 
der USA im Jahre 1962 in 400 
Kilometern Höhe über dem 
Pazifik fielen im Raum zwi
schen der Westküste Nord
amerikas und dem fernen 
Osten Funknavigations- und 
Funkortungssysteme aus und 
Satelliten versagten. Im Zu
sammenhang mit der "strate
gischen Verteidigungsinitiati
ve" (SDI) soll auch an speziel
len EMP-Bomben gearbeitet 
werden, die über der Sowjet
union explodieren sollen. Daß 
diese Option auch auf der an
deren Seite verfügbar ist oder 
aufgebaut wird, darf erwartet 
werden6• NEMPs könnten 
dann wohl auch durch ,techni
sches Versagen" (beispiels
weise durch einen Raketen
fehlstart) nicht völlig ausge
schlossen werden. In ihrer 
Folge könnten sämtliche öf
fentlichen Telekomrnunika
tionsnetze ausfallen, da diese 
über keinen EMP-Schutz ver
fügen . Weil wichtige Einrich
tungen zerstört werden, für 
die ein Ersatz erst gefertigt 
und installiert werden müßte, 
wären schwerwiegende Lang
zeitausfälle zu befürchten. 

Störun.gell der 
Stromversorgu1lg 

Die Stromversorgung ist einer 
der verwundbarsten Punkte 
von TK-Systemen. Telefon
apparate werden durch das 
Netz mit Strom versorgt und 
sind somit von der Netzstrom
versorgung abhängig. Bei An
wendern der Daten- und 
Textdienste kommt noch die 
Abhängigkeit vom öffentli
chen Stromnetz hinzu, weil 
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die angeschlossenen Compu
terendgeräte nicht wie das Te
lefon durch die Netze mit 
Strom versorgt werden. Da 
nur größere Organisationen 
über eine eigene (teure) Not
stromversorgung verfügen, 
blieben bei Stromausfall die 
Bildschirme sofort dunkel. 
Für die Datennetze und das 
Telefonnetz hält die Deutsche 
Bundespost teilweise eine 
mehrfach gestaffelte Strom
versorgung bereit. In Orts
und Fernvermittlungsstellen 
gibt es eine Batteriestromver
sorgung, die den Ausfall des 
Netzstroms ca. 4- 6 Stunden 
überbrücken kann. In wichti
geren Vermittlungsstellen der 
Fernebene gibt es darüber 
hinaus noch Dieselaggregate. 
BK-Netze wären von Strom
ausfällen ebenfalls direkt be
troffen, da ihre Anlagen direkt 
vom 220 V Netzstrom ver
sorgt werden. Notstromaggre
gate sind nicht vorgesehen. 
Dennoch bildet gerade die 
Rundfunk- und z. T. auch die 
Fernsehversorgung eine wich
tige Ausnahme von der hohen 
Abhängigkeit. In vielen Haus
halten befinden sich batterie
betriebene Hörfunkempfän
ger, mit denen auch dann noch 
Programme von weiter ent
fernten Sendern empfangen 
werden können, wenn lokal 
oder regional die Stromver
sorgung ausfi ele. 

Äußere Einflüsse/ 
Naturkatastrophen 

Durch natürliche Einflüsse, 
wie Wind, Blitzeinschlag, 
Wassereinbruch etc. , kommt 
es öfter zur Zerstörung von 
Kabelverbindungen, der Un
terbrechung von Richtfunk
verbindungen oder dem Aus
fall von Systemen. So wurde 
z. B. der Telex-Knotenpunkt 
in Frankfurt durch ein Versa
gen der Klimatisierung infolge 
von Wassereinbruch lahmge
legt. Dieser Vorfall verursach
te bundesweit den Ausfall von 
Telexverbindungen ins Aus
land? Durch einen Brand im 

größten Telefonamt der Rho
ne-Metropole Lyon ver
schmorten Kabel und Isola
tionen und ließ Löschwasser 
Sicherungen durchgehen. Als 
Folge dieses Brandes mußten 
sich einige Millionen Teilneh
mer mit Ortsgesprächen be
gnügen8• Überschwemmun
gen, Orkane oder sonstige au
ßergewöhnliche Naturereig
nisse können auch die Fern
meldeanlagen großflächig 
stören. So kam es bei der 
Schneekatastrophe in Schles
wig-Holstein zur Jahreswende 
1978/79 in einigen Ortsnet
zen zu 1- 2tägigen Totalaus
fällen des Fernmeldever
kehrs9. Ausfälle des Fern
sprechverkehrs wirken sich in 
Katastrophenfällen besonders 
nachteilig aus, weil die Bevöl
kerung dann verstärkt darauf 
angewiesen ist. 

System/ehler 

Technische Bauteile, aus de
nen die Anlagen bestehen, ge
hen in Folge von Verschleiß, 
Konstruktions- oder Monta
gefehlern nach einer gewissen 
Zeit entzwei. Alle diese Feh
lerquellen bleiben in ihren 
Auswirkungen normalerweise 
eng begrenzt. Sie sind durch 
den Austausch einzelner Bau
teile meist rasch behebbar. 
Durch den Einsatz von digita
len Übertragungs- und Ver
mittlungssystemen können 
sich jedoch sowohl hinsicht
lich der Wirkungsbreite der 
Schäden als auch hinsichtlich 
deren Behebbarkeit neuartige 
Gefährdungen ergeben. 
Hochkomplexe Programmsy
steme, wie Vermittlungssyste
me, sind aufgrund ihrer inhä
renten Komplexität kaum 
mehr als Ganzes verständlich 
oder durchschaubar. Auch 
nach längerer Betriebsdauer 
können nicht tolerierbare Pro
grammfehler vorhanden sein, 
die Systemzusammenbrüche 
verursachen. So erfordert das 
öffentliche US-Telefonsystem 
Programme im Umfang von 
40 Millionen Zeilen Text und 

Telekommunikation 

Könnte diese Abhängig
keit zu einer größeren 
Verletzlichkeit der Gesell
schaft führen? 

es sollen aufgrund nachträg
lich vorgenommener Ausbes
serungen 40 000 Fehler elimi
niert worden sein 10. Probleme 
mit der Software gab es auch 
in Netzen der Deutschen Bun
despost. Jüngstes Beispiel 
hierfür ist der Ausfall der digi
talen Fernvermittlungsstelle 
für die Frankfurter Innenstadt 
im Februar 1988, bei dem 
über 100 000 Teilnehmer für 
etliche Stunden vom Fernver
kehr abgeschnitten waren. Als 
Ursache des Ausfalls vermu
teten Fernmeldetechniker ei
nen Softwarefehler. Vier Wo
chen nach diesem "einmali
gen" Störfall kam es dann aus 
einem ähnlichen Grund zu ei
nem erneuten Ausfall der 
VermittlungssteIlelI . Auch 
Fehler in der Netzsynchroni
sierung bei digitalen Vermitt
lungs- und Übertragungssy
stemen könnten zu Ausfällen 
fü hren. Die DBP wendet heu
te im ION ein Synchronisie
rungsverfahren an, bei dem 
von zentraler Stelle über ein 
Normalfrequenznetz das ge
samte Netz synchronisiert 
wird. Beim Ausfall von meh
reren Taktleitungen oder Stö
rungen des zentralen Taktge
bers könnte der Datenverkehr 
im ION schwer beeinträchtigt 
werden 12. 

Physische Sabotage 

Mehrere gezielte und koordi
nierte Anschläge könnten wie 
im Stromnetz auch im Fern
meldenetz Ausfälle (z. B. in 
Regionen oder von Nord-

Orkane oder sonstige 
außergewöhnliche Natur
ereignisse können auch 
die Fernmeldeanlagen 
großflächig stören. 
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Telekommunikation 

Batteriebetriebene Hör
funkgeräte sind gute 
Vorsorge bei Stromaus
fall Im Notfall. 

Süd-Verbindungen) bewir
ken. Das Übertragungsnetz 
bietet aufgrund seiner Verma
schung einigen Schutz gegen 
derartige Angriffe. Im Fern
netz sind Verbindungen zu
mindest zweifach, bei wichti
geren Linien z. T. vierfach 
ausgelegt. Verwundbar ist das 
Netz bei den Ortsvermitt
lungssteIlen und an den Über
gangsstellen von der Orts- zur 
Fernebene. Die Zerstörung 
einer Ortsvermittlungsstelle 
kann sämtlichen Verkehr in
nerhalb des zugehörigen An
schlußbereiches unterbinden. 
Die Zerstörung einer Fern
vermittlungsstelle kann im 
Ortsnetz nur noch internen 
Verkehr zulassen. Angriffs
möglichkeiten kann ferner die 
Netzsynchronisierung im IDN 
bieten. Fernmeldesysteme 
waren bisher nur sehr selten 
das Ziel von zerstörerischen 
Angriffen. Angriffe von Insi
dern sind bisher kaum be
kannt geworden. In einern der 
bekannt gewordenen Fälle 
wurde in der Vermittlungs
steIle Zürich-Hottingen durch 
einen Angestellten Feuer ge
legt, das wichtige Teile der 
Anlagen zerstörte I3

. Gegen 
Telefon- oder Datennetze 
wurde bisher kaum vorgegan
gen, sieht man einmal von 
spontanem Vandalismus und 
den Zerstörungen von Tele
fonhäuschen ab. Anschläge 
gab es aber schon aufBK-Net
ze und Netze bestimmter An
wender. In Berlin waren 1985 
nach Anschlägen auf eine 

Satellitenempfangsstelle 
220 000 Berliner zwei Stun
den ohne Kabelempfang l4

• 

Und 1986 verübten "kämp
fende Einheiten" aus dem 
Umfeld der RAF einen An
schlag auf eine FernrneIdeein
heit des Bundesgrenzschut
zes l5 . 
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Soflwareangriffe 

Gerade durch die Programm
steuerung moderner Vermitt
lungssysteme ergeben sich ei
ne Reihe gefährlicher An
griffsmöglichkeiten. So könn
ten durch Systementwickler 
" logische Bomben mit Zeit
zünder" eingebaut werden, 
die beispielsweise alle Ver
mittlungssysteme eines Typs 
zum gleichen Zeitpunkt aus
fallen lassen. Ähnliches könn
te durch mit der Systemwar
tung befaßte Techniker des 
Netzbetreibers geschehen. 
Einzelne Fälle von Pro
grammanipulationen aus an
deren Bereichen zeigen, daß 
derartiges nicht ausgeschlos
sen werden kann. Ein Com
puterexperte an der Bundes
wehrhochschule in München 
drohte, das von ihm erstellte 
Programm werde sich in der 
Silvesternacht 1984 selbstän
dig zerstören, wenn seine Ge
haltsforderungen nicht erfüllt 
würden. Da sein Arbeitgeber 
nicht auf die Gehaltsforde
rungen einging, löschte sich 
das Programm zum vorherge
sagten Zeitpunkt selbst l6 . In 
öffentlichen Netzen könnten 
derartige Programmanipula
tionen rechnergesteuerte Da
tenvermittIungsstellen des 
Datex-L- oder Datex-P-Net
zes oder den Bildschirmtext
dienst treffen. Im Fernsprech
netz hat die Umrüstung auf di
gi tale Systeme erst begonnen, 
so daß heute erst ein Teil der 
Vermittlungsstellen (vor
nehmlich auf der Fernebene) 
digitalisiert wurde. Manipula
tionen könnten aber auch her
stellerspezifische Anwender
netze für die Datenübertra
gung oder digitale Nebenstel
lenan lagen treffen und so viele 
Systeme in Ämtern, Unter
nehmen, Banken, Kranken
häusern usw. gleichzeitig aus
schalten. 

Sicherungsvorkehrungen 

Im Bewußtsein der Gefahr, 
daß wichtige Netzkomponen
ten trotz vorhandener Siche
rungen zerstört werden kön-

nen unterhält die Bundespost 
eine Fernmeldenotversor
gung. Es gibt u. a. fahrbare 
Dieselaggregate, Vermitt
lungs- und Richtfunksysteme. 
Die Notstromversorgung ist in 
erster Linie für kurzfristige 
und örtlich begrenzte Strom
ausfälle gedacht. Bräche bei
spielsweise in einer ganzen 
Region die Stromversorgung 
zusammen, so wäre es unmög
lich , zu vielen Ortsvermitt
lungsstellen fahrbare Not
stromaggregate zu beordern, 
da diese nur in begrenzter An
zahl zur Verfügung stehen 
können. Einige Dieselaggre
gate könnten in solch einer Si
tuation kaum helfen , und 
nach ca. 6 Stunden wäre die 
Telekommunikation weitest
gehend zusammengebrochen, 
weil die Batteriestromversor
gung der Verstärker- und Ver
mittIungseinrichtungen auf 
der Ortsebene ausfielen. Bei 
fa hrbaren Netzersatzanlagen 
muß ferner bedacht werden, 
daß nicht ohne weiteres ga
rantiert werden kann, daß die 
Netzersatzanlagen ihr Ziel 
auch erreichen. So waren z. B. 
bei der Schneekatastrophe in 
Hamburg die Straßen großen
tei ls unbefahrbar l7• Trotz Ver
maschung der Netze und an
derer Sicherungsvorkehrun
gen können Sabotageakte, 
richtig angesetzt, gravierende 
Schäden verursachen. So hat 
im November 1987 ein ehe
maliger Angestellter von Au
stralien Telecom, mit besten 
Kenntnissen über das unterir
dische Kabelnetzwerk, 24 der 
600 Hauptkabelstränge an 
insgesamt 10 Orten zertrennt. 
Daraufhin fielen 35 000 Ver
bindungen in 40 Stadtteilen 
Sidneys aus, neben Telefon
verbindungen auch Compu
terverbindungen von und zu 
Banken, Versicherungen und 
Geschäften in die Innenstadt. 
Vierhundert Beschäftigte von 
Telekom waren 48 Stunden 
mit der Schadensbehebung 
befaßt 19. 

Problematisch gestaltet sich 
auch die Sicherung der Ver
mittlungssysteme gegenüber 

Die Stromversorgung Ist 
einer der verwundbarsten 
Punkte des TK-Systems. 

Fehlern und Manipulationen. 
Neue Softwareversionen wer
den, nachdem sie vom Her
steller geliefert worden sind , 
zunächst einmal vom Fern
meldetechnischen Zentralamt 
auf Testanlagen ausgiebig ge
prüft l9 . Über die Wartung 
werden viele Fehler schritt
weise beseitigt, so daß die 
Fehlerhäufigkeit geringer 
werden kann, als sie heute 
schon ist. Es ist aber bekannt, 
daß insbesondere bei komple
xen Systemen Programm
nachbesserungen auch neue 
Fehler mit sich bringen kön
nen. So wurde eine speicher
programmierte Vermittlungs
ste lle im Telefonnetz Wiens 
um einen Programmteil er
gänzt, worauf die Telefonkun
den mjt den Anfangsziffem 
51, 52 und 53 plötzlich nicht 
mehr telefonieren konnten2o• 
Manipulationen können 
durch Tests nicht erkannt wer
den. Geschickt organisierte 
Programmschleifen, die erst 
beim Eintreten eines ganz be
sonderen Ereignisses (z. B. 
DATUM = 1. 1. 1992, UHR
ZEIT = 0.47 Uhr) ein außer
gewöhnliches Programmver
halten erzeugen, könnten 
selbst dann kaum entdeckt 
werden, wenn von den Her
stellern dokumentierter 
Quelleode geliefert würde21 

dieser so umfangreich und 
komplex wäre, daß auch darin 
kaum entdeckbare Manipula
tionen enthalten sein könnten. 
Es gibt zu viele Anlagenpro
gramme und interne Schnitt
steIlen und damit Möglichkei
ten, derartige Manipulationen 
zu versteck~n. Sicherungspro
gramme, dIe plötzlich auch 
nicht-defekte Anlagenteile 
abschalten. Katastrophen-
schaltungen, die plötzlich ak
tiviert würden, Systemverwal
tungsprogramme, die alle 
Teilnehmeranschlüsse plötz
lich sperren würden, usw. Vor-
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Durch die Programm
steuerung moderner Ver
mlttlungssysteme erge
ben sich eine Reihe ge
fährlicher AngrIffsmög
lIchkeiten. 

stellbar wäre auch, daß durch 
Mitarbeiter des Netzbetrei
bers z. B. über Hilfsprogram
me der Programmcode nach
träglich unbemerkt geändert 
würde und so manipulierte 
Programme in Betrieb gingen. 
Sieht man einmal von Störun
gen des Notrufs und Zerstö
rungen der Münzfernsprecher 
ab, so sind schwerwiegende 
Störungen der Telekommuni
kation bis heute ausgeblieben. 
Was mögliche Systemfehler 
betrifft, ist dies sicher das Er
gebnis des Umgangs mit einer 
über Jahrzehnte gewachsenen 
Technik und der Leistungsfä
higkeit einer großen Organi
sation, wie sie die Bundespo t 
heute noch ist. Vor möglichen 
gezielten Sabotageakten In
terner oder Externer ist die 
Telekommunikationsinfra
struktur heute jedoch so we
nig geschützt wie die öffentli
che Stromversorgung. Es ist 
bisher zu keinen größeren An
griffen Externer gekommen, 
weil mit derartigen Anschlä
gen nur unbestimmte Perso
nenkreise und Unternehmen 
getroffen werden könnten und 
der Schaden sich nicht im vor
aus bestimmen ließe. Für ge
walttätige politische Gruppen 
boten Fernmeldenetze bis 
heute keine ideologische An
griffsfläche. Sie mußten damit 
rechnen, vor allem die Allge
meinheit zu schädigen, was in 
Zeiten politischer Stabilität in 
der öffentlichen Meinung ge
gen die Verursacher zurück
schlagen würde. Andererseits 
fanden kriminelle Gruppen 
keine Werte vor, die sich ent
wenden oder mit deren Zer
störung ich Erpressungen 
durchführen ließen. 

Daß es zu gefährlichen Soft
waremanipulationen nicht ge-
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kommen ist, ist wohl dem Ver
antwortungsbewußtsein der 
Techniker zuzuschreiben. Au
ßerdem wird sich die Fachöf
fentlichkeit erst in diesen Jah
ren der ungeheuren Risiken 
von Softwaremanipulationen 
bewußt. Doch kann man auch 
in Zukunft von geringer Be
reitschaft zu Sabotage und 
vom Ausbleiben schwerwie
gender Störungen ausge
hen? Und vor allem: darf man 
es? 

3. Die zukünftige 
Verwundbarkeit 

Nach den Planungen der 
DBP, deren Umsetzung be
gonnen hat, wird die vorhan
dene Fernmeldeinfrastruktur 
in den nächsten Jahren und 
Jahrzeh n ten sch ri ttweise 
grundlegend verändert. Die 
DBP bzw. das neue Teilunter
nehmen TELEKOM will das 
heutige Fernsprechnetz 
schrittweise zu einem "Inte
grated Services Digital Net
work" (ISDN) umbauen. Da
zu wird auf den vorhandenen 
Kabeln das Übertragungsver
fahren geändert, und es wer
den die heutigen elektrome
chanischen Vermittlungsein
richtungen durch Prozeßrech
ner ersetzt. Vermittelt werden 
darin nicht mehr Telefonge
spräche, sondern Datenüber
tragungskanäle zwischen den 
einzelnen Anschlüssen, über 
die dann, je nach Endgerät 
und Anwendungsform, Tele
fongespräche, Textnachrich
ten Fak imile oder andere 
Na~hrichtenformen vermittelt 
werden können. Telekommu
nikation soll wie Strom aus der 
Universalsteckdose" verfüg

bar sein. Wie schon heute in 
der Fernebene sollen auch in 
der Ortsebene Zug um Zug 
Glasfa erkabel zu Teilneh
meranschlüssen verlegt und 
dazu BreitbandvermittJungs
einrichtungen (zunächst als 
Ergänzungstechnik) instal
liert werden. Breitbandige 
Netze werden die Vorausset
zungen dafür bieten, daß auch 

Nachrichtenformen, wie z. B. 
bewegte Bilder für das Fern
sehen, übertragen werden 
können. Die bisherigen Post
planungen, die aufgestellt 
wurden, bevor die Fernmel
dekommission mit der Erar
beitung ihrer Vorschläge be
gann, sahen vor, die Digitali
sierung des Fernsprechnetzes 
bis 2020 abzuschließen, wo
bei allerdings noch ein Teil der 
an die ISDN-OVSten ange
schlossenen Teilnehmer ana
loge Anschlußleitungen hät
ten und damit auch weiterhin 
praktisch nur telefonieren 
könnten. Die Integration aller 
Dienste, also auch des Fernse
hen , in diensteintegrierendes 
breitbandiges Digitalnetz 
(IBFN) als längerfrist.ig ei~zi
ges Universalnetz bleIbt ZIel
vorstellung (Option)22. Es 
wird angestrebt, die Spezial
netze stillzulegen. Die Verrin
gerung der Netzvielfalt senkt 
dem Betreiber Telekom die 
Betriebskosten und die Netz
vereinheitlichung liegt im In
teresse der Hersteller, die von 
den Endgeräten nur noch we
nige Typen herstellen müssen 
und einen größeren Markt 
vorfinden werden. 

Wenn auch nicht anzunehmen 
ist, daß es 2020 nur ein Uni
versalnetz gibt, im Trend wür
deein ISDN / IBFN die Trans
portinfrastruktur bzw. der Zu
bringer für alle Arten von 
Telekomrnunikationsdiensten 
und Teletransaktionen sein, 
auch für die Mobilfunknetze. 
Da die Investitionen in neue 
Gebäude und Verkabelung 
enorm hoch wären, sollen die 
Strukturen des heutigen 
Übertragungsnetzes im we
sentlichen erhalten bleiben, 
wobei die Anzahl der ange
schlos enen Tei lnehmergerä
te sich jedoch vervielfacht. 
Daneben sind nur die drahtlo
se Rundfunkversorgung und 
die privaten Netze der Bun
desbahn und der Bundespost 
als weitgehend eigenständige 
Infrastrukturen gesichert. Bei 
einigen Betreibern von Son
der- oder Anwendernetzen, 

Telekommunikation 

Gezlelte und koordinierte 
Anschläge könnten wie 
Im Stromnetz auch Im 
Fernmeldenetz Ausfälle 
bewirken. 

o z. B. der Polizei, gibt es Be
strebungen, auf ISDN umzu
steigen. 

Künftige Sicherungsmög
lichkeiten 

Künftig wird keine der o. g. 
Gefährdungsursachen entfal
len. Es stellt sich daher die 
Frage nach den künftigen Si
cherungsmöglichkeiten. 

Derzeit sind keine Pläne be
kannt, in der Bundesrepublik 
bei öffentlichen TK-Netzen 
EMP-Härtungen vorzusehen. 
Im übrigen werden sogar die 
Bemühungen des Militärs, 
sich durch "Härtung" (d. h. 
z. B. Bleiummantelung) elek
tronischer Bauelemente 
schützen zu können, schon 
aufgrund des unzureichenden 
Verständnisses des NEMP
Phänomens als wenig aus
sichtsreich angesehen23. 

Gegenüber Ausfällen der öf
fentlichen Stromversorgung 
steigt die Anfälligkeit der Te
lekommunikation. So soll im 
ISDN vom Fernmeldenetz her 
im Notbetrieb nur ein Sprach
terminal (bzw. Telefonappa
rat) bedient werden. Obwohl 
dies der heutigen Situation 
entspricht, muß aber bedacht 
werden, daß in Zukunft im all
gemeinen wesentlich mehr 
Endgeräte angeschlossen sein 
sollen, die dann nicht mehr 
betrieben werden können, 
weshalb sich die Verwundbar
keit relativ erhöht. 

Neben den genannten An
griffsmöglichkeiten können 
sich im ISDN neue Sabotage
möglichkeiten mit besonders 
weitreichender Wirkung erge
ben. So soU die Synchronisie
rung der digitalen Übertra
gungs- und VermittJungssy-
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Es Ist nicht auszuschlie
ßen, daß künftig Telekom
munikationsdienste oder 
-Netze Angrlffszlele für 
militante Kleingruppen 
werden. 

sterne des ISDN wie im ION 
über eine zentrale Normalfre
quenzanlage bundesweit ge
steuert werden. Würde diese 
zentrale Anlage mit ihren 
wahrscheinlich vorhandenen 
Ersatzanlagen zerstört, so 
könnte dies dazu führen, daß 
die einzelnen Einrichtungen 
nicht mehr synchron liefen. 
Damit könnte der Nachrich
tenaustausch innerhalb des 
synchronisierten Netzes er
heblich beeinträchtigt wer
den24

• 

In der Vergangenheit waren 
die Fernmeldenetze nur in 
Einzelfä llen Angriffsziel. Dies 
muß in Zukunft jedoch nicht 
so bleiben. Telekommunika
tion wird alle Lebens- und Ar
beitsverhältnisse grundlegend 
ändern . Viele Menschen, die 
ihre Arbeit verlieren, oder die 
vereinsamen, werden zu den 
Verl ierern dieser Entwicklung 
zählen. Von vielen Menschen 
wird ISDN schon heute als die 
"Rationalisierungs- und Kon
troll infrastruktur" angesehen. 
Es ist nicht auszuschließen, 
daß künftig Telekommunika
tionsdienste oder -netze An
griffsziele fü r militante Klein
gruppen werden. Angriffe auf 
die Übertragungsnetze könn
ten durch die Überlegung mo
tiviert werden, daß dadurch 
das "Nervensystem" des ver
haßten Industriesystems ge
troffen werde. Daß diese Ent
wicklung durchaus im Bereich 
des Möglichen liegt, zeigte 
sich in der Vergangenheit an 
den Auseinandersetzungen 
um die Kernenergie. Aus Pro
test gegen die Atomkraft kam 
es alleine 1986 zu 112 An
schlägen auf Energieversor
gungseinrichtungen, vor
nehmlich Strommasten, ob
wohl dabei Menschenleben 
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gefährdet wurden25 . Einer we
sentlich weitergehenden Ver
maschung der Netze stehen 
die damit verbundenen enor
men Investitionen vor allem 
im Ortsnetzbereich entgegen. 
Eher sind weitere Konzentra
tionen zu erwarten. 

Auch Softwaremanipulatio
nen können auf absehbare 
Zeit nicht ausgeschlossen 
werden. Möglich ist, daß 
durch verbesserte Methoden 
der Softwareprüfung Manipu
lationen erschwert werden 
können. Sicherheit garantie
rende Verfahren, u. a. Pro
grammbeweise, sind für die 
komplexen Vermittlungssy
steme auf absehbare Zeit je
doch nicht zu erwarten. Logi
sche Zeitbomben könnten 
auch in der Software von 
Diensten und Endgeräten un
tergebracht werden und so ei
nen Teil der TK-Teilnehmer 
treffen. 

Nicht auszuschließen auch, 
daß sich völlig neue Gefähr
dungen ergeben. So könnten 
durch die Möglichkeit, Ver
bindungen rechnergestützt 
aufzubauen, in bestimmten 
Situationen Überlastungen 
u. U. leichter auftreten oder 
gezielt herbeigeführt werden. 
Einen Vorgeschmack dafür 
lieferte das sog. "Weihnachts
baumvirus" zur Jahreswende 
87/ 88 in verschiedenen inter
nationalen Datennetzen. Ein 
lauffähiges Programm wurde 
an Mailboxen übermittelt, das 
bei Auslösung des Benutzers 
Kettenbriefe auslöste und 
Netze belastete26 . 

4. Zum Katastrophen
potential 

Aus den vorangegangenen 
Betrachtungen folgt, daß heu
te und in Zukunft in bestimm
ten Situationen mit wesentli
chen Beeinträchtigungen der 
Telekommunikation gerech
net werden muß. Dies kann 
die Informationsgesellschaft, 
und das ist wesentlich, plötz
lich, unerwartet und unvorbe-

reitet treffen. Aus der Fülle 
möglicher Beeinträchtigun
gen sollen hier die möglichen 
Schadensfolgen eines örtli
chen Totalausfalls der Tele
kommunikation und eines 
Netzausfalls beispielhaft auf
gezeigt werden. 

Ausfall eines Ortsnetzes 

Was passieren kann, wenn das 
Telefon für längere Zeit aus
fällt, hat ein Brandanschlag in 
der VermittlungssteLle ZÜ
rich-Hottingen im Telefon
ortsnetz Zürichs am 22. Fe
bruar 1969 gezeigt. Alle wich
tigen öffentlichen Einrichtun
gen, Spitäler, Verwaltungen, 
Hochschulen, Hotels, Zei
tungsverlage, Banken usw. 
waren aller ihrer technischen 
Kommunikationsmittel be
raubt. Schon damals, als die 
Computervernetzung eine 
noch untergeordnete Rolle 
spielte, verursachte nur der 
Ausfall von Telefon und Te
lexverbindungen "eine der 
größten Katastrophen, die die 
Stadt Zürich seit Beginn der 
Industrialisierung getroffen 
hate

<27. Die Tatsache, daß Per
sonenschäden nicht bekannt 
wurden, läßt das Wort "Kata
strophe", wo in erster Linie 
hohe wirtschaftliche Schäden 
entstanden, eher als Äuße
rung subjektiver Betroffenheit 
denn als objektive Zustands
beschreibung erscheinen. 
Dies kann sich jedoch in Zu
kunft ändern. Im betroffenen 
Bereich gäbe es (außerhalb 
der Rufweite) praktisch keine 
private und geschäftliche 
Kommunikation mehr. Ge
bäudefernüberwachung bei 
Industriebetrieben, Banken, 
Geschäften, usw. könnten 
ausfallen. Betriebe könnten 
von ihren Abnehmern nicht 
erreicht werden und ihre Zu
lieferer nicht mehr erreichen. 
Bei den engekoppelten Pro
duktionsprozessen der Zu
kunft, bei denen die Produk
tion fast direkt durch Bestel
lung des Abnehmers gesteuert 
wird, und wo Lagerbestände 

Unterstellt man, daß 
durch Manipulation eines 
der belden eingesetzten 
Vermlttlungnyateme 
mehr als die Hälfte aller 
Kommunlkatlonsverbln
dungen schlagartig aus
fielen, so wäre das eine 
Katastrophe. 

abgebaut wurden (just-in
time-Konzepte), kann das 
Produktionsstillstand bedeu
ten. Die Warenversorgung in 
dem betroffenen Gebiet wäre 
nach kurzer Zeit nur noch ein
geschränkt zu gewährleisten. 
Supermärkte könnten keine 
Lieferungen mehr beordern, 
Lieferservices von den Kun
den nicht mehr erreicht wer
den. Besonders gravierend 
könnte sich der Zusammen
bruch des elektronischen 
Zahlungssystems auswirken. 
Gravierende Einschränkun
gen ergäben sich auch bei der 
medizinischen Versorgung. 
Nicht nur der Notruf, sondern 
auch die Teleheimüberwa
chung hilfsbedürftiger Men
schen fielen aus. 

Netzollsfall bei ISDN 

Diese Wirkungen träten auf 
wenn nur in einer oder zwei 
Ortsvermittlungsstellen die 
Systeme ausfielen. Unterstellt 
man, daß durch einen System
schaden beispielsweise durch 
eine Manipulation eines der 
bei den künftig eingesetzten 
Vermittlungssysteme mehr als 
die Hälfte aller Kommunika
tionsverbindungen (und sei es 
nur in einer Region) schlagar
tig ausfi elen, so wäre das eine 
Katastrophe. Eingeschränkt 
funktionieren würden die ka
belgebundenen Netze der 
Bundesbahn. Da bei der Poli
zei erwogen wird, das ISDN zu 
nutzen, könnten im worst
case auch nurmehr Funknetze 
funktionieren. Ebenso funk
tionsfähig wären einige Funk
netze. Wegen der totalen 
Überlastung der Rest-Kom
munikationswege wäre für 
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Fehlende Kommunlka
tlonsverblndungen 
erschweren auch das KrI
sen- und Katastrophen
management. 

den größten Teil der Men
schen jenseits der Rufweite 
nahezu jede Kommunikation 
unmöglich. Für Börsenge
schäfte, Geldtransfers, Wirt
schaftsinformationsdienste, 
Verkehrssteuerung, medizini
sche Informationssysteme, 
Notrufe und Alarmbereit
schaften könnte schon ein 
kürzerer Ausfall verheerend 
wirken. In allen Verwaltungs
behörden, Banken, Versiche
rungen, Handelsunterneh
men, gewerblichen Büros und 
Krankenhäusern, die sich im 
Datenaustausch mit anderen 
Organisationen oder zentra
len Rechenzentren befinden , 
könnte nichts mehr bearbeitet 
werden. Da kaum mehr Pro
duktions-, Liefer- oder Lager
daten ausgetauscht werden 
könnten, wäre nach kurzer 
Zeit nichts mehr zu produzie
ren, zu liefern, zu verkaufen, 
bundesweit. An vielen Stellen 
wären die notwendigen Spe
zialisten und die "variablen" 
Arbeitskräfte nicht mehr er
reichbar. Warenwirtschaftssy
steme würden zusammenbre
chen. So könnten keine Waren 
mehr bestell t, keine Waren
auslieferungen mehr dispo
niert, keine Zulieferungen 
mehr angefordert werden. In 
der Folge könnte sehr bald 
nichts mehr produziert, gelie
fert und verkauft werden. Vol
le Lager könnten nicht auslie
fern , leere Geschäfte nichts 
bestellen. Der elektronische 
Zahlungsverkehr fiele aus, 

Zu überlegen Ist, ob man 
der Durchsetzung elek
tronischer Zahlungsmit
tel und der Ellmlnlerung 
des Bargelds nicht ge
gensteuern muß. 
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obwohl "Geld" in Hülle und 
Fülle vorhanden wäre. Wo 
Verkehrs- und Parkleitsyste
me über Fernwirkdienste rea
lisiert würden, um das steigen
de Verkehrsaufkommen zu 
bewältigen, könnte in Stoß
zeiten ein Verkehrschaos ent
stehen. 

Fehlende Kommunikations
verbindungen erschweren 
auch das Krisen- und Kata
strophenmanagement. Es gä
be keine papiergebundenen 
Äquivalente in Büros, Ver
waltungen und Betrieben, 
Hartgeld wäre nicht verfüg
bar. Vorhandene Verbindun
gen würden nicht die Eigen
schaften bisheriger TK -Syste
me aufweisen. Sie wären nicht 
gegen Manipulation und Ab
hören gesichert und würden 
sich daher nicht zu Finanz
transaktionen eignen. Infor
mationen zu erhalten, Daten 
zu übertragen oder sich mitzu
teilen wäre nur noch möglich 
im persönlichen Kontakt. Al
so würden sich immer mehr 
Menschen in die Autos setzen 
und das ohnehin vorhandene 
Verkehrschaos verstärken. 
Wo noch Waren vorhanden 
wären, würden sie wahr
scheinlich bald nicht einmal 
gegen Schecks oder Kredit
karten verkauft, weil die Ge
schäftsleute die Bonität ihrer 
Kunden nicht mehr garantie
ren könnten. Die Kunden 
würden zu den Banken stür
men und versuchen, sich mög
lichst viel Bargeld zu beschaf
fen. An den wenigen Schal
tern fehlt das Personal, in den 
Tresoren das Bargeld. Wenn 
die Geschäfte sich allmählich 
leeren oder schließen und sich 
Gerüchte verbreiten, wer wür
de dann noch den beruhigen
den Nachrichten des Rund
funks glauben? Es könnte zu 
Hamsterkäufen und Plünde
rungen kommen. Leute hielte 
es nicht mehr an ihren Ar
beitsplätzen. Alle Schäden 
würden nahezu gleichzeitig 
oder mit Zeitverzögerung ein
treten und sich gegenseitig 
verstärken. Wenn die Funk
tionsfähigkeit der Telekom-

munikationsdienste nicht bin
nen kurzer Frist wieder herzu
stellen wäre, könnte mögli
cherweise nur noch das Mili
tär als eigenständige Infra
struktur in der Lage sein, völ
liges Chaos zu verhindern. 

Die Kotostrophenschwe/le 
sinkt 

Man mag das beschriebene 
Szenario für übertrieben hal
ten, obwohl hier nichts ande
res gemacht wurde, als die ver
schiedenen vorhandenen Pla
nungen im Zusammenhang zu 
sehen und unter einer Störung 
sehr großer Wirkbreite zu be
urteilen. Es muß bedacht wer
den, daß bereits der Ausfall ei
nes Teils der Vermittlungsstel
len der Orts- oder Fernebene 
katastrophale Folgen haben 
kann. Es reichen u. U. weni
ger als 25 %, um die vernetz
ten und verteilten Produk
tions- und Warenwirtschafts
systeme binnen kürzester Frist 
lahmzulegen. Denn was nützt 
es, wenn ein Teil der Filialen 
noch das Lager erreicht, die
ses aber nicht mehr die Zen
trale oder die Lieferanten. 
Was nutzt es, wenn der Pro
duktionsbetrieb noch einen 
Teil seiner Zulieferer erreicht 
und diese wiederum nur noch 
einen Teil der Speditionsun
ternehmen. Und was nutzt es 
schließlich, wenn noch ein Teil 
der Banken von den Clea
ringstellen erreicht werden 
kann, die ClearingsteIlen aber 
wieder nur von einem Teil der 
Geschäfte. Mit der zuneh
menden Vernetzung sinkt die 
kritische Schwelle von Aus
fall toleranz des Gesamtsy
stems (Netz und seine An
wendungen) drastisch, jen
seits der die Katastrophe be
ginnt. 

5. Was tun? 

Einige der aufgezählten Ge
fährdungen, z. B. die Software
manipulationen, sind nicht 
telekommunikationsspezi
fisch. Durch den zunehmen
den Computereinsatz ergeben 

Telekommunikation 

Mit der zunehmenden Ver
netzung sinkt die kritische 
Schwelle von Ausfalltole
ranz des Gesamtsystems 
drastisch, jenseits der die 
Katastrophe beginnt. 

sich in allen gesellschaftlichen 
Bereichen schwerwiegende 
Probleme der Verletzlich
keit28 • Manipulation von Pro
zeßrechnern in Energiever
sorgungssystemen könnten 
ähnlich verheerende, wenn 
nicht schlimmere Folgen ha
ben. Um beispielsweise Soft
waremanipulationen zu ver
hindern, sind systemübergrei
fende fach wissenschaftliche 
Anstrengungen erforderlich. 
Dennoch sind auch für die 
künftige Gestaltung der Tele
kommunikationsinfrastruktur 
und ihre Anwendungen am 
Problem der Verletzlichkeit 
orientierte Gestaltungsansät
ze dringend erforderlich. Die 
große Flexibilität der IuK
Technik bietet dazu eine Rei
he von Möglichkeiten. So ist 
zu überlegen, ob nicht dauer
haft mehrere völlig entkoppel
te Netze erhalten bleiben bzw. 
aufgebaut werden sollten. 
Ansätze dafür existieren be
reits, wie die Modernisierung 
des Datex-P-Netzes durch die 
DBP zeigt29• Innerhalb der 
Telekommunikationssysteme 
könnte eine Diversifizierung 
der Systeme, also die Verwen
dung von Systemen mehrerer 
Hersteller sinnvoll sein. Auch 
könnte eine Reserveinfra
struktur auf der Basis von 
Funknetzen geschaffen wer
den. Bisher ist aber nicht si
chergestellt, daß die denk ba-

Für die künftige Gestal
tung für die Telekommu
nlkatlonsinfrastruktur 
und Ihre Anwendungen 
sind am Problem der Ver
letzlichkeit orientierte 
Gestaltungsansätze drin
gend erforderlich. 
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Für gewalttätige politische 
Gruppen boten FernmeIde
netze bis heute keine Ideo
logische Angriffsfläche. 

ren Reservekapazitäten aus
reichen und beispielsweise 
Funknetze in Katastrophen
fällen auch wirklich für ein 
Katastrophenmanagement zu 
gebrauchen sind und nicht et
wa für Rundfunk oder Funk
telefon zu rein einzelunter
nehmerischen Interessen oder 
zu persönlichen Zwecken be
legt werden. Erforderlich ist 
eine an den Erfordernissen 
der Sicherheit orientierte Ge
samtkonzeption für die Tele
kommunikationsinfrastruktur. 
Es ist jedoch unmöglich, alle 
Gefährdungen und Verletz
lichkeiten alleine durch tech
nische Maßnahmen der Netz
gestaltung in den Griff zu be
kommen. Daher wird kein 
Weg daran vorbeiführen, auf 
seiten der Anwender Abhän
gigkeiten zu reduzieren. Die 
hier vorhandenen Einzelin
teressen des Handels und der 
Industrien an einer möglichst 
weitgehenden und unregle
mentierten Nutzung der Tele
kommunikation müssen zu
rückgedrängt werden. Zu 
überlegen ist beispielsweise, 
ob man die Durchsetzung 
elektronischer Zahlungsmit
tel und der Eliminierung des 
Bargelds nicht gegensteuern 
muß30. Es ist in den letzten 

Weltrallmbehörde Nasa feierte 
30jähriges Bestehen 

Jahren zu keinen längeren 
oder großflächigeren Ausfäl
len der Telekommunikation 
gekommen, woran sicher auch 
die vielfältigen Anstrengun
gen der Hersteller und des 
Netzbetreibers beigetragen 
haben. Gerade durch diese 
Zuverlässigkeit aber können 
mögliche Lern- und Anpas
sungsprozesse verhindert 
werden, wo die Einsicht in 
vorhandene - immer ab
strakte - Risiken unzurei
chend ist. Wird dieser Zu
stand andauern , dann wird 
diese Gesellschaft vielleicht 
erst zu spät schmerzhafte Er
fahrungen machen: zu einem 
Zeitpunkt, zu dem wesentli
che alternative E ntwicklungs
pfade verbaut wurden, und zu 
dem nur noch ein symboli
sches Risikomanagement 
möglich ist. Muß man die Feh
ler beim Ausbau der Kern
energie auf dem Feld der In
formations- und Kommuni
kationstechniken wiederho
len? 

* Dieser Aufsatz ist ein Beitrag zu 
dem Forschungsprojekt "Infor
matisierung der Gesellschaft -
Verfassungsverträglichkeit und 
Verletzlichkeit des sozialen und 
politischen Systems" des Landes 
Nordrhein-Westfalen. Für viele 
wertvolle Hinweise danke ich 
A1exander Roßnagel, Volker 
Hammer und Peter Wedde. 
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Die Eroberung des Weltraumes begann am 
4. Oktober 1957. Es waren die sowjetischen 
Techniker, die mit "Sputnik" den Aufbruch 
in eine neue Zeitrechnung und in den ach
ten Kontinent wagten. US- Präsident 
Dwight D. "Ike" Eisenhower reagierte auf 
den "Sputnik-Schock" mit der Bildung der 
National Aeronautics and Space Admini
stration, kurz Nasa genannt. Die Behörde 
nahm am 1. Oktober 1958 ihre Arbeit auf. 
Den 30. Geburtstag feierte sie jetzt mit neu
em Selbstbewußtsein, dem Tag der Lan
dung der " Discovery". 

Viele Namen stehen in der E rfolgsliste die
ser vergangenen drei Jahrzehnte: Wernher 
von Braun als Vater des Apollo-Pro
gramms, Kurt Debus als Startdirektor, 
Eberhard Rees als Vater des Mondautos, 
um mit den " Importen" zu beginnen. John 
G lenn trug sich auf der Habenseite ein als 
erster "Mercury" -Pilot, als Antwort auf J uri 
Gagarin. Mondfahrer Neil Armstrong mel
dete am 20. Juli 1969 siegessicher : "Der 
Adler ist gelandet" , und John Young brach
te die erste bemannte Weltraumfähre sicher 
in den Orbit und zur Erde zurück. 

Zivile Forschungsprogramme sind im Be
wußtsein der Öffentlichkeit angesichts 
der großen spektakulären Ereignisse der 

bemannten Raumfahrt untergegangen. 
Doch auch sie haben die Bilanz angerei
chert. So wurde die Mission der Raumsonde 
"Voyager", die im Januar 1986 erstmals 
Meßdaten und Bilder vom 2,9 Milliarden 
Kilometer entfernten Uranus übermittelte 
von der Raumtransportexplosion, bei de; 
sechs Astronauten und eine Lehrerin star
ben, überschattet. 

Positiv zu Buch schlagen auch deutsch
amerikanische Kooperationsprogramme 
wie Bau und Betrieb der Sonnensonde He
lios oder das bemannte und wiederver
wendbare Raumlabor Spacelab. 

MBB aktuell 
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Der Schill d.ltenschen durch den SaM 

D urch unsere hoch technisierte Welt 
kommt es oft zu kleinen Unfällen : im 
Straßenverkehr, im Betrieb, im Haus
halt. Durch unsere industrialisierte Welt 
kommt es manchmal zu schweren Un
glücksfällen: I durch Explosionen, Brän
de, Ölverschmutzung, Chemieunfälle. 
Auch Naturkatastrophen2 haben in un
serer modernen Welt des 20. Jahrhun
derts ihre Schrecken keineswegs verlo
ren: Überschwemmungen, Schneever
wehungen, Waldbrände; im Ausland : 
Erdbeben, Vulkanausbrüche. Darüber 
hinaus schädigen Menschen andere 
Menschen durch Verbrechen: Mord und 
Totschlag, Körperverletzung, Diebstahl 
und Betrug. Schließlich und letztlich 
drohen unermeßliche Schäden an Leib 
und Leben wie auch an Sachen durch 
Kriege, die wie Unglücksfälle, Naturka
tastrophen und Verbrechen den Men
schen in seiner Geschichte begleiten. 

Selbstschutz ist geboten 

Zunächst und in erster Linie hat jeder 
einzelne Mensch sich selbst vor Gefah
ren zu sichern. Dabei ist gleichgültig, 
welchen Ursprung diese Gefahren ha
ben. Jeder einzelne Mensch hat die Auf
gabe, sein Leben, seine körperliche Un
versehrtheit, seine Freiheit und sein Ei
gentum zu schützen. Er selbst hat Vor
sorge zu treffen, damit er nicht geschä
digt wird , und treten trotzdem Schäden 
ein , so muß er versuchen, diese Schäden 
zu beheben oder deren Umfang zu ver
ringern. Der Mensch muß sich selbst 
helfen. Das kann von einem mündigen 
Staatsbürger erwartet werden. Vermag 
er das nicht, sollen private Gruppen hel
fend eingreifen wie Familie, Nachbar
schaft, aber auch private Vereinigungen 
wie Caritas, Deutsches Rotes Kreuz 
(Prinzip der Solidarität). Erst wenn der 
Mensch sich allein nicht helfen kann und 
wenn private Dritte nicht in der Lage 
sind, ihm zu helfen, muß der Staat ein
greifen. Der Staat hat die dem einzelnen 
Menschen nicht mögliche (Selbst-)Hilfe 
dann als (Fremd-)Hilfe zu gewähren 
(Prinzip der Subsidiarität). 
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Das gilt nicht nur für den Menschen al
lein oder in einer Gruppe, das gilt auch 
für Betriebe. Der betriebliche Katastro
phenschutz muß bei Betriebsunfällen tä
tig werden . Handelt es sich indessen um 
Unglücke größeren Ausmaßes, ist der 
Betrieb auf die Hilfe des Staates durch 
den Einsatz von Rettungsdiensten und 
Feuerwehren angewiesen. 

Der Vorrang der privaten und einer be
trieblichen Selbsthilfe ist schon deswe
gen notwendig, weil Schäden an einer 
Vielzahl von Orten gleichzeitig entste
hen können und der Staat in diesen Fäl
len nicht sofort überall öffentliche Hilfe 
gewähren kann. 

Der Staat hat die Schutzpflicht für 
seine Bürger 

Die Pflicht des Staates, Leben und Ge
sundheit, Freiheit und Eigentum zu 
schützen, ist nicht nur eine typische Auf
gabe des Staates. Um diese Werte zu 
schützen, ist die lnstitution Staat gerade 
geschaffen worden. 

Diese Schutzpflicht ergibt sich in der 
Bundesrepublik Deutschland auch aus 
den höchstrangigen Rechtsnormen ei
nes jeden Staates, aus den Rechtsnor
men der Verfassung. Die grundrechtli
chen Normen des Grundgesetzes ver
langen vom Staat hier ein Tätigwerden. 

Nach Art. 2 Ab . 2 S. 1 Grundgesetz 
(GG) i. V. m. Art. 1 Abs. 1 S. 2 GG ist 
der Staat verpflichtet, das Leben, die 
körperliche Unversehrtheit und die 
Freiheit der Person zu bewahren. Der 
Staat hat diese Werte zu schützen und zu 
fördern , insbesondere sie vor rechtswid
rigen Eingriffen Dritter zu sichern . Die
se Schutzpflicht besteht nicht nur dem 
einzelnen gegenüber, sondern auch ge
genüber der Gesamtheit der Bevölke
rung. Wie der Staat dieser Verpflichtung 
nachkommt, ist von ihm in eigener Ver
antwortung, insbesondere durch den 
Gesetzgeber, zu entscheiden. Das gilt 
sowohl für das Recht auf Leben als auch 
für das Recht auf körperliche Unver
sehrtheit3. 

Der Staat kommt dieser Verpflichtung 
auf vielfältige Weise nach. Das geschieht 
einmal, indem der Staat empfiehlt und 
fördert. Der Staat betreibt Aufklärung 
über Gefahren und Gefahrenabwehr; er 
unterstützt die freiwillige Nächstenhilfe 
privater Organisationen. Das geschieht 
zum andern , indem der Staat Zwangs
mittel anwendet. Der Staat ordnet an, 
Maschinen, Geräte, Apparate so zu 
konstruieren, daß von ihnen keine Ge
fahren ausgehen; er läßt Fortbewe
gungsmittel auf sicherheitsgefährdende 
Mängel überprüfen; er weist Menschen 
an, sich so und nicht anders zu verhalten 
z. B. im Straßenverkehr, damit sie weder 
sich noch anderen Menschen in irgend
einer Weise Schaden zufügen. 

Die dem Staat in erster Linie zur Verfü
gung stehenden Zwangsmittel sind die 
von ihm gesetzten Rechtsnormen, die in 
Gesetzen, Rechtsverordnungen und 
Satzungen enthalten sind. Rechtsnor
men sind allgemein verbindlich; sie bin
den alle Personen, die sich im Geltungs
bereich des Gesetzes aufhalten, und alle 
Staatsorgane. Rechtsnormen sind auch 
durchsetzbar; der Staat hat das Recht 
und die Pflicht, die Einhaltung der von 
ihm gesetzten Weisungen, die er in die 
Form von Rechtsnormen gegossen hat, 
zu kontrollieren und bei Nicht-Einhal
tung die angedrohten Sanktionen zu 
verhängen. Der Staat hat die Möglich
keit, als letztes Zwangsmittel und schärf
ste Sanktion strafrechtliche Maßnah
men anzudrohen und durchzuführen , 
wenn auf andere Art wichtige Rechtsgü
ter nicht geschützt werden können. 

Die Verpflichtung des Staates, Schäden 
an Leib und Leben, aber auch an Sach
gütern zu verhindern und zu verringern, 
gilt nicht nur für Unfälle, Naturkatastro
phen und Verbrechen, sondern auch für 
kriegerische Auseinandersetzungen. 

Die Aufgaben von Katastrophen
schutz und Zivilschutz sind weit
gehend identisch 

Der Einsatz des Staates bei Unfällen und 
Naturkatastrophen wird als - friedens-
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Schutz des Menschen 

Die Einheiten und Einrichtungen 
des Zivilschutzes sind In der Lage, 
Aufgaben des Katastrophenschut
zes zu übernehmen, und sie tun 
das auch. 

mäßiger - Katastrophenschutz, der 
Einsatz des Staates im Krieg wird als Zi
vilschutz bezeichnet. Katastrophen
schutz und Zivilschutz zusammen wer
den Bevölkerungsschutz genannt. Der 
friedensmäßige Katastrophenschutz hat 
die Aufgabe, den Menschen vor Gefah
ren und Schäden bei Unfällen und Na
turkatastrophen zu schützen. Der Zivil
schutz hat die Aufgabe, durch nichtmili
tärische Maßnahmen Menschen vor Ge
fahren und Schäden durch Kriegsein
wirkung zu schützen und Folgen von 
Kriegseinwirkungen zu beseitigen oder 
zu mildern4• 

Beide Aufgaben sind weitgehend iden
tisch. Ihre Gemeinsamkeit besteht darin, 
daß der Staat Leib und Leben sowie Ei
gentum der Menschen zu schützen hat. 

Ihr Unterschied besteht zum einen dar
in, daß die Ursachen der Schäden ver
schieden sind. Der Katastrophenschutz 
schützt vor Gefahren und Schäden im 
Frieden. Der Zivilschutz schützt vor Ge
fahren und Schäden im Krieg. Für den 
verletzten, verwundeten oder sonstwie 
geschädigten Menschen ist es gleichgül
tig, wodurch er geschädigt worden ist; ob 
durch eine kriegerische Einwirkung 
oder durch einen Unglücksfall ! eine Na
turkatastrophe. Der Mensch erwartet 
Hilfe, soweit er sie sich mcht selbst geben 
und auch nicht von seinem Nächsten er
halten kann, vom Staat. 

Ein weiterer Unterschied zwischen Ka
tastrophenschutz und Zivilschutz be
steht in den unterschiedlichen Zustän
digkeitsregelungen. Die Zuständigkeits
verteilung wird durch den föderativen 
Aufbau unseres Staates notwendig. Jede 
staatliche Aufgabe wird entweder vom 
Bund oder von den Ländern (ein
schließHch Gemeinden) wahrgenom
men. Die Zuständigkeitsverteilung er
folgt im Grundgesetz. 

Für gesetzgeberische Maßnahmen auf 
dem Gebiet des Zivilschutzes ist der 
Bund zuständig. Nach Art. 73 Ziff. 1 
GG hat der Bund die ausschließliche 
Gesetzgebungsbefugnis für den Schutz 
der Zivilbevölkerung gegen kriegsbe-
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Der Bund Ist zuständig für die Ko
sten des Zivilschutzes, die Länder 
sind zuständig für die Kosten des 
Katastrophenschutzes. 

dingte Gefahren, die ihr in einem V-Fall 
drohen. Für die Ausführung der Zivil
schutzgesetze sowie die damit zusam
menhängenden Verwaltungsaufgaben 
sind überwiegend - im Rahmen der 
Auftragsverwaltung - die Länder zu
ständig5• 1m übrigen werden diese Auf
gaben vom Bund in bundeseigener Ver
waltung wahrgenommen. 

Für die gesetzgeberischen Maßnahmen 
auf dem Gebiet des Katastrophenschut
zes wie auch für die damit zusammen
hängenden Verwaltungsaufgaben sind 
ausschließlich die Länder zuständig6. 

Dieser Aufgabenverteilung entspricht 
die Verteilung der finanziellen Lasten. 
Der Bund ist zuständig für die Kosten 
des Zivilschutzes, die Länder sind zu
ständig für die Kosten des Katastro
phenschutzes. 

Eine Ausnahme von der Zuständigkeit 
der Länder für den Katastrophenschutz 
ergibt sich aus Art. 35 Abs. 3 GG. Bei 
Naturkatastrophen oder besonders 
schweren Unglücksfällen, die das Ge
biet mehr als eines Landes gefährden 
(überregionaler Katastrophenfall) kann 
die Bundesregierung, soweit es zur wirk
samen Bekämpfung erforderlich ist, 

• den Landesregierungen nicht gefähr
deter Länder die Weisung erteilen, den 
von der überregionalen Gefahrenlage 
betroffenen Ländern Polizeikräfte zur 
Verfügung zu stellen. (Weisungsrecht 
des Bundes) 

• Einheiten des Bundesgrenzschutzes 
oder der Streitkräfte zur Unterstützung 
der Polizei der betroffenen Länder ein
zusetzen. (Einsatzrecht des Bundes) 

Zuständigkeit des Bundes kann 
sich aus der Natur der Sache er
geben 

Fraglich ist - und diese Frage muß nach 
dem Atomunfall von Tschernobyl ge
stellt werden -, ob bei Naturkatastro
phen und besonders schweren Unfällen 
nicht dann in jedem Fall eine Zuständig
keit des Bundes gegeben sein muß, wenn 
diese Notstände nicht bloß überregional 

Der Mensch erwartet Hilfe, soweit 
er sie sich nicht selbst geben und 
auch nicht von seinem Nächsten 
erhalten kann, vom Staat. 

(bundesländerübergreifend), sondern 
überstaatlich sind. Die Zuständigkeit 
müßte sich sowohl auf die entsprechen
de Gesetzgebung wie auch auf die ent
sprechenden Verwaltungstätigkeiten er
strecken. Die Ausübung der staatlichen 
Befugnisse und die Erfüllung der staatli
chen Aufgaben - ist so Art. 30 GG -
indessen Sache der Länder, soweit die
ses Grundgesetz keine andere Regelung 
trifft oder zuläßt. Ergibt sich eine gesetz
geberische Zuständigkeit des Bundes 
nicht aus dem geschriebenen Verfas
sungsrecht, so kann sie sich doch aus der 
Natur der Sache ergeben. Das ist u. a. 
dann der Fall, wenn staatliche Aufgaben 
eindeutig überregionalen Charakter ha
ben : wenn sie sich auf das Bundesgebiet 
als Ganzes erstrecken, bei gesamtdeut
schen und internationalen Aufgaben 
und wenn diese Aufgaben nicht wirksam 
durch ein Land erledigt werden kön
nen? Die Bewältigung eines Atomun
falls, wie er sich in Tschernobyl ereignet 
hat, ist eine solche grenzüberschreitende 
internationale Aufgabe. 

Obwohl so die Zuständigkeiten für den 
Zivilschutz und den Katastrophenschutz 
unterschiedlich sind, ist doch die funk
tionale Identität beider Bereiche -
Schutz von Menschen und Sachen bei 
unterschiedlicher Schadensverursa
chung - so weitgehend, daß die anzu
wendenden Verfahren und Mittel eben
falls weitestgehend identisch sind. 

Bund und Länder (einschließlich Ge
meinden) haben ein integriertes Hilfe
leistungssystem geschaffen, bei dem die 
personellen und sachlichen Hilfsmittel 
von Bund und Ländern (einschließlich 
Gemeinden) sowohl im Frieden als auch 
im Krieg genutzt werden bzw. genutzt 
werden können. 

Die gesetzlichen Grundlagen sind § 1 
Abs. 2 ZSG, wonach Einheiten, Ein
richtungen und Anlagen des Zivilschut
zes sowie deren Ausstattung auch im 
Frieden eingesetzt werden können, so
weit dadurch Zwecke des Zivilschutzes 
nicht beeinträchtigt werden, und § 1 
Abs. 1 Gesetz über die Erweiterung des 
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Katastrophenschutzes (KatSG)8, wo
nach Einheiten und Einrichtungen des 
Katastrophenschutzes ihre Aufgaben 
auch hinsichtlich der besonderen Ge
fahren und Schäden in einem V-Fall 
wahrnehmen. 

Die organisatorische Verbindung beider 
Bereiche erfolgt - letztlich - im Amt 
des Hauptverwaltungsbeamten einer 
Gemeinde, der im Frieden und im Krieg 
für den örtlichen Bevölkerungsschutz 
zuständig ist9• 

Die Einheiten und Einrichtungen des 
Zivilschutzes sind in der Lage, Aufga
ben des Katastrophenschutzes zu über
nehmen, und sie tun das auch. Die Ein
heiten und Einrichtungen des Katastro
phenschutzes sind in der Lage, in einem 
Krieg Aufgaben des Zivilschutzes wahr
zunehmen, und sie werden das auch tun. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
wie auch für die anderen Staaten der 
westlichen Welt ist der Frieden der Nor
malfall. Die im Frieden auftretenden 
Unglücke und Naturkatastrophen müs-

sen beherrscht werden. Das ist die alltäg
liche Aufgabe des Katastrophenschut
zes. Der Krieg dagegen ist der Ausnah
mefall, der, so hoffen und glauben wir, 
niemals eintreten wird. Trotzdem kann 
eine kriegerische Auseinandersetzung 
nicht völlig ausgeschlossen werden. Der 
Zivilschutz muß schon im Frieden Vor
sorge treffen , um seine Aufgaben opti
mal wahrnehmen zu können. Dazu ge
hört es, Maßnahmen durchzuführen, die 
in einem Krieg aus Zeitgründen nicht 
mehr durchgeführt werden können 
(Bsp. Schutzraumbau). Dazu gehört 
aber auch, daß der Zivilschutz durch ein 
Tätigwerden im Frieden bei Unglücken 
und Naturkatastrophen sich die Erfah
rung verschafft, die er benötigt, um in ei
nem Krieg Menschen, aber auch Sachen 
bestens schützen zu können. Wenn der 
Zivilschutz auf diese Weise tätig wird, so 
ist das auch von erheblicher Bedeutung 
für die Abwehr von Gefahren und Schä
den im Frieden und zeigt die enge Ver
bindung zum friedensmäßigen Kata
strophenschutz. 

Schutz des Menschen 

Anmerkungen 

1 Ereignisse, die auf technische Unzulänglichkei
ten oder auf menschliches Versagen zurückzu
führen sind. 

2 Ereignisse, die ihre Ursache in einem Naturge
schehen haben. 

3 Ständige Rechtsprechung des Bundesverfas
sungsgerichts, vgl. BVerfGE46, S. 164; 53, S. 57; 
56, S. 73 ff. 

4 § 1 Abs. 1 Zivilschutzgesetz (ZSG) i. d. F. der Be-
kanntmachung vom 9. 8. 1976 (BGB!. I S. 2109) 

5 Art. 87 b Abs. 2 GG, Art. 85 GG, § 2 ZSG 

6 Vg!. Art. 70 GG , Art. 83 GG 

7 Vgl. BVerfGE 22, 180 (217) 

8 Vom 9. 7. 1968 BGB!. I S. 776 - Nach dem Ent
wurf eines Gesetzes zur Ergänzung dieses Geset
zes soll § 1 zukünftig wie folgt lauten: Der Kata
strophenschutz im Sinne dieses Gesetzes dient 
dem Schutz der Bevölkerung vor den Gefahren 
und Schäden, die im V-Fall drohen (erweiterter 
Katastrophenschutz). Der Entwurf beschränkt 
sich auf eine Ergänzung des geltenden Rechts; 
Teilbereiche des Bundesrechts sollen erneuert 
und fortgeschrieben werden. 

9 Vg!. § 2 Abs. 1 ZSG 

Die Luftrettungsstaffel Bayern 
feierte ihr 20jähriges Bestehen 

Stützpunkte der Luftrettungsstaffel Bayern 

.5' 
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Zur Feier des Jubiläums wurde eine Festschrift herausge
bracht, in der über die Entstehung dieser Rettungseinrichtung 
berichtet wird, über ihren Aufbau, über die vielfältigen Ein
sätze und Erfolge, über die ehrenamtliche Arbeit der Helfer. 

Die Luftrettungsstaffel Bayern ist heute aus der Katastro
phenhilfe nicht mehr weg zudenken. Sie hat bewiesen, wie ra
sche Hilfe aus der Luft nottut, wenn es um Aufspüren von 
Bränden, von Chemieunfällen, Straßen verkehrsunfällen, 
Katastrophen geht. Rechtzeitiges Erkennen von Gefahrenla
gen hat schon viele katastrophale Auswirkungen verhindern 
oder lindern und im Anfang beherrschen lassen. 

In der Luftrettungsstaffel 
Bayern (LRST) haben sich 
1968 bayerische Luftsport
vereine lose zusammenge
schlossen, um ihr vorhande
nes Personal und Gerät in den 
Dienst der Allgemeinheit zu 
stellen. 

1977 wurde die LRST aus 
rechtlichen Gründen in einen 
eingetragenen Verein umge
wandelt. 

Die LRST ist in 7 Flugbereit
schaften gegliedert, die den 
sieben bayerischen Regie-
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Luftrettungsstaffel Bayern 

Entstehender Waldbrand bei Erlangen, von 
der Besatzung eines LRST Flugzeuges ent
deckt und weitergemeldet. 

Flugbeobachter beim Trainingsflug in einer 
Oornier 00 27 der LRST (Weiterbildungs
lehrgang Hettstadt 1988) 

Ein Tanklöschfahrzeug wird vom Flächen
flugzeug aus zum Ei nsatzort geführt. 

Foto : LRST Bayern 

Foto: LRST Bayern 

rungsbezirken entsprechen. 
Die Flugbereitschaftsleiter ar
beiten eng mit der jeweiligen 
Bezirksregierung zusammen 
und koordinieren die Arbeit 
in den Stützpunkten ihres Be
reiches. Die Stützpunktleiter 
sind für den fliegerischen Ein
satz vor Ort zuständig und ste
hen in Kontakt zu Behörden 
und Organisationen auf 
Kreisebene (Katastrophen
schutzreferenten der Land
ratsämter, Forstämter, Feuer
wehr, THW und Polizei). 
Ebenso wie die Flugbereit
schaftsleiter werden sie in 
Lehrgängen auf ihre Aufga
ben vorbereitet. 

Das Präsidium der Staffel hält 
die Verbindung zu den ent
sprechenden Landesministe
rien und Landesverbänden. 
Unmjttelbar mit dem Präsidi
um verbunden ist der Stab der 
LRST. Er ist zuständig für die 
Alarmplanung der LRST, ko
ordiruert überörtliche Einsät
ze, unterstützt und berät die 
F1ugbereitschafts- und Stütz
punktleiter. Außerdem erle
digt er den normalen Ge
schäftsbetrieb. 

Derzeit verfügt die Luftret
tungsstaffel Bayern auf 36 
Stützpunkten über 400 ehren
amtliche Piloten mit 134 F1ä
ehen flugzeugen und mit 4 
Hubschraubern. 

AIIe Mitarbeiter der Luftret
tungsstaffel Bayern, auch Stab 
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und Präsidium, arbeiten eh
renamtlich. 

Die satzungsmäßigen Aufga
ben der LRST Bayern sind : 

a) die Durchführung von Flü
gen und anderen Maßnahmen 
für die Waldbrandüberwa
chung, den Umweltschutz, 
den Katastrophenschutz, den 
Landschafts- und Natur
schutz, den Denkmalschutz, 
die großräumige Verkehrs
überwachung in SonderfäIlen 
sowie der Transport der dazu 
nötigen Sachverständigen und 
Flugbeobachter; 

b) die Aus- und Weiterbil
dung von entsprechenden 
Flugbeobachtern und Flug
zeugführern ; 

c) die Ausarbeitung von 
Richtlinien und die Unterstüt
zung von Maßnahmen, die zur 
Erhöhung der Flugsicherheit 
bei der Durchführung der o. a. 
Aufgaben dienen . 

In den letzten Jahren waren 
dies Flüge zur : 

• Hochwasserüberwachung, 
• Gewässerüberwachung 
(z. B. Ölverschmutzung oder 
verbotenes E inleiten von Ab
wässern), 
• Suche nach iIlegalen MüIl
ablagerungen, 
• Suche nach nicht jahres
zeitlich bedingten Verfärbun
gen in Wäldern (z. B. Borken
käferbefaIl , Immissionsschä
den), 

• FeststeIlung von Manöver-, 
Sturm- und Schneebruch
schäden, 
• Suche nach vermißten Per
sonen und Flugzeugen, sowie 
zur 
• Luftbildarchäologie. 

Im Katastrophenfall können 
Flächenflugzeuge ergänzend 
zu Hubschraubern eingesetzt 
werden, etwa: 

• zur weiträumigen Aufklä
rung und Überwachung, 
• zum Transport von Sach
verständigen oder von drin
gend benötigten Geräten, 
Medikamenten etc. ins E in
satzgebiet, 
• als fliegende Relaisstellen 
beim Ausfall von bodenstän
digen Anlagen oder in bergi
gem Gebiet, 
• zur Verkehrsbeobachtung 
und Kolonnenführung und 
für 
• Flüge mit Pressevertretern 
zum Schadensort. 

Während des normalen Sport
flugbetriebs an Wochenenden 
und Feiertagen achten die Pi
loten der Staffel besonders auf 
Brände, Unfälle und Fälle von 
grober Umweltverschmut
zung. Der Allgemeinheit ent
stehen dabei keinerlei Kosten. 

Um den Einsatz der für die 
Katastrophenbekämpfung 
nötigen Kräfte und Mittel lei
ten und koordinieren zu kön-

nen, benötigt die Einsatzlei
tung einen schnellen und volJ
ständigen Überblick über Ur
sache, Umfang und Auswir
kungen einer Schadenslage. 

Mit den Flugzeugen der Luft
rettungsstaffel verfügen auch 
die untersten Ebenen des Ka
tastrophenschutzes über ein 
bilJiges und trotzdem wirksa
mes Aufklärungsmittel , das 
schnell und unbürokratisch 
anzufordern ist. Da die 36 
Stützpunkte der LRST f1ä
chendeckend über ganz Bay
ern verteilt sind, entfalJen lan
ge zeit- und kosten fressende 
Anflugwege. Die Flugzeuge 
sind 15 bis 30 Minuten nach 
der Alarmierung startbereit, 
angefordert werden sie beim 
jeweiligen Stützpunktleiter 
oder nach dem örtlichen 
Alarmplan. 

Der im Gegensatz zu Hub
schraubern bis zu 90 Prozent 
niedrigere Flugstundenpreis 
von Flächenflugzeugen sowie 
die große Anzahl von Stütz
punkten und Luftfahrzeugen 
erlauben auch einen lange an
dauernden und f1ächendek
kenden Einsatz der LRST, et
wa zur vorbeugenden Wald
brand überwachung. 

Bei angeforderten Einsätzen 
trägt die jeweils anfordernde 
DienststeIJe lediglich die Be
triebskosten des Flugzeuges, 
Personalkosten für die Piloten 
usw. falJ en nicht an! 
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Gefürchtet wird die Mög
lichkeit des Atomterrorismus 
und sie wird heftig diskutiert 
(siehe auch ZIVILVERTEI
DIGUNG 1 und 2/ 88). In 
den letzten Jahren haben 
aber auch Sprengstoffan
schläge, zumeist von militan
ten Gruppen initiiert, die 
Bevölkerungen aller Länder 
verunsichert und verängstigt. 
Gegen sie ist kaum vorsor
gende Sicherung möglich, 
weil, wie im Falle der Auto
bomben mit Selbstmordfah
rer am Steuer, die Tat nicht 
aufzuhalten ist. 

Die Sicherheitsfachschrift 
PROTECfOR, Zürich, hat 
sich in einem Beitrag "Siche
rungstechnik contra Spreng
stoffanschläge" (w. Beck, 
Dipl.-Ing., Sachverständiger 
für Sicherungstechnik beim 
Landeskriminalamt Baden
Württemberg) dieses Pro
blems angenommen. Daraus 
erfahren wir, daß die Stati
stik des Bundeskriminalam
tes der Bundesrepublik 
Deutschland für das Jahr 
1987 700 gemeldete Vorfälle 
im Zusammenhang mit 
Spreng- und Brandbomben 
ausweist. "Dabei wurde nicht 
nur erheblicher Sachschaden 
angerichtet, es kamen viel
mehr auch Personen zu To
de. Außerdem erfolgen jähr
lich etwa 5 000 bis 6 000 
Bombendrohungen, deren 
Gefährlichkeit oft selbst nach 
sorgfältiger Prüfung nicht 
eindeutig beurteilt werden 
kann. Militante Gruppen 
greifen häufiger zu Spreng
mitteln, um ihrer Unzufrie
denheit Ausdruck zu verlei
hen, Eigentum zu zerstören 
und sogar Menschen zu ver
letzen oder zu töten. " Die 
meisten Sprengstoffanschläge 
kamen aus den Konfliktbe
reichen Umwelt (Flughafen
ausbau/ Kernenergie/ Che
mieabfälle) , aus der Wohn-
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raumbewirtschaftung (Sanie
rung und Modernisierung in 
Altstädten), aus dem ,Milita
rismus/ Imperialismus' (Rü
stung/ Waffenhandel / Wehr
und Zivildienst), dem ,Kapi
talismus' (,Politik der Mul
tis' / ,Ausbeutung') und aus 
der Ausländerfeindlichkeit. 
Hauptbetroffene und Ge
fährdete sind Institutionen 
und Objekte, die mit den 
aufgezeigten Konfliktberei
chen in Verbindung stehen. 
Da nach einer Analyse der 
Anschläge die Täter sowohl 
professionelle Sprengstoffe 
wie auch Selbstlaborate be
nutzten und da der Ablage
ort des Sprengstoffes so nahe 
wie möglich am Zielobjekt 
ausgewählt werde und eine 
Vorfeldsicherung mit Bewa
chung, Personen und Materi
alkontrolle nicht aufgebaut 
werden könnte, müßte allen 
Sicherheitsüberlegungen der 
direkt abgestellte Sprengstoff 
unterstellt werden. 

Das Landeskriminalamt Ba
den-Württemberg hat, so be
richtet der Autor, den Auf
trag erhalten, die Bewertung 
von Schutzmöglichkeiten ge
gen Sprengstoffanschläge 
vorzunehmen. U. a. wurde 
nach den Auswirkungen ge
forscht, die durch direkt ab
gestellte oder in unmittelba
rer Nähe deponierte Spreng
ladungen unterschiedlichster 
Brisanz auf Baukörper ein
treten. 

Bei einem Gebäudeteil in 
Stahlbetonskelettbauweise 
konnte "bisher nur durch 
Vorbau von entsprechend 
massiven Stahlbetonwänden" 
ein Schutz erbracht werden. 
Der Vorbau mußte gänzlich 
fensterlos bleiben. 

Neue Überlegungen gingen 
zum Versuch mit einer be
weglichen Schutzkonstruk-

tion, die in "Abhängigkeit 
der Gefahrenlage und der 
Betriebsabläufe einsetzbar 
ist". Man ging auch davon 
aus, daß ein Sprengstoffan
schlag seitens der Vorberei
ter eine "längere Phase des 
Deponierens und des Scharf
machens an der Fassade be
inhaltet" und, sofern Bewa
chung des Objektes vorhan
den ist, genügend Zeit blie
be, ein fahrbares Schutzele
ment zuzuführen. 

Außer der mobilen Einsatz
möglichkeit wurden auch 
weitere Anforderungen an 
eine solche Konstruktion ge
steilt: Nachrüstbarkeit für 
bestehende Gebäude, mini
male Montagebelästigung, 
leicht transportabel. Durch 
ein minimales Gesamtge
wicht sollte erreicht werden, 
daß eine Verringerung der 
ursprünglich für das Objekt 
erstellten Verkehrslast nicht 
notwendig wird. Deshalb 
sollten auch Ausführung und 
Planung solcher Schutzkon
struktionen ausschließlich 
von Firmen durchgeführt 
werden, die baustatisch ge
schulte Mitarbeiter haben. 
"Falsche statische Ansätze 
könnten dazu führen , daß 
die Schutzkonstruktion ei
nem Sprengstoffanschlag 
standhält, das Gebäude hin
gegen infolge Überlastung 
zusammenbricht. Pauschal 
kann aber davon ausgegan
gen werden, daß die Kräfte 
bei einer elastischen Schutz
wand auf die Tragkonstruk
tion des Gebäudes wesent
lich geringer sind als bei 
konventionellen, schweren 
Schutzwänden." Eine 
Schutzwand sollte flexibel 
sein, weil im Alarmfall durch 
schnelles Schließen der volle 
Schutz gewährt würde und 
des weiteren während der 
ungefährdeten Zeit die volle 
Funktionsfähigkeit der Fen-

ster erhalten bliebe. 

Bei der vom Landeskrimi
nalamt Baden-Württemberg 
durchgeführten Bewertung 
von Schutzmöglichkeiten ge
gen Sprengstoffanschläge 
wurden als Angriffsszenarien 
drei der in der Praxis am 
häufigsten praktizierten aus
gewählt: "Selbstlaborate in 
handlicher, tragbarer Menge, 
direkt an der Schutzkon
struktion angelegt; Selbstla
borate in Mengen, wie sie 
ohne Mühe im Pkw trans
portiert werden können , Pkw 
in unmittelbarer Nähe abge
stellt; Militärischer Spreng
stoff, wie er ohne Mühe im 
Pkw transportiert werden 
kann , Pkw in unmittelbarer 
Nähe abgestellt. " Versuchs
ergebnisse bei den Selbstla
boraten: Die Schutzkon
struktionen konnten nicht 
durch sie zerstört werden. 
Die Versuche seien mit mili
tärischem Sprengstoff fortge
setzt worden. Das Versuchs
objekt, ein in unmittelbarer 
Nähe der Schutzkonstruktion 
abgestellter Pkw mit militäri
schem Sprengstoff. Es zeigte 
sich, daß die "flexible, 
sprengwirkungshemmende 
Wand auch einer hochbri
santen Autobombe in unmit
telbarer Nähe so viel Wider
stand" bietet, "daß weder 
Menschen noch Inventarge
genstände zu Schaden kom
men". 

Von den zur Zeit auf dem 
Markt befindlichen Schutz
einrichtungen sei ein großer 
Teil absolut wertlos, aber 
aufgrund der neuen Er
kenntnisse mit der erfolg
reich getesteten flexiblen 
Schutzwandkonstruktion 
brauchte die Sicherungstech
nik vor direkt angelegten 
Sprengkörpern und Auto
bomben nicht zu kapitulie-
ren. emo 
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Von der Landwehr 
zum Territorialheer 

Wolfgang BeRlieh 

Das Territorialheer ist weder eine Neuschöpjung unserer Zeit noch gar eine deutsche 
Spezialität. Laut Brockhaus (14. Auflage 1898) ist 

TERRITORIALARMEE eine Armee, deren Truppenkörper aus bestimmten Teilen des 
Staatsgebietes ergänzt werden und deshalb einen besonderen, den provinziellen Eigentümlichkeiten 

ihres Ersatzbezirks entsprechenden Charakter besitzen, wie z. B. bei der deutschen und 
öste"eichischen Landwehr, der russischen Reichswehr, der italienischen Mobilmiliz und 

Te"itorialmiliz, den Te"itorialtruppen von Rumänien, Serbien und Bulgarien, der griechischen 
Nationalgarde. In Frankreich entspricht die T. der deutschen Landwehr. 

U nter seinen vielen Erscheinungsfor
men in zahlreichen Staaten sei als mar
kantestes Beispiel die Osterreichische 
Militärgrenze l genannt, die vom ersten 
Türkensturm bis zum Berliner Kongreß 
zur Regelung der Balkanfrage 1522-
1881 als Gebietsstreifen unter Militär
verwaltung an der Grenze der Donau
monarchie zum Osmanischen Reich, seit 
1848 gar im Rang eines Kronlandes be
stand. Die Militärgrenze war von genos
senschaftlich organisierten Wehrbauern 
(Uskoken) besiedelt, die zu lebenslan
gem Dienst in einer paraJlel organisier
ten Grenzschutztruppe verpflichtet wa
ren. 

Im deutschen Kulturraum gehen Terri
torialheer und Feldheer auf die germa
nisch-fränkische Rechtsordnung im 
Reiche der Merowinger und Karolinger 
zurück. Damals schon wurde zwischen 

• Landwehr zur Heimatverteidigung 
(unter dieser Bezeichnung seit Mitte 
des 9. Jh .) und 

• Heerbann für Feldzüge (= Feldheer) 

unterschieden. Beide Formen des Krie
ges beruhten auf dem Aufgebot aller 
wehrfähigen Freien ( = Franken) zum 
Volkskrieg. 

Während sich der Heerbann zum Heer
schild2 der Lehnsherren und Vasallen 
(Ritterheer) und nach dem Aufkommen 
der Feuerwaffen im 14. Jahrhundert 
zum Söldnerheer (Landsknechte) ent
wickelte, blieb die fränkische Landwehr 
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Gliederung des Heeres 

Quelle: Weißbuch 1985 Zur Lage und Ent
wicklung der Bundeswehr, S. 193/ 194 

434. Das Territorialheer besteht zur Erfül
lung seines Auftrags aus 
• den territorialen Truppen, 
• den territorialen Dienststellen. 

Es folgt mit seiner regionalen Gliederung der 

Im Feldheer führen die 3 Korps insgesamt 6 föderativen Struktur und den Verwaltungs
grenzen der Bundesrepublik Deutschland . 

Panzer- und 4 Panzergrenadierdivisionen, 1 

433. Das Heer besteht aus Feldheer und Ter
ritorialheer und dem Bereich des Heeresam
tes. 

Dabei ist das Territorialheer gleichzeitig An
Gebirgs- und 1 Luft landedevision. Jeder Di- sprechpartner für die verschiedenen NATO-
vision unterstehen 3 Brigaden; 2 Divisionen Kommandobehörden. 
ist zusätzlich je 1 Heimatschutzbrigade un- L------------------J 
terstellt. Die Korps- und Divisionstruppen ~ 
haben im Einsatz die Aufgabe, die Divisio- Korpstruppen 
nen und Brigaden, die das Verteidigungsge
fecht führen, zu unterstützen. 

Die Panzer- und Panzergrenadierbrigaden 
des Feldheeres sowie die Heimatschutzbriga
den des Territorialheeres sind zur selbständi
gen Führung des Gefechts der verbundenen 
Waffen befähigt. Die Truppenteile der Briga
den des Feldheeres sind präsent , nur der Stab 
und Teile der Versorgungsdienste eines der 
Kampftruppenbataillone werden durch Re
servisten auf Einsatzstärke gebracht. Die drei 
Kampfkompanien dieses Bataillons werden 
im Frieden durch die präsenten Bataillone 
geführt . Auch Divisions- und Korpstruppen 
erhalten zum Teil erst durch Reservisten volle 
Einsatzstärke. 

als Bürgermiliz der aufblühenden Städte 
bis in die Neuzeit erhalten, so in Triest 
als "Territorialmiliz" vom 14. bis 19. 
Jahrhundert. 

Im Spätmittelalter begegnete das Reich 
inneren Unruhen, insbesondere bewaff-

• Artillerieverbände 
• Heeresflugabwehrverbände 
• Heeresfli egerverbände 
• Pionierverbände 
• Fernmeldeverbände 
• Sanitäts- und Logistiktruppen 

Divisionstruppen 

• Infanterieverbände 
• Panzeraufklärungskräfte 
• Artillerieverbände 
• Heeresflugabwehrkräfte 
• Pionierkräfte 
• Fernmeldekräfte 
• Sanitäts- und Logistiktruppen 
• Feldersatzbataillone 

neten Auseinandersetzungen zwischen 
den Reichsständen, etwa ein halbes 
Jahrtausend lang mi~ d~r Anordnung 
befristeter oder terntonal begrenzter 
Landfrieden durch den ReiChstag. Da 
diese Abwehrwaffe mit zunehmender 
Zahl der einzelnen Landfrieden immer 
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stumpfer wurde, beschloß der Reichstag 
von Worms 1495 einen Ewigen Land
frieden und verwies die Reichsstände 
zur Schlichtung ihrer Streitigkeiten an 
das gleichzeitig errichtete Reichskam
mergericht in Speyer, seit 1681 in Wetz
lar. Angesichts der Dauer der Verfahren 
dieses Gerichts, die oft Jahrzehnte bean
spruchte, bedurfte die Wahrung des 
Landfriedens aber auch schon vor der 
Gerichtsentscheidung eines Rückhalts 
mit bewaffneter Macht3. So beschloß der 
Kölner Reichstag von 1512 auf eine 1n
itiative Kaiser Maximilians I. eine 
Reichseinteilung in territoriale Kreise 
zum Zwecke der Reichsexekution. Nach 
anfänglichen Aktivitäten der Reichs
kreise bei der Türkenhilfe erbrachte je
doch erst der Augsburger Reichstag von 
1555 neben dem Religionsfrieden als 
zweites wichtiges Ergebnis eine durch
konstruierte und wirksame Reichsexe
kutionsordnung, die bis zum Ende des 
alten Reiches 1804 galt. Die Wehrhoheit 
(ius armorum) der zehn Reichskreise 
wurde durch die Reichsdefensionalord
nung auf dem Reichstag von Regens
burg 1681 ausdrücklich bestätigt. Durch 
§ 180 des Reichsabschieds von 1654 war 
aber auch die in praxi längst ausgeübte 
Wehrhoheit der sog. armierten Reichs
stände bestätigt worden, die nun also 
rechtens ihre Untertanen zum Wehr
dienst ausheben konnten. Dies wieder
um führte nach französischem Vorbild in 
Preußen zum Kantonreglement von 
1792, das in erster Linie der Aushebung 
von Rekruten diente, zu diesem Zweck 
aber auch eine Territorialeinteilung des 
Staatsgebiets in Aushebungsbezirke 
schuf, die zum Vorbild späterer Eintei
lungen wurde. 

Damit waren zwei Charakteristika des 
Territorialheeres, 

• der Heimatschutz und die daraus fol
gende 

• Einteilung in Territorialbezirke (statt 
oder neben der Einteilung in Truppen
verbände) 

historisch entwickelt, die ihren Aus
druck auch in der für die deutsche Mili
tärgeschichte so bedeutsamen Preußi
schen Heeresreform zu Beginn des 19. 
Jahrhunderts fanden: 

• Die Landwehrordnung von 1813 
stellte den stehenden (Linien-)Regi
mentern die aus gedienten Rekruten zu 
bildenden Territorialverbände zur Seite, 
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• das Gesetz über die allgemeine Mili
tärpflicht von 1814, Vorreiter der späte
ren Wehrpflichtgesetze, ermöglichte die 
ständige personelle Erneuerung der Li
nienregimenter und schuf zugleich ein 
ebenfalls ständig nachwachsendes per
sonelles Potential für die Landwehr im 
Bedarfsfal l. 

Beide Gesetze erlangten Verfassungs
rang und Bedeutung über Preußen hin
au , als durch Art. 61 der Verfassung des 
Norddeutschen Bundes von 1867 und 
des Deutschen Reiches von 1871 die 
Preußische Militärgesetzgebung in allen 
Bundesstaaten eingeführt wurde. 

Das neue Deutsche Reich von 1871 war 
bei seiner Gründung in 15 Korpsbezirke 
eingeteilt, die den (dem kaiserl ichen 
Oberbefehl unmittelbar unterstellten) 
Generalkommandos unterstanden und 
auch über Wehrersatzbehörden verfüg
ten. Im Belagerungszustand und im 
Kriegsfall ging im Korpsbezirk die ge
samte vollziehende Gewalt auf den 
Kommandierenden General übeyA. Von 
1890- 1912 wurden weitere Korps ge
bildet, so daß bei Kriegsbeginn 1914 25 
Armeekorps (einschließlich der bayer i
sehen) bestanden, worauf sich bis zum 
Ende des Kaiserreichs noch kriegsbe
dingte Änderungen ergaben5• 

Nach der Reduzierung des deutschen 
Heeres auf eine Berufsarmee von 
100 000 Mann durch Art. 173 des Ver
sailler Friedensvertrages von 1919 wur
de das rechtsrheinische Reichsgebiet in 
sieben Wehrkreise eingeteilt6, die in das 
Wehrgesetz von 1921 für die Reichs
wehr übernommen wurden. Damit er
gab sich ein Anknüpfungspunkt aus de
mokratischer Zeit für die seit 1955/ 56 
geltende Wehrbereichseinteilung. 

Die Landwehr hatte praktisch dieselben 
Aufgaben wie das heutige Terri torial
heer, bei dem jedoch als drittes Charak
teristikum die Frage des Kommandos ei
ne Rolle spielt. Diese Frage tritt auf, 
wenn für die Kommandogewalt mehrere 
Befehlsebenen in Betracht kommen, al
so insbesondere bei Bundesstaaten, 
Staatenbünden und Verteidigungs
bündnissen, im letzteren Falle in der Al
ternative: Nationales oder Bündnis
kommando? 

In der Deutschen Militärgeschichte war 
ein solcher Fall bei Beginn, des deutsch
französischen Krieges 1870 eingetreten. 
Bis zur Kaiserproklamation im Januar 

1871 in Versailles hatte dem König von 
Preußen der Oberbefehl über das Bun
desheer des Norddeutschen Bundes zu
gestanden, während die süddeutschen 
Staaten durch geheimgehaltene Bünd
nisverträge von 1866/ 67 im Kriegsfall 
zum Beistand unter preußischem Ober
befehl verpflichtet waren7

• Beim Auf
marsch stand die III. deutsche Armee 
am Südfl ügel unter dem Kommando des 
preußischen Kronprinzen Friedrich. Zu 
ihr gehörten neben norddeutschen 
Truppen die Feldkontingente von Ba
den, Bayern und Württemberg als Bun
desgenossen (nicht: Bundesstaaten) des 
Norddeutschen Bundes, während die 
nicht ins Feld ziehenden Truppen unter 
süddeutschem Kommando verblieben. 

Seit dem Eintritt der süddeutschen Staa
ten in das Deutsche Reich war ein sol
cher Fall nicht mehr denkbar, weil 

• bis 1918 das Oberkommando des 
Kaisers umfassend war und 

• seit 1919 die alleinige Wehrhoheit 
beim Reich lag (Art. 6 Nr. 4, 46/ 47 
WRV). 

Jedoch kam es in dieser Zeit zur Bildung 
eines internationalen europäischen Ex
peditionskorps zur Niederwerfung des 
chinesischen Boxeraufstandes von 1901 
unter dem Oberbefehl des preußischen 
Generalfeldmarschalls Graf Waldersee. 

Weder das (u. a.) zur Unterstützung der 
Tiroler Kaiserjäger (kuk.lnfReg. N r. 1) 
an der Südfront der Mittelmächte gegen 
Italien aufgestellte Deutsche Alpen
korps im Ersten noch das zur Unterstüt
zung des Achsenpartners Italien aufge
stell te Deutsche Afrikakorps im Zwei
ten Weltkrieg fü hrten zur Bildung inte
grierter Oberkommandos. 

Erst das Alliierte Expeditionskorps von 
1943-45, die größte Invasionsstreit
macht der Geschichte, leitete mit dem 
Ende des Zweiten Weltkrieges das Zeit
alter integrierter Kommandobehörden 
ein. Dies war auch für die daneben unter 
nationalem Kommando verbleibenden 
territorialen Streitkräfte der Bündnis
partner von zentraler Bedeutung. 

Der deutschen Wiederbewaffnung nach 
dem Zweiten Weltkrieg waren 

• innerstaatlich die Wehrgesetzgebung 
von 1954-57 und 

• völkerrechtlich die Gründung der 
Westeuropäischen Union (WEU) 1948 
und der NATO 1949 bis zum deutschen 
Beitritt von 1954/ 55 vorausgegangen. 
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Beide Bündnisverträge enthielten zwar 
Bestimmungen über Verteidigungsfra
gen, nicht aber über Streitkräfte, ge
schweige denn über Feld- und Territori
altruppen. Territorialstreitkräfte waren 
jedoch in den Europäischen Bündnis
staaten präsent, so daß ihre Stellung im 
Bündnissystem einer Regelung bedurfte. 

Dem sollte der Pariser Vertrag vom 27. 
Mai 1952 über die Europäische Vertei
digungsgemeinschaft (EVG) Rechnung 
tragen. In seinem Kapitel 11 über die Eu
ropäischen Verteidigungsstreitkräfte 
(d. h. die unter Bündniskommando ste
henden Streitkräfte) behandeln die Art. 
10-13 die nationalen (d. h. nicht assi
gnierten) Streitkräfte (Forces armees 
nationales9). Ihre Verwendung sollte zu
lässig sein 

• in außereuropäischen Gebieten der 
Bündnis taaten (Art. 10, § 1), 

• zur Durchführung zwischenstaatli
cher Aufgaben in Berlin, Österreich 
und im UNO-Auftrag (§ 2), 

• zum persönlichen Schutz des Staats-
oberhaupts (§ 3), 

• als nationale Seestreitkräfte (§ 4). 
• § 5 regelte ihre Gesamtstärke, 
• Art. 11 schlug ihnen die Gendarmerie 

und Polizei zur Erhaltung der inneren 
Sicherheit zu. 

• Art. 12 regelte den innerstaatlichen 
Einsatz von EVG-Bündnistruppen 
im inneren und Katastrophennot
stand und 

• Art. 13 den Einsatz von EVG-Bünd
nistruppen in außereuropäischen Ge
bieten der Bündnisstaaten . 

In dem Vorbehalt des Einsatzes 

• von Nationalen Streitkräften in au
ßereuropäischen Gebieten (Art. 10 
§ 1) und 

• von EVG-Bündnisstreitkräften 
durch die Bündnisstaaten in deren 
außereuropäischen Gebieten (Art. 
13) 

kommt zum Ausdruck, daß Frankreich, 
Belgien und die Niederlande damals 
noch Kolonialmächte bzw. Schutzmäch
te ihrer ehemaligen Kolonien waren, ein 
Umstand, der mehr und mehr in den 
Hintergrund getreten ist. 

Nach dem Scheitern des EVG-Vertra
ges im französischen Parlament im Juni 
1954 wurden die Streitkräfte der "bo
denständigen" Verteidigung in das 11. 
WEU-Protokoll aufgenommen, das Teil 
der Pariser Verträge vom 23 . 10. 1954 
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Die westlichen Verteidigungs bündnisse u. Mitgliedsstaaten 

NATO Mitgliedstaaten 1947 WEU EVG (1952/54) 

/ Türkei 

1952 

Griechenland 

/ USA 

Canada 

lsland 

Nornegen 

Dänemark 

Nordat- PortugalS) 
lantik- 1988 
vertrag 
von 1949 Italien 
Wash- 1954 
ington 

Großbritannien 

~ 1947 von 

Frankreich Dünkircben -----J 
Brüsseler 

Welt-

Belgien WEU 1948 Vertrag6 

Pariser 
Niederlande EVG 1952 EVG-

Vertrag 
(nicht ver-

~ 
Luxemburg 

19;J -------' 

wirklicht) 

Bundesrepublik 
Deutschland 

1988 t ~ SpanienS ----==:::: 
8) Spanien und Portugal haben 1988 ihren Beilrill Zllr WEU erklärt (gern. Arl XI des Brüsseler Vertrages). 

ist, in deren Rahmen die Bundesrepu
blik Deutschland der WEU und der 
NATO beitrat. Nach Art. 5 dieses Proto
kolls lO sollten "Stärke und Bewaffnung 
der Streitkräfte für die bodenständige 
Verteidigung und der Polizei kräfte der 
WEU-Vertragsstaaten auf dem europäi
schen Festland unter Berücksichtigung 
der eigentlichen Aufgaben und des Be
darfs sowie der vorhandenen Stärke die
ser Kräfte" durch ein besonderes WEU
Abkommen geregelt werden 11. 

Dieses Abkommen über die bodenstän
dige Verteidigung wurde im Dezember 
1957 in Paris abgeschlossen und deut
scherseits 1961 ratifiziert. Es regelt in 

Art. 1 den Anwendungsbereich , 
Art. 2 Waffenverzeichnis, 
Art. 3 Truppenstärke, 
Art. 4 Verhältnis zur NATO, 
Art. 5 Jäh rliche Meldung über Trup-

penstärke und Bewaffnung, 
Art. 6 Überprüfung der Verzeichnisse, 
Art. 7 Inkrafttreten, 
Art. 8 Verbindliche Wortlaute. 
Aus Art. 1 ergibt sich, daß das Abkom
men nur die sechs WEU-Staaten auf 
dem Europäischen Festland, d. h. mit 
Ausnahme Großbritanniens oder mit 
anderen Worten: die fünf EVG-Staaten 
und das 1954 der WEU beigetretene ita
lien betrifft, und daß es nur für die nicht 
der NATO assignierten und damit unter 
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DIE STREITKRÄFTE DER 

WEU IN DER NATO 

BRÜSSELER VERTRAG 
ÜBER DIE WESTEUROPÄISCHE 

I 
NORDATLATIKVERTRAG 

UNION 1948 VON WASHINGTON VON 1949 

I 
WESTEUROPÄISCHE UNION NORDATLANTIKPAKT-

(WEU) ORGANISATION (NATO) 

I 
Westeuropäischer Rat Nordatlantikrat 

Art. IV lVIII Brüss Vertr. Art. 9 Nordatlantikvertrag 

I 
WEU-Protokoll Nr. 11 v. 1954 SACEUR 

Art. 5 Art 1, 2 Alliierter Oberbefehlshaber Europa 

Streitkräfte der Assignierte i bodenständigen Verbände Unterste llung von Land,- Luft-
Verteidigung 
und Polizei und Seestreitkräften 

I . 

Durchführungsabkommen zu 
Art. 5 des Protokolls II über nicht Streitkräfte der 
nach Art 1, 2 dieses Protokolls der ~ 

NATO unterstellte Streitkräfte, d. h. Territorialverteidigu ng 

in der Bundesrepublik Deutschland: in den WEU-Mitgliedstaaten auf dem Euro-
Territorialheer; päischen Festland, d. h. Frankreich, Benelux, 
(nicht der Bundesgrenzschutz und die Ita lien' die Territorialstreitkräfte und die 
Bereitschaftspolizeien der Länder) überörtlich organisierten Gendarmerien, 

Carabinieri, Guardia civil. 
• seit 1988 auch Spanien und Portugal 

nationalem Kommando verbleibenden glied auch nach seinem Ausscheren aus 
Verbände gilt, wie sie sich aus dem Tl. der Militärorganisation der NATO 1966 
WEU-Protokoll und Art. 4 des TV-Ab- weiter. 
kommens ergeben. Sonach gil t das Ab- Die in Art. 1 des Abkommens angespro-
kommen für Frankreich als WEU-Mit chenen Polizeikräfte sind die Gendar-

Territorialkommandos 

• SÜd } und für die NATO-Armeegruppen 

• Nord 
{

CENTAG } im Kommando-
und bereich Europa-

NORTHAG Mittel AFCENT 

und 
• Schleswig-Holstein für den NATO-Befehlshaber Jütland (COMLANDJUT) 

{ 

(Europa-Nordl 
im Kommandobereich AFNORTH) 

(Hamburg, Schieswig-Hoistein, Dänemark) 

zuständige nationale Kommandobehörden. 
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merien Frankreichs und der BENE
LUX-Staaten sowie die italienischen 
Carabinjeri, nicht aber der Bundes
grenzschutz und die Bereitschaftspoli
zeien der deutschen Länder, die keinen 
Kombattantenstatus im Sinne des Art. 1 
der Haager Landkriegsordnung besit
zen 12 und auch nicht aus dem Verteidi
gungshaushalt (Einzelplan 14), sondern 
aus dem des Bundesinnenministeriums 
(Einzel plan 06 des Bundeshaushalts
plans) finanziert werden (Art. 87 a Abs. 
1 Satz 2 GG). 

Nach dem deutschen NATO-Beitritt 
1954/ 55 und der Wehrgesetzgebung 
1956 / 57 begann der Aufbau der Bun
deswehr angesichts der weltpolitischen 
Lage (Ungarnaufstand und Suez-Krise 
1956/ 57) mit der Aufstellung erster 
Kampfverbände, während der Aufbau 
der Territorialen Verteidigung eher zö
gernd einsetzte. 

Zunächst wurde die Territoriale Vertei
digung mit der Basisorganisation prinzi
piell gleichrangig neben den Teilstreit
kräften Heer, Luftwaffe und Marine ge
führt 13• Aus Anlaß des Abschlusses des 
WEU-TV-Abkommens wurde im No
vember 1957 das Kommando Territo
riale Verteidigung (KTV) in Bad Godes
berg errichtet. Sein erster Befehlshaber 
war Generalmajor v. Horn, dessen 
Nachfolger seit 1961 Generalleutnant 
Schwatlo-Gesterding. Dritter und letz
ter Befehlshaber wurde 1964 General
leutnant Übelhack. 

Im Februar 1969 begann die Einbezie
hung der Territorialen Verteidigung in 
das Heer durch Unterstellung des KTV 
unter den Inspekteur des Heeres l 4, im 
März 1970 endlich wurde das KTV auf
gelöst, seine Aufgaben vom Führungs
stab des Heeres (FüH) im Bundesvertei
digungsministerium einerseits und von 
den drei neuen Territorialkommandos 

• Süd (TKS) in Mannheim beim NA
TO-Hauptquartier CENTAG und dem 
Hauptquartier der US-Army in Germa
ny, 

• Nord (TKN) in Mönchengladbach 
beim NATO-Hauptquartier NORT
HAG und dem Hauptquartier der Briti
schen Rheinarmee (Art. 6 des 11. WEU
Protokolls) 

• Schleswig-Holstein (TKS-H) in Kiel , 
zugleich WBK I, beim NATO-Haupt
quartier COMLANDJUT) 

andererseits übernommen . Dabei sind die 
~ siehe links im Kasten 
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Von der Landwehr zum Territorialheer 

In den siebziger und achtziger Jahren 
wurden die Territorialtruppen (Heimat
schutztruppe mit Sicherungs- und Ver
fügungstruppen ) fortentwickeltl S, eine 
Entwicklung, die zur Zeit noch andau
ert. Doch damit wird sich der weiterfüh
rende Aufsatz von OTL d. R. Dr. Horst 
SchöUler über "Das Territorialheer als 
Partner der Zivilverteidigung" dem
nächst in ZIVILVERTEIDIGUNG be
fassen . 

Anmerkungen 

1 Vgl. Z immermann , Militärverwaltung 
und Heeresaufbringung in Österreich bis 
1807, Abschn . III der Deutschen Militär
geschichte 1648-1939, hrsg. vom Mili 
tärgeschichtlichen Forschungsamt in 
Freiburg/ Br. von 1964-1979, München 
1983. Auf dieses G esamtwerk wird auch 
im folgenden verwiesen; sowie Meynert, 
Geschichte des Kriegswesens, Wien 
1868/ 69, Bd. 11 , 3. Abschnitt , 7. Capitel, 
S. 156 ff. 

2 Vgl. das E rste Buch des Sachsenspiegels, 
Art. llJ Satz 2; "von herschilden" , eines 
Volksrechtsbuches aus dem 13. Jahrhun
dert 

3 Deutsche Militärgeschichte a. a. 0 ., 
Abschn. 1 (C.4) Papke, Von der Milizzum 
stehenden Heer 

4 Preuß. Gesetz über den Belagerungszu
stand v. 4. 6. 1851, GS S. 451, anwendbar 
gern. Art. 68 RV 1871; zuletzt angewandt 
im Falle der Reichsexekution gegen das 
Land Braunschweig 1919 (RGZ Bd. 107, 
S. 396) 

5 Deutsche Militärgeschichte a. a . O. 
Abschn . V (1890- 1918) B. 3. b, S. 55 , 
279 

6 1943, z. Zt. der größten Ausdehnung des 
deutschen Machtbereiches, waren es wie
der 23 . 

7 Das Großherzogtum Hessen-Darmstadt, 
das nur nördlich der Rhein-Main-Linie 
Mitglied des Norddeutschen Bundes war, 
geriet dadurch in die zwiespältige Situa
tion , seine Streitkräfte im Nordtei l des 
Landes dem Bundesheer zuzuordnen, im 
Südteil aber als Bundesgenosse des Nord
deutschen Bundes, Militärhilfe (Bei
stand) zu leisten. 

8 Spanien und Portugal haben Beitrittsan
träge zur W EU gestellt gern Art. XI des 
Brüsseler Vertrages. 

9 BGBI. 1954 II 342 (347/ 348). Die Ver
fassungsmäßigkeit des EVG-Vertrages 
wurde durch Art. 142 a GG garantiert 
(eingefügt durch das 4. (1954) und wie
der aufgehoben durch das 17. GG-ErgG 
1968 (Notstandsverf.) . 
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1955 
Bundesministerium für Verteidigung 

Stand: Ende 1955 (Aufstellungsbeginn) 

1957 

Führung 

Innere Führung 

111 AuslandlInland 
(Attach6) 

IV Org. u. Ausbau 

V Logist ik 

VI Fernmeldewesen 

VII Mi!. Terr.-Org. 

Führung und 
Ausbildun 

Organisation 

Logistik 

Minister 

Führung und 
Ausblldun 

Organisation 

Logistik 

Fernmeldewesen 

Führung 
Verbandsausbildun 

Organisation 
Einzelausbildung 

Logistik 

Schiffe 

Quelle 1955/ 57: 30 Jahre Bundeswehr 1955- 1985; S. 44; 
1969/70: Weißbuch 1970 "Zur Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland und 

zur Lage der Bundeswehr", Gliederungs-Nr. 78, S. 51/52 

10 BGBI. 1955 11 262 

11 Abkommen über die bodenständige Ver
teidigung und Polizei nach Art. 5 des 11. 
WEU-Protokolls über die Streitkräfte der 
WEU vom 14. 12. 1957, BGBI. 1961 11 
745 

12 Seit 1965 hat der Bundesgrenzschutz 
Kombattantensta tus im Verteidigungsfall 
nur zum Zweck der Selbstverte idigung, 
nicht aber für eigene kriegerische Initiati
ven (BGS-ErgG 1965, seit 1972: § 64 
BGSG). 

13 Weißbuch 1969 zur Verteidigungspolitik 
der Bundesrepublik Deutschland, NT. 1I . 
1. , S. 24 

14 Weißbuch 1971/ 72 zur Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland und zur 
Entwicklung der Bundeswehr, Gliede
rungs-Nr. 138, S. 117- 119 

15 Weißbücher 1975/76, GliederungsNr. 
209, S. 114/ 115, 1979, Gliederungs- NT. 
192, S. 152-154, 1985, Gliederungs-Nr. 
434, 194- 196 
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.eNnu .... Radar X-SAR 'ür Ijyjle Zwecke 
Dr. Hans Mal1jn Braun, Helmu* Kappei 

Das X-SAR ist ein X-Band Radar mit synthetischer 
Apertur, das zusammen mit NASAs "Shuttle lmaging 

Radar" (SIR-C), das im L- und C-Band mißt, auf der 
amerikanischen Raumfähre, dem "Shuttle" fliegen soll. 

Der erste Flug ist 1991 geplant. Die Aufnahme von 
Radarbildem in drei Frequenzbereichen gleichzeitig 

(1.3 GHz, 5.3 GHz und 9.6 GHz) wird den Experimen-

tatoren umfangreich Aufschluß über die Beschaffenheit 
der Erdoberfläche (Signaturen) geben. Diese Radaranla
ge ist ein nächster Schritt in Richtung multispektraler Ra
daraufnahmen mit zwei Polarisationen vom Weltraum 
aus. Nach zwei erfolgreichen Flügen mit dem Shuttle soll 
die X-SARlSIR-C Anlage für die polare US-Plattform 
EOS umgebaut und dort operationeIl eingesetzt werden. 

In Disziplinen wie zum Beispiel Meteo
rologie, Ozeanografie und Erforschung 
der Landrnassen spielt die Radar-Fern
erkundung vom Weltraum aus eine im
mer wichtigere Rolle. Die Erforschung 
unserer Erde sieht sich heute mit Pro
blemkreisen von globaler Natur und 
multidisziplinärem Charakter konfron
tiert. Die geophysikalischen Abläufe auf 
den Landrnassen, in den O zeanen und in 
der Atmosphäre sind gekoppelt, und 
viele Einzelphänomene können nicht 
mehr unabhängig voneinander betrach
tet werden, sondern sie erfordern , daß 
man die Erde als Ganzes sieht und inter
disziplinär über das breite Spektrum der 
Naturwissenschaften hinweg beobach
tet. Ein Beispiel hierfür ist das Studium 
der biogeochemischen Zyklen, bei de
nen chemische E lemente zwischen 
Feuchtgebieten, Atmosphäre und Ozea
nen ausgetauscht werden, oder die Er
forschung des hydrologischen Zyklus, 
bei dem das Wasser zwischen Ozeanen, 
Atmosphäre und Landrnassen zirku
liert. Ein anderes Beispiel ist das Studi
um der klimatischen Abläufe, die unsere 
Umwelt und damit unser Leben beein
flussen. 

Diese globalen Probleme betreffen alle 
Bewohner unseres Planeten; kreatives 
Engagement internationaler wissen
schaftlicher Organisationen und der In
dustrie ist erforderlich, um der Lösung 
dieser Probleme Schritt für Schritt nä
herzukommen. 

Historischer Überblick 

Mitte der siebziger Jahre, als der Satellit 
Seasat (NASA) die ersten monofre
quenten Weltraum-SAR-Bilder der 
Erdoberfläche lieferte und deutsche 
Wissenschaftler mit Flugzeug-Radar-
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X-Band 

Vegetation 

Schnee/Eis 

Informationsgehalt multispektraler Daten 

messungen in L- und X-Band begonnen 
hatten, ergriff man in Deutschland die 
Gelegenheit, ein Weltraum-Radar mit 
synthetischer Apertur (SAR) für die er
ste ESA-Shuttle-Mission vorzuschla
gen. Das daraus entstandene MRSE 
(Microwave Remote Sensing Experi
ment), das von Dornier entwickelt wur
de, hatte drei Arbeitsbereiche: ein 
X-Band-SAR, ein Zwei-Frequenz-Ra
darrückstreumeßgerät (Scatterometer) 
und ein Mikrowellen-Radiometer. Im 
Rahmen dieses Projekts begann Dornier 
die für Weltraum-Radars notwendige 
Technologieerfahrung in Deutschland 
aufzubauen. 

Auf der Basis dieser E rfahrungen wurde 
deutlich, daß es in Z ukunft nötig sein 
wird, auf multispektrale/ mehrpolari
sierte Radarmessungen überzugehen. 
Dornjer führte im Auftrag des BMFT 
und ESA diverse Studien in dieser Rich
tung durch, wobei besonders die Mikro-

C-Band L-Band 

wellenbänder L, C und X Berücksichti
gung fanden . Dabei wurde deutlich, daß 
diese Systeme realisierbar sind, aber ei
nen relativ hohen EntwickJungsaufwand 
erfordern. Die Möglichkeit, eine solche 
Radaranlage in Kooperation mit den 
USA (NASA/ JPL) und Italien zu ent
wickeln, wurde deshalb gerne aufgegrif
fen, und das X-Band SAR wurde zum 
deutsch/ italienischen Beitrag zum be
reits laufenden amerikanischen SIR-C 
Programm. 

Wissenschaftliche Ziele 

Besondere Vorteile bei der Arbeit mit 
multifrequenten Radarbildern verspre
chen sich die Anwender aus der Geolo
gie, Land- und Forstwirtschaft, Ozeano
grafie und G lazeologie. Das X-SAR 
mißt bei einer Radar-Wellenlänge von 
drei Zentimetern und läßt dadurch ganz 
spezielle Dinge auf der Erdoberfläche 
erkennen. Wegen seiner Auflösung zwi-
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Radar X-SAR 

schen 10 Metern und 50 Metern, seinem 
Kontrast bei unterschiedlichen Rauhig
keitsstufen der Erdoberfläche und sei
ner geringen Eindringtiefe in Vegetation 
sind die Messungen des X-SAR eine we
sentliche Ergänzung zu den L- und 
C-Band Messungen des SIR-Co 

Der wichtige Vorteil von multispektra
len Radarmessungen liegt darin, daß die 
Radarinformation in den verschiedenen 
Wellenlängen bereichen (L-, C-, 
X-Band) von unterschiedlichen Ebenen 
in der Vegetation herstammt. Die Infor
mation aus allen Kanälen zusammenge
nommen erlaubt eine hohe Genauigkeit 
bei der Analyse des Bewuchses (Bäume, 
Felder usw.) und dessen Gesundheitszu
standes oder bei der Erforschung von 
Eis und Schnee. Wie bei allen Radarsen
soren können diese Messungen bei Tag, 
Nacht und bei jedem Wetter durchge
führt werden. 

Hauptelemente des SAR-Systems 

Die drei Hauptelemente des X-SAR 
sind die Radaranlage (Sensor) an Bord, 
die bilderzeugende Datenverarbei
tungsanlage ("SAR Processing Seg
ment") am Boden und das Kontrollseg
ment ("X-SAR Control Segment"). 

Radarimpulse, die vom Sensor ausge
sendet wurden, werden an der Erdober
fläche reflektiert. Alle Objekte inner
halb der Zone, die von der Radaranten
ne beleuchtet wird, streuen die Radar
signale nach einem, von den Eigenschaf
ten des jeweiligen Objektes abhängen
den Gesetz zurück. Dabei ist die Rück
streuung von einer Auflösungszelle am 
Boden (zum Beispiel 10m x 10m) durch 
die Parameter Amplitude, Phasendre
hung, Ankunftszeit, Dopplerverschie
bung und Polarisationsdrehung in den 
drei Radarbändern charakterisiert. Die
se Informationen werden einerseits zur 
Auflösung und Ortsbestimmung und 
andererseits zur Charakterisierung 
(Klassifizierung) der Objekte am Boden 
verwendet. 

Die Übertragung der Radardaten zum 
Boden wird von SIR-C und Shuttle 
übernommen, wobei auch eine Band
aufzeichnung an Bord vorgesehen ist. 
Die Daten zur Steuerung und Überwa
chung des Radargerätes werden eben
fal ls über die Shuttle-Datenkanäle gelei
tet. Am Boden werden die ankommen
den Radardaten auf Band gespeichert 
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und von dort sukzessive abgerufen, 
wenn sie zur Erzeugung der Radarbilder 
im "SAR Processor" gebraucht werden. 

Diese so gewonnenen Bilder sehen zwar 
auf den ersten Blick wie Fotos aus, sind 
aber in Wirklichkeit Radarreflexions
muster. Die Bildhaftigkeit kommt durch 
die Tatsache, daß alle Gegenstände auf 
der Erde (wie im optischen Bereich) im 
Mikrowellenbereich unterschiedlichstes 
Refl exionsverhalten haben und sich da
durch unterscheiden lassen. 

X-SAR-Technologie 

Schwerpunktmäßig mußte für das 
X-SAR neuartige Technologie auf fol
genden Gebieten entwickelt werden: 

• SAR-Antenne 
• Radar-Hochleistungsverstärker 
• Echtzeit SAR-Datenverarbeitung 

(Realtime SAR Processing) 

Antenne: 
Die X-Band SAR-Antenne ist ein Hohl
leiterschlitz-Array von zwölf Metern 
Länge und etwa einem halben Meter 
Breite. Sie ist aus längsgerichteten Hohl
leitern aufgebaut, die an der Vorderseite 
in Längsrichtung mit vielen etwa 1,5 
Zentimeter langen Schlitzen versehen 
sind, durch welche die Hochfrequenz
energie abgestrahlt wird. Dadurch wird 
bei der X-SAR-Antenne eine vertikale 
Polarisation erzeugt. Die SIR-C-Anten
nen sind mit vertikaler und horizontaler 
Polarisation ausgerüstet. Ein Hohllei
ternetzwerk auf der Rückseite der An
tenne führt den geschlitzten Hohlleitern 
HF- Energie zu. Auf der Basis seiner Er
fahrung beim Bau von SAR-Antennen 
hat sich Dornier entschlossen, auch bei 
der X-SAR-Antenne die noble Techno
logie der Hohlleiter aus kohlefaserver
stärktem Kunststoff anzuwenden. Ne
ben einem geringen Gewicht verleiht 
dieser Werkstoff der Antenne hohe 
Strukturstabilität. Herstellungstoleran
zen können klein gehalten werden, und 
Deformationen durch Temperaturein
flüsse sind eine Größenordnung gerin
ger als bei gleichartigen Antennen in 
metallischer Ausführung. 

Hochleistungsverstärker: 
Ein Radar-Hochleistungsverstärker er
zeugt aus den Kleinsignal-Radarimpul
sen die für die Abstrahlung über die An
tenne nötigen HochJeistungsimpulse. 
Das zentrale Element ist dabei eine 

Wanderfeldröhre, die beim X-SAR von 
AEG geliefert wird. Der Verstärker mit 
der Röhrenansteuerung und der Strom
versorgung wird von Dornier gebaut. Er 
ist so ausgelegt, daß die Probleme uner
wünschter Hochspannungsentladungen 
und Hochfrequenzüberschläge (Multi
paction) unter Weltraumbedingungen 
vermieden werden. 

SAR-Datenverarbeitung: 
Der "Realtime SAR Processor" ist eine 
Entwicklung auf dem Gebiet der schnel
len Parallel prozessoren. Er wird dazu 
benützt, aus den ankommenden Radar
daten ohne wesentliche Zeitverzöge
rung Bilder zu erzeugen , um dem Bo
denpersonal einen schnellen Überblick 
über die aufgenommenen Gebiete und 
die erreichte Bildqualität zu ermögli
chen. 

Ausblick 

Das X-SAR ist ein wichtiges Projekt für 
alle Nutzer von Radardaten in der Fern
erkundung. Die Entwicklung und der 
Betrieb dieses Instruments, zusammen 
mit dem amerikanischen SIR-C, wird ei
nen wesentlichen Beitrag zur naturwis
senschaftbchen Forschung und zur Er
schließung neuer Technologien liefern. 
Zweifelsohne wird das X-SAR zukünfti
ge SAR-Entwicklungen beeinflussen. 
Diese erste multispektrale Mehrpolari
sations-Anlage wird das ihre dazu bei
tragen, daß SARs in Zukunft aus der 
Fernerkundung nicht mehr wegzuden
ken sind ; nicht zuletzt deswegen, weil sie 
Informationen liefern, die komplemen
tär zu denen optischer Sensoren sind. 
Diese Mission wird zudem ein wichtiger 
Meilenstein in der wissenschaftlichen 
und industriellen Zusammenarbeit zwi
schen Deutschland, Italien und den 
USA sein. 

Der sich den Shuttle-Missionen an
schließende Einsatz dieser Radaranlage 
auf der polaren Plattform der Amerika
ner (EOS) mit kontinuierlichem Betrieb 
über mehrere Jahre hinweg, wird den 
Wissenschaftlern helfen, die Natur un
seres Planeten besser zu verstehen, und 
viele der dadurch gewonnenen Erkennt
nisse werden mit dazu beitragen, daß wir 
unsere Umwelt immer wirkungsvoller 
schützen und bewahren können. 

Diesen Beitrag stell te uns freund licherweise 
das Haus Dornier GmbH zur Verfügung. 
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Janllsz Piekalkiewicz 
" Weltgeschichte der Spionage: 
Agenten, Systeme, Aktionen" 
568 Seiten mit 580 A bbildungen, 
Faksimiles und Graphiken, 78, - DM 
Südwest Verlag, München. 

Sonnen brille, Ledermantel mi t hochge
stelltem Kragen und Schlapphut sind At
tribute des Film- und Fernsehspions. Das 
Kennzeichen des wahren Spions dagegen 
ist Unauffälligkeit, wie der Leser schon in 
der E inleitung des Buches unterrichtet 
wird. Dennoch: Der Autor hat den Schlei
er gelüftet - in geradezu geheimdienstli 
eher Kleinarbeit gelingt es ihm, eine Fülle 
von histori schem Material von den Agyp
tern bis hin zur modernen Satellitenspio
nage zusammenzutragen: Die Geschichte 
der Spionage ist so alt wie d ie Geschichte 
der Menschheit. 

E ine kurze Meldung des ägyptischen Pa
trouillenführers Bannum - in Mari am 
Euphrat entdeckt und etwa um 2000 v. 
Chr. aufgezeichnet - enthält schon An
laß und Aufgabe der Spionage, die sich 
bis heute durchgehalten hat: "Die G renz
dörfer der Banjamiten tauschen Feuerzei
chen aus, und ich beabsichtige herauszu
find en, was dort vor sich geht, weil mir die 
Bedeutung dieser Zeichen noch nicht be
kannt ist. " Von hier bis zum Fall Tiedge 
liegen vier Jahrtausende: von der Sache 
kein so großer Schritt, wohl aber tech
nisch und organisatorisch. Das verdeut
licht der Autor in seinem Streifzug durch 
die Geschichte an vielen Beispielen. 

Der Leser wird auf fast jeder Seite mi t 
Neuem überrascht, wie z. B. mit der Ab
bildung einer Chiffrierscheibe, im 15. 
Jahrhundert von dem Humanisten Leon 
Battista Alberti entworfen. E r gilt seither 
als Begründer des abendländischen 
Schlüssel- und Entzifferungswesens. 
Oder auch mit einem Foto des "Klassikers 
unter den Abhörgeräten": Die Wanze im 
Drink, getarnt als Olive; der sie scheinbar 
durchbohrende Zahnstocher nichts ande
res als eine Miniatur-Antenne. 

Auch in den Kapiteln zur Industriespiona
ge wird der Bogen der Darstellung vorn 
Auskundschaften des Geheimnisses des 
chinesischen Porzellans in der geheimen 
Stadt King- to-tschen durch den Jesuiten
pater d'Entrecolles im 18. Jahrhundert bis 
hin zum Schmuggel von High-Technology 
gespannt und viel Interessantes mitgeteilt. 

Insgesamt ist die "Weltgeschichte der 
Spionage" ein umfassendes Kompendi
um mit einern vielleicht etwas zu kurzem 
Begriffslexikon und einem brauchbaren 
Personen- und Sachregister. 
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"Spione sind Personen die man ge
braucht, aber nicht schätzt" dieses Wort 
Friedrich des Großen mag der Leser nach 
der Lektüre des empfehlenswerten Bu
ches zwar ebenso sagen - aber mit mehr 
Bedacht. gri 

Wasserstoff billiger erzeugen 

Am 17. August 1988 wurde die GHW 
Gesellschaft für Hochleistungselektroly
seure zur Wasserstofferzeugung mbH ge
gründet. G esellscbafter sind neben MBB 
(40 %) die Linde AG (40 %) und Ham
burgische Electricitäts-Werke AG , H EW 
(20 %). 
Z iel der G HW ist es zunächst, eine E lek
trolyse-Anlage im Kilowatt-Bereich zur 
Erzeugung von Wasserstoff mi t hobem 
Wirkungsgrad und niedrigen Investi
tions- und Betriebskosten zu entwickeln 
und einen Prototyp zu betreiben. Ein wei
teres Z iel ist der Betrieb dieser A nlage mit 
wechselnder Last, mit dem Nachweis, 
auch Wind- und Sonnenenergie sowie ko
stengünstigen Nachtstrom über einen lan
gen Zeitraum speichern zu können. 

Die Gesellschaft plant ferner, ein Kon
zept für eine Demonstrationsanlage im 
Megawatt-Bereich zur Wasserstoffelek
trolyse zu entwickeln . Diese soll später im 
Bereich eines HEW-Kraftwerks gebaut 
und betrieben werden. 

Die Besonderheit des nunmehr entwik
kelten Verfahrens ist ein neuartiges, oxid
keramisches E lektrodendiaphragma, mi t 
dem die Hochleistungselektrolyseure 
ausgestattet werden. Es soll von MBB 
hergestellt werden. Durch die technischen 
Neuerungen des G HW-Elektrolyseurs 
wird der Wirkungsgrad (Verhältn is des 
Energiegehalts des gewonnenen Wasser
stoffs zur aufgewendeten elektri schen 
Energie) von derzeit etwa 70 Prozent auf 
mehr als 80 Prozen t erhöht. Dadurch 
können d ie Betriebskosten erheblich ver
ringert werden. Die Investitionskosten 
großtechnischer Anlagen zu r Wasser
stofferzeugung können info lge des neu 
entwickelten Fertigungsprozesses eben
falls stark gesenkt werden. 

E rgebnisse aus dem Betrieb der geplan
ten Prototyp-Anlage, die in München bei 
der Linde AG errichtet werden so ll , wer
den in etwa drei Jahren erwartet. Die Ko
sten des gesamten E ntwicklungsvorha
bens sind auf 13 Mio D M veranschlagt. 
Davon übernimmt das Bundesministeri
um für Forschung und Technologie 50 
Prozent . Die andere Hälfte bringen die 
Gesellschafter entsprechend ihren Antei
~a~ ~ 

MBB aktuell 
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Neuer Videoprinler für Forschung 
lind Medizill: 
Videoprillter VY-E25 von Hitachi 

In der medizinischen Forschung spricht 
vieles für den Videoprinter. Werden Ope
rationen auf Video aufgenommen, ist es 
jetzt möglicb, entscheidende Einzelheiten 
auf dem Foto festzuhalten , anstatt sie nur 
kurz auf dem Standbild eines Fernsehmo
nitors zu begutachten . 

Die wichtigen Phasen des Eingriffes hält 
der Printer dokumentierend fest , so daß 
auch die Kranken-Akte mit Bildmaterial 
ausgestattet werden kann. 

In der Diagnostik leistet der VY-25E 
wertvolle Dienste, denn Untersuchungs
ergebnisse, die erst durch Farbabwei
chungen in einer Werteskala Aussage
kraft erhalten, sind sofort greifbar und ve
rifizierbar. Auch endoskopische Aufnah
men können direkt als stehendes Bild aus
gedruckt werden. Unschärfe und langer 
Verbleib des " Kameraschlauches" im 
Körperinneren gehören der Vergangen
heit an. 

Quelle: MS&L, Selvage & Lee, International 
Public Relations GmbH, Rothenbaumchaussee 
13,2000 Hamburg 13 

61 



62 

Teslgeräl für Schutzanzüge 

Trelltest ist ein Gerät, das in einem hand
lichen Metallrahmenkoffer untergebracht 
ist und mit dem sich die am deutschen 
Markt gebräuchlichen Vollschutzanzüge 
auf Dichtheit prüfen lassen. Für die Luft
versorgung ist ein Versorgungsanschluß 
vorhanden, der an jeder Atemluftf1asche 
oder direkt an einem Atemluft-Kompres
sor angebracht werden kann. Somit be
steht eine völlige Unabhängigkeit von 
dem meist fehlenden Druckluftversor
gungsnetz. Ein Test-Universaladapter so
wie weitere Dichtsetzadapter ermögli
chen eine leichte Verbindung mit dem zu 
prüfenden Anzug. Geprüft wird über die 
Ausatemventile der Schutzanzüge. Eine 
elektronische Stoppuhr ermöglicht die 
exakte Einhaltung der Prüfzeit. Prüfun
gen sind nach VfdB-Richtlinie 0801 nach 
ASTM sowie werksinternen PrÜfvor
schriften möglich. 

Quelle: PROTECfOR Postfach 205, 
eH-B033 Zürich 

Über 80 000 Zivildienstleistende 

Im Monat Oktober 1988 überstieg die 
Zahl der Zivi ldienstleistenden 80000. 
Die Zahl der Zivildienstleistenden wird 
im Jahresdurchschnitt 1988 - wie wi r ei
nem Bericht der Zeitschrift "Der Zivil
dienst, Magazin für den Zivildienstlei
stenden" entnehmen - etwa 75 000 be
tragen. Der Grund für die Steigerung 
wird in dem Andrang zu dem Dienst gese
hen, der durch die Dienstzeitverlänge
rung am 1. 6. 1989 entstanden ist. Sie ha
be auch Auswirkungen auf die Zahl der 
Anträge auf Kriegsdienstverweigerung, 
die im August 1988 einen deutlichen 
Sprung nach oben machte. Eine langfri
stige Prognose über die Zahl der Zivil
dienstleistenden lasse erkennen, daß die 
Jahresdurchschnittszahl sich über 70 000 
halten wird. 

Hans-Halmuth KnOttar 

R Hai der 
eChisextremlsmus 
In der 
Bundesrepublik 
Deutschland ? 
eine Chance • 

USANG 
Europäische Zusammenarbeit 
Erste Satelliten- Tragslruklur in den 
USA eingetroffen 

Die erste in Europa gebaute Einheit einer 
Satellitentragstruktur für das kommer
zielle Trägerprogramm Titan der US-Fir
ma Martin-Marietta ist vom deutschen 
Auftragnehmer Dornier abgeliefert und 
mit einem amerikanischen Großraum
flugzeug in die USA transportiert wor
den. 

Die PCA (Payload Carrier Assembly) Sa
tellitentragstruktur ermöglicht es, gleich
zeitig zwei Satelliten oder andere Raum
fahrtnutz lasten auf einer Trägerrakete in 
die Erdumlaufbahn zu bringen und dort 
getrennt auszusetzen. 

Die Tragstruktur besteht aus einem koni
schen und einem zylindrischen Teil und 
hat bei einer Höhe von sechs Metern ei
nen Durchmesser von vier Metern . Sie ist 
komplett aus kohlefaserverstärktem 
Kunststoff gefertigt (CFK). Dieses Mate
rial zeichnet sich durch besonders hohe 
Festigkeit und Formstabil.ität bei ver
gleichsweise niedrigem Gewicht aus. 
CFK ist somit besonders geeignet für die 
hohen dynamischen Belastungen, die sich 
bei Start und Flug von Trägerraketen er
geben. Da die Tragstruktur gleichzeitig 
als Außenhülle für die mitgeführten 
Nutzlasten dient, ist sie auch hohen Tem
peraturbelastungen durch die aerodyna
mische Aufheizung ausgesetzt; auch hier
für bietet CFK die günstigsten Vorausset
zungen. 

Quelle: " Dornier In formati on" 

Hat der Rechtsextremismus in der 
Bundesrepublik Deutschland eine 
Chance? 
Hans-Helmuth Knüller 

107 Seilen, kart. DM 9,80 
Osang Verlag GmbH, Am Römer/a
ger 2, 5300 Bonn 1 

Der Autor des vorliegenden Bandes, 
Prof. Dr. Hans- Helmuth Knütter, ist als 
Professor für Politikwissenschaft an der 
Universität Bonn tätig. Er argumentiert 
aus reicher Kenntnis und seinen Arbeits
gebieten: Zeitgeschichte, Antifaschis
mus, Politische Bildung, Deutschlandpo
litik, politischer Extremismus. Es werden 
hier nicht hypothetische Überlegungen 
eingebracht, sondern Fakten. Die Last 
der Vergangenheit erschwert eine Bewäl
tigung dieser Vergangenheit und verleitet 
oft zu Resignation, wenn es darum geht, 
politisch mit dafür geradezustehen, daß 
solches Geschehen sich niemals wieder
holen kann. 

" Das Erinnerungsvermögen der Zeitge
nossen ist kurz. Sonst müßten sie wissen 
daß auch 1951, als die Soziali s tisch~ 
Reichspartei (SRP) kurze Zeit Wahlerfol
ge erzielen konnte, und 1965, als die Na
tionaldemokratische Partei (NPD) bei 
fast allen Landtagswahlen mühelos die 
Fünf-Prozent-Hürde übersprang, so ge
tan wurde, als stünden wir in einer Situa
tion, die dem "Entscheidungsjahr 1932" 
ähnelt. Die damaligen Befürchtungen ha
ben sich als maßlos übertrieben erwiesen. 
Da die heutige Aufmerksamkeit und die 
Erscheinung des Rechtsextremismus in 
einem Mißverhältnis stehen, ist die Frage 
sehr berechtigt, welche Chancen er denn 
nun eigentlich habe." So wird gefragt, und 
nach der Lektüre steht auch die Antwort 
fest: Der Rechtsextremismus hat hierzu
lande keine Chance. Knütter rollt die 
Entwicklung chronologisch auf und ana
lysiert, objektiv, frei von jeglicher Cou
leur, und das ist wohltuend, denn es regt 
an, den Dingen auf den Grund zu gehen, 
wie es nach dem Zweiten Weltkrieg zu ei
ner Renaissance der Rechten überhaupt 
hat kommen können . Die materielle Lage 
der Deutschen in der Bundesrepublik 
Deutschland nach 1945 und die geistigen 
Voraussetzungen werden dargelegt, der 
Versuch einer praktisch verwendbaren 
Begriffsbestimmung unternommen. Daß 
bei einem Umfang der Untersuchung von 
nur 107 Seiten nicht detailliert in die Tiefe 
gegangen werden kann , versteht sich von 
selbst, aber die herausgestellten Fakten 
überzeugen von der Schlüssigkeit der ge
machten Aussagen. emo 
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Kondensator 

Destl1lat 

Destl1latpumpe 

Solar Kollektorfeld 

Dest111 atsamme 1 tank 

5a lzwasserpumpe -

Tröpfchenbewiis ser.ung 

Meer - oder Brackwasser 

Abwasser 

Solarbetriebelle Wasserentsa/zungs
Anlage im Dauerbetrieb bewährt 

Unter härtesten Umweltbedingungen hat 
eine von Dornier entwickelte solarbetrie
bene Pilotanlage zur Reinigung von salz
haItigern Grundwasser (Brackwas er) 
den einjährigen Versuchsbetrieb in Thne
sien erfolgreich bestanden. Die an der tu
nesischen Ostküste in der Nähe von Sfax 
Mitte 1987 installierte Anlage wird zur 
Bewässerung von Sonderkulturen in Ge
wächshäusern eingesetzt. In den Som
mermonaten betrug die Tagesproduktion 
ca. 700 I Wasser für das spezielle Tröpf
chen-Bewässerungssystem. 

In ländlichen Regionen wie an der tunesi
sehen Küste ist das Grundwas er stark 
versalzen, so daß das lebensnotwendige 
Trink- und Brauchwasser erst nach einem 
Entsalzungsprozeß zur Verfügung steht. 
Der hierfür notwendige Energiebedarf ist 
recht erheblich und in ländlichen Gebie
ten mit fehlender Energie-Infrastruktur 
kaum finanzierbar. In diesen klimati
schen Zonen, in denen die Verdunstung 
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FUNKnONSSCHEMA DER ANLAGE 

stärker ist als die Niederschlagsmengen, 
also eine hohe Sonneneinstrahlung vor
herrscht, bietet sich die Sonnenenergie als 
Primärenergieträger zur Brackwasser
Entsalzung besonders an. 

Die Arbeitsweise der Pilot-Anlage stützt 
sich auf das Verdunstungs-Kondensa
tionsprinzip, wobei die Anlage elbst aus 
einem Rieselturm mit zwei getrennten 
Kammern besteht. Eine Salzwasserpum
pe fördert das zu entsalzende Brackwas
ser über einen Wärmeaustauscher. Des
sen Beheizung erfolgt über ein 70 m2 gro
ße Vakuum-Solarkollektor-Feld. Das im 
Wärmeaustauscher erhitzte Brackwasser 
wird zu einer Verdampferkolonne geführt 
und durchrieselt, aufgrund der Schwer
kraft, die salzwasserbeständige Riesel
körperschüttung. Im Gegenstrom zieht 
kalte Luft von unten nach oben durch die 
Schüttung, erwärmt ich dabei und wird 
mit Wasserdampf gesättigt. Diese gesät
tigte Luft wird mit einem Gebläse der 
zweiten Kondensatorkolonne zugeführt, 
die ebenfalls mit einer Füllkörperschüt
tung ausgestattet ist. 

Wiederum durch die Schwerkraft rieselt 
das kalte Destillat über diese Schüttung 
und kühlt dabei die von unten nach oben 
strömende warme, gesättigte Luft aus 
dem Verdampfer. Aus der abkühlenden 
Luft wird dabei Wasser auskondensiert, 
das al Produkt gesammelt wird. Nach ei
nem be onderen zusätzlichen Aufberei
tung prozeß steht das Destillat dann auch 
als Trink- und Brauchwasser zur Verfü
gung. 

Die elektri che Energie zum Betrieb von 
Pumpen und Gebläse wird im tune ischen 
Sfax aus dem vorhandenen öffentlichen 
Netz bezogen. Für vollkommen autarke 
Anlagen ist es möglich, Elektrizität mit 
solaren Photovoltaik-Anlagen zu erzeu
gen. Mit einer weiteren Zusatzeinrich
tung an der Entsalzungsanlage kann die 
im Normalfall nicht weiter nutzbare Rest
wärme der Anlage in den Wintermonaten 
für die Beheizung der Foliengewächshäu
ser eingesetzt werden. 

Dornier Information, Postf. 1426, 
7990 Friedrichshafen 

Hospitals ill War 

Vom 25. bis zum 29. Juni 1989 findet in 
Stockholm die zweite internationale Kon
ferenz WARTIME MEDICAL SERVI
CES statt. Hauptthema des Kongresses: 
Human aspects in war. 

Kinder: Effects of the maintaining civil 
functions in war; Women and men given 
extraordinary tasks in civil defence e. g. fi
re defence, health care; Women and men 
participating in acual fighting. 

Erwachsene: Particular requirements due 
to war situations. 

Familien: Con equences of war. 

Hinzu kommen Themen wie: Hostages; 
Human behaviour in shelters; Post-war
traumatic experiences, PTSD; Un peace
keeping forces. 

Anmeldungen und Anfragen bitte an : WAR
TIME MEDICAL SERVICES, IFS-Institute 
for Hospital Planning, Ostermalmsgatan 33, 
S-II426 Stockholm 
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Filigabwehrgej echtsstand ROLA ND 
von AEG 

Im Herbst 1988 wurde der erste von 21 
Flugabwehrgefechtsständen ROLA ND 
(FRG) der Truppe übergeben. Das FRG 
verfügt über je einen Arbeitsplatz für die 
Luft lagebeurteilung (Bild) und Kampf
fü hrung. Es erfaßt Flugziele, ermi ttelt de
ren Bedrohung und definiert die geeigne
te Flugabwehrwaffe. Diese Systeme wer
den zum Schutz von Flugplätzen einge
setzt. 

A EG Öffentlichkeitsarbeit, Theodor-Stern
Kai L, 6000 Frankfurt 70 

Firesaje '89: Eine internationale 
Ausstellllng zum passiven Brand
schlItz 

Mit einer neuen Ausstellung soll der 
unakzeptierbaren Zahl von Todesfällen 
entgegengetreten werden, die durch 
Brände verursacht werden. Die FIRE SA
FE '89 , die vom 20 . bis 22. Juni 1989 in 
der National Hall , Olympia, in London 
stattfindet, ist die erste europäische Aus
stellung für den passiven Brandschutz. 

Z um passiven Brandschutz gehört der 
feuerschützende Entwurf von Gebäuden, 
Einrichtungen und Produkten. Es geht 
dabei also nicht um die Feuerdetektion, 
die Lösungen für die Bekämpfung von 
bereits ausgebrochenen Bränden bietet, 
sondern um die Verhinderung von Feuer
Katastrophen. Die Ausstellung umfaßt 
architektonische E rzeugnisse und Bau
produkte wie Holz- und Stahltüren, 
Wandverkleidungen, Bedachungsmateri
al, anschwellende Anstriche, Hohlraum
schranken und ähnliche Produkte. 

FIR ESAFE '89 EXHIBITION. Philbeach 
Events Limited, Warwick Road , London SW5 
9TA , England 

Aus der " Literatur-Auslese" des IRB 
Verlages, dem Informationszentrum 
RA UM und BA U der Fraunhofer
Gesellschaft, stellen wir vor: 

NlImmer574 
" Geslindheitsgejährdlillg durch 
StrahlIIngen lind Schwingllngen" 

103 Seiten, kart. DM 27,-

Z um Inhalt: Einfluß der Erd- und Um
weltstrahlung, natürliche Radioaktivität 
von Beton und anderen Baumaterialien, 
Radonstrahlung in Lnnenräumen, Elek
troklima und Mikrowellen im Wohn- und 
Arbeitsbereich, Strahlungsbelastung 
durch Bildschirmgeräte, Verträglichkeit 
VOn Kunstlicht. 

NlImmer 1567 
" Werftell/ür den Schiffball" 

58 Seiten, kart. DM 18,-

Zum Inhalt: Werftanlagen und Werftkrä
ne für den Schiffbau, Planung, Konstruk
tion, G ründung und Bauausführun g an 
Werften. 

Schiffbauwerft ; Helling; Ausrüstungskai . 

Der Katalog der Literatur-Auslesen ist kosten
los zu beziehen beim IRB-Verlag, Nobelstraße 
L2, 7000 Stuttgart 80 

Hahn/Hensel/Oppermalln 
KENNZAHLEN 
A rbei tsschlltz-Um weltsch IItz 
Loseblattwerk, Grundwerk 284 
Seiten, Kunststoff-Ordner, DIN A5, 
DM 69,- (zur Fortsetzung) 
Deutscher Fachschriften- Verlag, 
Braun GmbH & Co. KG, Post[ 2120, 
6200 Wiesbaden 1 

Die sich ständig rasant weiterentwickeln
de Technologie stellt an Menschen und 
ihre Umwelt hohe Anforderungen, um sie 
zu beherrschen und mögliche Gefahren 
durch sie auszuschließen, zumindest diese 
zu verringern . Mit dem Grundgesetz un
ter dem Arm, wie es einmal ein bundes
deutscher Politiker formulierte, kann 
man ja nicht ständig herumlaufen, um zur 
rechten Zeit das Richtige parat zu haben. 

Diese neue Sammlung soll ein Nachschla
gewerk sein für den Praktiker. Beim Her
stellen und Betreiben von Maschinen, 
G eräten und technischen Anlagen, beim 
Umgang und Inverkehrbringen von ge
fährlichen Stoffen ist es notwendig, die 
technischen Regelwerke, die Bedeutung 
der Unfallverhütungsvorschriften und die 
Rechtsgrundlagen im Arbeits- und Um
weltschutz zu kennen. Mit dieser Samm
lung, die fortgesetzt wird, jeweils auf den 
neuesten Stand gebracht, wird es leicht 
gemacht, durch erfolgsorientierte Sicher
heitsarbeit das Leben in der gefährlichen 
Arbeitswelt gefahrloser zu bestehen. 

Kennzahlen des Werkes und Daten aus: 
Arbeitswissenschaft , Sicherheitstechnik 
A rbeitsmedizi n, Unfallverhütung, Be~ 
triebspsychologie und betrieblichem Um
weltschutz sollen den Benutzern , also 
Unternehmern , Betriebsleitern , Sicher
heitsfachkräften, Ingenieuren und Tech
nikern und allen Verantwortlichen für die 
Arbeitssicherheit in den Betrieben, als 
zuverlässiges Nachschlagewerk in der 
Praxis dienen. 

Der stabile, formschöne Kunststoff-Ord
ner garantiert Dauerhafti gkeit bei häufi
ger Benutzung im Betrieb. Skizzen, Ta
bellen und Fotos veranschaulichen die 
notwendigen Sicherheitsmaßnahmen 
und erleichtern das sofortige E insteigen 
in das jeweilige Problem. Zum Beispiel im 
Kapitel über Maßnahmen bei Atemnot 
" Infektionsschutz" Empfehlung eines si
cheren Maskengerätes für die Atemspen
de mit zweifacher Sicherheit, durch weI
ches der direkte Kontakt zwischen Patient 
und Helfer vermieden wird . Bei der Angst 
vor a llem wegen AIDS eine wichtige Er
munterung zur Atemspende im Notfall. 

Auch der Anschaffun gspreis stimmt; er 
liegt, gemessen am Gebotenen, niedrig 
und erleichtert dadurch die Anschaffun g 
dieses Fortsetzungswerkes. 
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Heymanns Taschenkommentare 
Strahlenschutzvorsorgegesetz 
Kommentar von Helmut Roewer 
184 S, KunststoJJeinband, DM 78,
Carl Heymanns Verlag, Luxembur
ger Straße 449, 5000 Köln /4 

Der Erlaß des Strahlenschutzgesctzcs, 
das zum 31. 12. 1986 in Kraft trat, war die 
Folgerung des Bundesgesetzgebers aus 
dem Kompetenz- und Maßnahmenwirr
war, das der Reaktorunfall von Tscherno
byl ausgelöst hatte. 

Das Gesetz sieht Maßnahmen der Früh
erkennung solcher Unfälle und ihrer Aus
wirkungen vor und darüber hinaus auch 
konkrete Abwehrmaßnahmen zur Mini
mierung von Schäden. 

Dieser Kommentar, der von einem den 
Lesern von "Zivilverteidigung" durch sei
ne Fachbeiträge bestens bekannten Autor 
erarbeitet wurde, legt praxisbezogen die 
mit dem in a ller E ile erlassenen Gesetz 
aufgeworfenen Rechtsfragen aus. Ein 
Schwerpunkt ist die Erläuterung der Ab
grenzungen und des Z usammenspiels mit 
anderen Gesetzesmaterien, insbesondere 
aus dem 

• Atom- und Strahlenschutzrecht , 
• Europarecht, 
• Polizeirecht, 
• Katastrophenschutzrecht, 
• Lebensmittelrecht, 
• Z ivilschutzrecht. 

Ein zweiter Schwerpunkt liegt in der de
taillierten Erläuterung von Z uständigkei
ten und AufgabensteIlungen dieses für 
den Anwender nicht leicht zu durch
schauenden Gesetzes. 

Der Kommentar bietet wertvolle Hilfe 
den zur Ausführung des Gesetzes berufe
nen Organen in Behörden des Bundes 
und der Länder, Stellen, die mi t Kern-
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brennstoffen umgehen, aber auch allen 
Bürgern , die sich wissenschaftlich oder als 
Betroffene mit diesem Teil des Strahlen
schutzes befassen müssen. 

Der robuste Einband dieses "Gebrauchs
werkes" und das handliche Taschenbuch
format lassen die ständige Benutzung zu 
und sind von Vorteil. emo 

Exakte RaumiiberwacJllmg durch 
großflächigen Foliellsellsor 

Das zum High-Tech-Sensorsystem rea
giert auf alle Ä nderungen der unsichtba
ren Infrarotstrahlung (= Wärme), die von 
Gegenständen und Lebewesen in seinem 
"Gesichtsfeld" ausgehen. Ein sich lang
sam abkühlender Gegenstand löst keinen 
Alarmimpuls aus, dagegen ein sich bewe
gender Mensch. Auf dem Sensor wech
seln sich positive und negative sensitive 
Zonen ab. Die Zusammenfassung be
nachbarter positiver und negativer Ab
schnitte ergibt jeweils einen sensitiven 
Bereich. Wird ein solcher sensitiver Be
reich von einer Person gekreuzt, so liefert 
der Foliensensor ein elektrisches Signal 
an die eingebaute SMD-Elektronik. Be
wegungen innerhalb eines sensitiven Be
reichs führen nur zu einem relativ schwa
chen Signal und damit nicht zur Alarmga
be. Z usätzliche Sicherheit gegen Täu
schungsalarme bietet die chrittweise 
Auslösung. Dadurch werden thermische 
Fremdeinflüsse ausgeschlossen. 

Der Erfassungsbereich von 85 Grad ga
rantiert eine optimale Überwachung. Das 
ganze System ist hermetisch gekapselt 
und daher unempfindlich gegen kapaziti 
ve und induktive Einflüsse. Es ist auch für 
andere Infrarotmelder, gleich welcher 
Herkunft, zugelassen. 

Zetller, Postf. 20 26 26, 8000 München 2 
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EIltwicklung von Priijaulomaten für 
medizinische Geräte allS dem Be
reich der Beatmung 

Im Programm der Bundesregierung "For
schung und Entwicklung im Dienste der 
Gesundheit" ist dem Bereich der Quali
tätssicherung medizinischer Geräte und 
Verfahren besondere Bedeutung beige
messen. 

In diesem Zusammenhang wurde die 
Entwicklung eines Prüfautomaten für Be
atmungsgeräte gefördert. Das Gerät 
überprüft eine Vielzahl pneumatischer, 
elektrischer und elektronischer Funktio
nen von elektronisch-gesteuerten Beat
mungsgeräten und wird zur Sicherheits
prüfung in der industriellen Fertigung 
eingesetzt. 

Neben einer erhöhten Wirtschaftlichkeit 
der Geräteprüfung wird damit auch die 
Zuverlässigkeit der Prüfergebnisse ver
bessert. Ein weiterer Vortei l liegt in der 
Erstellung einer vollständigen, objekti
ven und jederzeit nachvollziehbaren Do
kumentation der Prüfung. 

Eine wesentliche Komponente des Prüf
systems ist ein sechsachsiger Industriero
boter, der die Funktion eines Steilauto
maten für die Betätigung der verschiede
nen Bedienelemente des zu prüfenden 
Beatmungsgerätes wie Drehknöpfe, 
Schieberegler, Taster usw. erfüllt und für 
die Handhabung der verschiedenen Prüf
und SteUwerkzeuge ei ngesetzt wi rd . 

Für Prüfung und Messung der Funktions
parameter eines Beatmungsgerätes ist in 
den Prüfautomaten ein elektronisch ge
steuerter Lungensimulator zur Nachbil
dung der mechanischen Eigenschaften 
der menschlichen Lunge integriert. Bei 
der Entwicklung dieses Simulators wurde 
darüber hinaus auch die Verwendung als 
Prüfgerät in der Klinik sowie als An
schauungs- bzw. Ausbildungsprojekt für 
medizinisches Personal berücksichtigt. 

Quelle: Der Bundesminister für Forschung und 
Technologie 
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Einige Beispiele 
als Vorbellgllngsmaßnahme zur Ver
hinderung von Katastrophen 

Baulicher Brandschutz 

Die Ausbreitung eines Brandes kann 
durch vorbeugend ausgeführte bauliche 
Maßnahmen erheblich reduziert werden. 
Angesprochen sind damit vor allem 
Brandschutz-Maßnahmen nach DIN 
4100. Das Leistungsangebot der Fa. Mi
nimax, Preussag AG Minimax umfaßt 
u. a.: 

• F-90-Abschottungen von Wand- und 
Deckendurchbrüchen (z. B. für Kabel
durchführungen) in Platten- bzw. Mör
telschottausführung oder mit Brand
schutzkissen 

• Beschichtungen und Verkleidungen 
von Elektroinstallationen, Lüftungs
kanälen und Stahlkonstruktionen 

• modulare, brandsichere Kabelträger
systeme 

• elastische Dehn fugenverhüllungen so
wie 

• eine Reihe von Sonderbauteilen. 

Sprinkleranlagen 

Sprinkler reagieren selbsttätig auf ausbre
chendes Feuer. 

Das Funktionsprinzip der Sprinkleranla
ge ist ebenso unkompliziert wie sicher: 
Ein an die Wasserversorgung angeschlos
senes Rohrnetz durchzieht an der Decke 
alle zu schützenden Gebäudeteile. In re
gelmäßigen Abständen sind Sprinkler in 
die Rohrleitung eingepaßt, die im Bereit
schaftszustand verschlossen sind und so 
das in den Rohren unter Druck stehende 
Löschwasser zurückhalten. Bricht Feuer 
aus, öffnen sich die unmittelbar über dem 
Brandherd installierten Sprinkler, sobald 
eine bestimmte Brandkenngröße erreicht 
ist. Der austretende Wasserstrahl tri fft auf 
den Sprühteller des Sprinklers, wird zer-

rissen, so daß ein fe in verteilter "Sprühre
gen" das Feuer eindeckt. Gleichzeitig mit 
dem Öffnen der Sprinkler wird durch den 
Wasserstrom die Alarmsirene ausgelöst. 

Sprinkleranlagen kommen vor allem da 
zum Einsatz, wo mit vielen Menschen 
oder Wertkonzentrationen zu rechnen ist. 

Stationäre Fellerlösch.anlagen 

Spezielle Risiken erfordern spezielle Lö
sungen. Deshalb gibt es neben Sprinkler
anlagen noch andere Löschanlagen für 
den Raum- oder gezielten Objektschutz. 
In einem Punkt sind sie alle miteinander 
vergleichbar: es handelt sich nicht um 
"Schubladen-Systeme", sondern um 
brandschutztechnische Entwicklungen, 
die den unterschiedlichen räumlichen 
Gegebenheiten und Umfeldeinflüssen 
am Einsatzort angepaßt werden müssen. 

Wir unterscheiden Feuerlöschanlagen 
mit gasförmigen Löschmitteln (Kohlen
dioxid oder Halon), Pulver- bzw. 
Schaumanlagen, Sprühwasserlöschanla
gen, Funkenlöschanlagen und Sonder
löschanlagen für spezielle Anwendungs
fälle. 

CO!· und Halonanlagen 

Feuerlöschanlagen mit gasförmigen 
Löschmitteln empfehlen sich vor allem 
dann , wenn Entstehungsbrände beson
ders schnell gelöscht und Folgeschäden 
durch Löschmitteleinwirkung bzw. -rück
stände unbedingt vermieden werden 
müssen. C0 2- und Halonanlagen si.nd 
deshalb ein hervorragender Schutz für 
wertvolle Einrichtungen, wie EDV-Anla
gen, Telefonzentralen, -Laboratorien, 
Archive, Museen, Bibliotheken usw. 

Während C0 2 das Feuer durch Reduzie
rung des Luftsauerstoffes erstickt, beruht 
die Löschwirkung von Halon in erster Li
nie auf dem chemischen Eingriff in den 
Verbrennungsvorgang (antikatalytischer 
Effekt). 

Bei kleineren Raum- bzw. Objektschutz
anlagen wird das Löschmittel in Hoch
druck-StahJflaschen gelagert, die zu un
terschiedlich großen Batterien zusam
mengefaßt werden können. Für die Be
vorratung größerer Löschmittelmengen 
kommt ggf. ein Niederdruckbehälter Zum 
Einsatz. 

Im Brandfall wird das Löschmittel durch 
ein geeignetes Auslösesystem (z. B. 
Brandmeldeanlage) freigegeben und 
über Rohrleitungen in die jeweiligen 
Schutzbereiche geleitet, wo es aus Düsen 
austritt. 
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